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EINFÜHRUNG 

 
 

GERHARD HIRSCHER || Im Jahr 2015 jährte sich zum 25. Mal die staatsrechtliche Wiedervereinigung, 
der Beitritt der ehemaligen DDR zum Geltungsbereich des Grundgesetzes. Das Ende der Sowjetunion 
und des kommunistischen Blocks läuteten eine neue Ära europäischer Geschichte und Weltge-
schichte ein. Die Jahre danach haben Europa eine Zeit des Friedens und des Wohlstandes gebracht, 
aber das „Ende der Geschichte“ ist nicht eingetreten. Die europäische und internationale Politik 
muss vielfältige neue Herausforderungen bewältigen, die diese Friedensordnung gefährden können. 
Ergeben sich manche dieser neuen Herausforderungen aus alten Problemstrukturen, die in unsere 
Gegenwart hinein weiter wirken? 

 
 
 
Die Wiedervereinigung Deutschlands und 

der Zerfall des Sowjetimperiums sind mittler-
weile ein Teil der jüngeren Geschichte. Alle 
heutigen Jugendlichen, ja sogar alle neuen Uni-
versitäts- und Hochschulabsolventen haben das 
geteilte Deutschland nicht mehr erlebt. Ende 
2014 wurde der Fall der Mauer, 2015 die Wie-
dervereinigung Deutschlands in zahlreichen 
Jubiläumsveranstaltungen gefeiert. Ein Viertel-
jahrhundert ist historisch eine kurze, in mensch-
lichen Dimensionen aber lange Zeit. Zu Beginn 
des Jahres 2016 inmitten einer europäischen 
Flüchtlingskrise ungeahnten Ausmaßes und 
ungewissen Ausgangs erscheinen diese Jubiläen 
noch weiter weg zu sein. Die alten Akteure sind 
verschwunden, aber sind auch die alten Denk-
muster und Strukturen endgültig passé? Es 
scheint durchaus eine Überlegung wert zu sein, 
beim Rückblick zu fragen, ob etwas geblieben 
ist. 

In diesem Band soll genau dies anhand aus-
gewählter Beispiele versucht werden. Natürlich 
spielen die Herrschaftsmethoden der DDR-Dik-
tatur heute in unserem Land keine Rolle mehr, 
wie Steffen Alisch erläutert. Aber vom Herr-
schaftsapparat der DDR hat sich nicht wenig 
erhalten – vor allem in Gestalt von Personal 
(aktiv oder verrentet) im öffentlichen Dienst der 
neuen Länder. Auch die Struktur im Medien-
bereich oder im Agrarsektor lässt die eine oder 
andere Wurzel in der DDR erkennen. Gewiss ist 

die Gefahr der Wiederrichtung einer kommu-
nistischen Diktatur in Deutschland praktisch 
nicht vorhanden, aber die Unterschiede in den 
Mentalitäten und in der Haltung zur parlamen-
tarischen Demokratie sind zwischen Ost und 
West immer noch klar erkennbar. Dort lauern 
zumindest potenziell Gefahren, die durch alte 
wie neue antidemokratische Kräfte mobilisiert 
werden könnten. 

In den Jahren nach 1989/90 bot sich die ein-
malige Chance, die Herrschaft des Kommunis-
mus nicht nur politisch, sondern auch wissen-
schaftlich aufzuarbeiten. Dies ist in Deutschland, 
wie Uwe Backes darlegt, im Gegensatz zu eini-
gen anderen Ländern auch insgesamt gut gelun-
gen. Besonders ergiebig scheinen dabei Ansätze 
der Totalitarismusforschung zu sein, die die 
Analyse kommunistischer Herrschaft in einen 
Kontext totalitärer Herrschaft stellt, die auch 
andere Diktaturformen mit einbezieht. Dabei 
kommt dem Vergleich zwischen Faschismus, 
Nationalsozialismus und Kommunismus ein 
besonderer Stellenwert zu. Es gibt dabei viel 
zu lernen: auf der einen Seite die Relevanz von 
Detailstudien, die die Reichweite (und auch die 
Grenzen) totalitärer Herrschaft beschreiben, auf 
der anderen Seite die Notwendigkeit kompara-
tiver Analysen, die allgemeine Strukturen von 
Diktaturen aufzeigen. Der Kommunismus als 
Herrschaftsform des sowjetischen Imperiums ist 
verschwunden, die Diktatur an sich aber nicht. 



G E R H A R D  H I R S C H E R  

6    A R G U M E N T E  U N D  M A T E R I A L I E N  Z U M  Z E I T G E S C H E H E N  1 0 4  

Selbst das Bild der Diktatur kann schillernd 
sein, wie Udo Baron anhand des DDR-Bilds bei 
Linksextremisten aufzeigt. Das Spektrum reicht 
dabei von DDR-Nostalgie, die insbesondere für 
die Klientel der PDS und später der Linken 
wichtig war, bis hin zu offenem Geschichtsrevi-
sionismus bei linksextremistischen Gruppierun-
gen. Dies könnte man als Spinnerei kleiner Min-
derheiten abtun, wenn nicht darin eine latente 
Gefahr läge: Darin kann immer ein Ansatz zur 
Verharmlosung der Diktatur und der Verhöh-
nung der Opfer sein. Zusätzlich kann hier die 
Wurzel für eine Neu-Legitimierung sozialisti-
scher und kommunistischer Diktaturmodelle 
liegen. Dies muss jeden Demokraten zur Vor-
sicht mahnen. 

Die deutsche Einheit ist eine Erfolgsgeschich-
te. Dies betont auch Eckhard Jesse in seinem 
Artikel. Aber man darf die Augen nicht davor 
verschließen, dass es weiterhin Unterschiede 
zwischen Ost und West gibt. In vielen ökono-
mischen Daten zeigt sich der Fortschritt. Aber 
die SED-Diktatur wirkte nicht nur politisch, 
sondern auch wirtschaftlich nach. Zwar ist die 
Abwanderung gestoppt und die Einkommen 
weisen nur noch eine geringe Differenz auf, aber 
die Arbeitslosigkeit ist höher und die Produkti-
vität im Osten erreicht nach wie vor nur zwei 
Drittel der des Westens. Angesichts der immen-
sen Transferzahlungen werden die Grenzen von 
Integration und Anpassung selbst innerhalb 
eines Nationalstaates deutlich. Die Flüchtlings-
ströme treffen in diesen Monaten auf ein in 
manchen Bereichen noch unvollständig verei-
nigtes Deutschland – was gerade die Reaktion 
auf die Zuwanderung im Osten zeigt. 

Eine weitere Bruchlinie zeigt sich im Ver-
hältnis zu Russland. Rudolf van Hüllen argu-
mentiert, dass es insbesondere bei den Linken – 
aber wohl nicht nur dort – heute wieder die 
Tendenz gibt, die aggressive Politik Russlands 
zu verharmlosen und Verständnis für die „Reali-
täten“ in Europa zu wecken. Der „Putinismus“ 
ist für eine linke Partei auf den ersten Blick 
überraschend, da es sich bei dessen Regierung 
ja kaum um eine linke Regierung handelt. Aber 
auf der anderen Seite dient die Unterstützung 
für ihn gerade bei dieser Partei und wohl vor-
wiegend in Ostdeutschland dazu, klassische 
antiwestliche Ressentiments zu bedienen und 

neu zu beleben. Offenbar ist diese Strömung in 
Teilen der deutschen Identität – allerdings im 
Osten wie im Westen – nach wie vor verankert. 
Dass dazu Russland als Identifikationsobjekt 
dient, ist erstaunlich, wurden doch – so Han-
nes Adomeit – klassische Strukturelemente der 
Sowjetunion in das „System Putin“ wieder ein-
geführt. Die Diagnose ist bedrückend, wenn 
man etwa an die Entwicklung der Marktwirt-
schaft und der Zivilgesellschaft oder das An-
wachsen anti-westlicher Ressentiments denkt. 
Die Sowjetunion ist tot und wird nicht zurück-
kehren, aber eine westliche Demokratie ist aus 
Russland bislang auch nicht geworden. Unklar 
ist, ob der Putinismus sich noch verändert und 
wohin sich Russland mittelfristig entwickelt. 
Noch spannender ist die Frage, inwieweit es 
Deutschland beeinflusst – ein vereintes Deutsch-
land, das angesichts drohender Integrations-
probleme durch anhaltenden Flüchtlingszustrom 
in Teilen sich wieder stärker an Russland orien-
tiert. Eine stärkere Westorientierung Russlands 
ist auf absehbare Zeit nicht zu erwarten. 

 
||  DR. GERHARD HIRSCHER 

Referent für Grundsatzfragen der Politik, Parteien- 
und Wahlforschung, Akademie für Politik und 
Zeitgeschehen, Hanns-Seidel-Stiftung, München 
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DER HERRSCHAFTSAPPARAT DER DDR  

AUS HEUTIGER SICHT 
 
 

STEFFEN ALISCH || Die DDR war zuallererst ein Produkt sowjetischer Machtpolitik. Auch ihr Herr-
schaftsapparat orientierte sich am Moskauer Vorbild. Die SED-Diktatur beruhte auf einer stringenten 
Personalpolitik. (Stalin: „Die Kader entscheiden alles.“) Partei- und Staatsapparat waren auf allen 
Ebenen eng verflochten. Die herrschende Partei konnte sich bei der Überwachung der Bevölkerung 
auf ein Netz von „Sicherheitsorganen“ sowie Blockparteien und Massenorganisationen stützen. 
 

 
 
Gregor Gysi, damals noch Fraktionschef Der 

Linken im Bundestag, erklärte nach der Wie-
dereinführung von Grenzkontrollen an der 
deutsch-österreichischen Grenze am 13. Sep-
tember 2015: „Grenzen kann man schließen, 
aber die Probleme löst man damit nicht. Es 
wird höchste Zeit, so schnell und wirksam wie 
möglich die Fluchtursachen zu bekämpfen.“1 
Der Jurist Gysi, SED-Mitglied seit 1967, erweckt 
den Eindruck, nicht zwischen temporären Grenz-
kontrollen und einer totalen Abriegelung der 
Grenze unterscheiden zu können. Abgesehen 
davon ist er offensichtlich überzeugt, dass der 
bundesdeutschen Öffentlichkeit nicht mehr be-
kannt ist, welche deutsche Partei im 20. Jahr-
hundert versuchte, alle ihre Probleme mit einer 
radikalen Grenzschließung zu lösen. 

Doch Gysis Kalkül ist nicht grundsätzlich 
falsch. Teile der ehemaligen DDR-Bevölkerung, 
aber auch nicht wenige Westdeutsche verdrän-
gen das frühere Grenzregime zwischen Ost- 
und Westdeutschland, Mauer und Stacheldraht 
ebenso wie den Gewaltapparat des SED-Staates. 
Gerade in den „neuen“ Ländern lernen Schüler 
nur wenig über die Schattenseiten des „ersten 
deutschen Staates der Arbeiter und Bauern“, 
wie einschlägige Studien überdeutlich zeigen.2 
Auf kritische Veröffentlichungen zur DDR-Ge-
schichte folgen regelmäßig wütende Kommen-
tare und Leserbriefe.3 

Insbesondere von Vertretern der Partei „Die 
Linke“ wird immer wieder versucht, gegen deut-
liche Beschreibungen des Diktaturcharakters der 
DDR und die von deren Staatspartei begange-
nen Verbrechen mit Erzählungen aus dem an-
geblich kommoden Alltag im SED-Staat (ohne 
Arbeitslosigkeit, soziale Kälte und „arrogante 
Wessis“) anzugehen. Mit dem Zauberwort „diffe-
renzierte Geschichtsbetrachtung“ soll „gelebtes 
Leben“ in der DDR gegen Kritik „von außen“ 
immunisiert werden. 

Der Autor des vorliegenden Beitrags erstellte 
im Jahre 2011 ein Gutachten für die Enquete-
kommission des Brandenburger Landtags, die 
sich (halbherzig) mit der Aufarbeitung der Ge-
schichte und der Bewältigung der Folgen der 
SED-Diktatur befasste. Das Gutachten, in dem 
das DDR-Bild der Brandenburger Parteien nach 
1990 analysiert wurde, stieß auf großes Interes-
se, aber auch auf zum Teil heftige Kritik. Ein 
besonders „brisanter“ Vorwurf kam aus der 
Fraktion Der Linken, die mir „die rückwärts-
gewandte Position eines monotheistischen Ge-
schichtsbildes“ attestierte.4 Bis heute konnte ich 
nicht herausfinden, warum Die Linke ein poly-
theistisches DDR-Bild bevorzugt und wie sie 
eigentlich das Propagieren von Vielgötterei ideo-
logisch begründet. 

Doch ungeachtet solcher geschichtspoliti-
scher Kapriolen gelingt es Der Linken nach wie 
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vor, (zu) viele Ostdeutsche davon zu überzeu-
gen, dass Kritik am Herrschaftssystem der DDR 
mit Kritik an der ostdeutschen „Normalbevölke-
rung“ gleichzusetzen sei.5 Damit reißt sie immer 
wieder neue Gräben zwischen Ost und West 
auf. Dem muss mit Fakten entgegengetreten 
werden. Dazu soll auch dieser Beitrag dienen. 
 
DIE DDR ALS PRODUKT SOWJETISCHER  
POLITIK 

Die DDR war zuallererst ein Produkt sowje-
tischer Machtpolitik, ein „Homunculus“ der 
Sowjetunion, wie es der langjährige Botschafter 
Moskaus Pjotr Abrassimow einmal formulierte. 
Anfang 1944 begann die im Moskauer Exil le-
bende KPD-Führung auf sowjetische Anweisung 
mit der Ausarbeitung von Konzeptionen für die 
politische Gestaltung Nachkriegsdeutschlands. 
Die westlichen Alliierten ließen eine direkte 
Integration ganz Deutschlands in den sowjeti-
schen Machtbereich natürlich nicht zu. Deshalb 
verfolgte Moskau in der unmittelbaren Nach-
kriegszeit eine Doppelstrategie: Zum einen wa-
ren die Sowjets bestrebt, möglichst die Vorherr-
schaft auch über Westdeutschland zu gewinnen 
bzw. die Westzonen wenigstens zu neutralisie-
ren: Man wollte sich die Option auf einen neu-
tralen, aber von Kommunisten dominierten ge-
samtdeutschen Staat offen halten. In der eigenen 
Besatzungszone wurden die Weichen dagegen 
sehr schnell auf eine „sowjetisierte“ politische 
und gesellschaftliche Ordnung gestellt. 

Damit verbunden war der Aufbau eines am 
sowjetischen Vorbild orientierten Herrschaftsap-
parates. Die Schaltstellen wurden überwiegend 
mit Personal aus dem Moskauer Exil besetzt. 
Die angestrebte sozialistische Diktatur bemän-
telte man zunächst noch mit Begriffen wie „anti-
faschistisch-demokratische Neuordnung“. For-
mell etablierten die Sowjets sogar ein Mehrpar-
teiensystem. Neben KPD und SPD (die mit dem 
deutlich linkeren Programm antrat) erhielten 
mit der CDU und der Liberaldemokratischen 
Partei (LDP) auch zwei bürgerliche Parteien die 
Lizenz, später kamen noch die als Sammelbecken 
geläuterter früherer Nazis gedachte National-
demokratische Partei (NDP) sowie die Demo-
kratische Bauernpartei (DBP) hinzu. Voraus-
setzung zur Zulassung war die Bereitschaft zur 
„Zusammenarbeit“ mit den anderen Parteien in 

dem von sowjetischen und deutschen Kommu-
nisten kontrollierten sogenannten „Block der 
antifaschistisch-demokratischen Parteien“, was 
auf die Unterwerfung unter den Willen der 
Kommunisten hinauslief.6 

 
DIE SED ALS ALLES DOMINIERENDE  
STAATSPARTEI 

Im Juni 1946 entstand unter massivem Ein-
satz von Zwang und Gewalt aus den beiden 
Arbeiterparteien SPD und KPD eine „Sozialisti-
sche Einheitspartei Deutschlands“. Diese wur-
de von ihrer Führung zielstrebig in eine marxis-
tisch-leninistische Massen- und Kaderpartei 
„neuen Typs“ nach Lenin umgestaltet. 

Die SED erhob einen umfassenden Füh-
rungsanspruch über alle Bereiche der DDR-
Gesellschaft, der ab 1968 auch in Artikel 1 der 
DDR-Verfassung abgesichert war. Wichtigstes 
Herrschaftsinstrument über die Parteigliederun-
gen war das Prinzip des sogenannten demokrati-
schen Zentralismus. Nachgeordnete Instanzen 
hatten den Beschlüssen der Zentrale und der 
übergeordneten Gliederungen in ihrem Bereich 
Folge zu leisten. Die Basis blieb einem strengen 
Kontroll- und Disziplinierungsregiment unter-
worfen, so dass innerparteiliche Kritik nahezu 
unmöglich gemacht wurde.7 

Alle wichtigen Leitungsfunktionen in den Par-
teien, in Staat, Wirtschaft und gesellschaftlichen 
Organisationen (mit Ausnahme der Kirchen) 
wurden nach einem sogenannten Nomenkla-
tursystem besetzt, in dem die jeweilige zustän-
dige Parteiinstanz immer die letzte Entscheidung 
traf. Die höchsten Funktionäre nannte man 
Nomenklaturkader. SED- und Staatsapparat 
waren personell und funktionell aufs engste mit-
einander verflochten – die Parteiführung behielt 
immer die Entscheidungskompetenz über Zu-
ständigkeiten. 

Exekutive, Legislative und Jurisdiktion lagen 
in den Händen der SED. Die für die verhasste 
bürgerliche Demokratie charakteristische Gewal-
tenteilung wurde also durch eine „Gewalten-
einheit“ ersetzt. Allein im Apparat des Zentral-
komitees waren Ende der achtziger Jahre etwa 
2.000 Mitarbeiter tätig.8 

Zwei SED-Generalsekretäre bestimmten als 
„starke Männer“ für jeweils zwei Jahrzehnte die 
Geschichte der DDR. Der langgediente kommu-
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nistische „Apparatschik“ Walter Ulbricht hatte 
schon kurz nach der Gründung der SED fak-
tisch die gesamte administrative Parteiarbeit in 
der Hand. Wie schon Stalin, so stützte sich 
auch sein Protegé Ulbricht vorwiegend auf den 
Parteiapparat, dessen Leitung er offiziell 1949 
übernahm. Der III. Parteitag im Juli 1950 ak-
klamierte Ulbricht schließlich zum Generalsek-
retär. Nachdem es ihm 1953 und 1956 zweimal 
gelungen war, bedrohliche innenpolitische Geg-
ner auszuschalten, herrschte er unangefochten. 
1960 übernahm er auch das höchste Staatsamt 
(Vorsitzender des Staatsrats). Bezeichnender-
weise gelang es erst seinem Kronprinzen Erich 
Honecker mit Unterstützung aus Moskau, den 
im Alter zusehends starrsinnigen und zuweilen 
gegen den sowjetischen Stachel lockenden Dik-
tator 1971 abzulösen. 

Honecker, der das Politbüro zügig nach eige-
nem Gusto umgestaltete, verfügte ab 1976 – als 
er ebenfalls in Personalunion Staatsratsvorsit-
zender wurde – über die gleiche Machtfülle wie 
sein Vorgänger in den sechziger Jahren. Alle Vor-
lagen, die in die wichtigsten Parteigremien Polit-
büro und ZK-Sekretariat eingebracht werden soll-
ten, liefen über Honeckers Schreibtisch. Seine 
schriftlichen und mündlichen Kommentare wa-
ren praktisch verbindlich, die formale Abseg-
nung der entsprechenden Beschlüsse durch die 
eigentlich zuständigen Instanzen bildete in der 
Regel nur noch das schmückende Beiwerk. 

Mit diesen höchst voluntaristischen Ent-
scheidungswegen verletzte die SED auch das 
eigene Statut, das den Parteitag als höchstes Par-
teiorgan vorgesehen hatte. Tatsächlich konnte 
der XII. Parteitag im Dezember 1989 nach dem 
Zerfall der eigentlichen Machtzentren erstmals 
die vorgesehene Funktion ausfüllen. Die elf Par-
teitage vorher dienten der SED-Führung aus-
schließlich als vollkommen manipulierte Propa-
gandavorstellungen. Auch das Zentralkomitee 
als formell höchstes Gremium zwischen den Par-
teitagen war unter Honecker ein reines Akkla-
mationsorgan. ZK-Mitglied zu werden, galt im 
SED-Staat dennoch als ein erheblicher Prestige-
gewinn. 

Für eine Opposition war in diesem System 
kein Platz, Oppositionelle wurden folgerichtig 
als Feinde des Friedens und des Sozialismus 
bezeichnet und behandelt.9 

DIE STÜTZEN DER PARTEI:  
JUSTIZ, POLIZEI / MFS, STRAFVOLLZUG 

Die DDR war eine SED-Diktatur, kein Stasi-
Staat. Die Partei unterhielt ein ganzes Netzwerk 
von Sicherheitsorganen. Eine zentrale Rolle bei 
der Absicherung der SED-Herrschaft spielte die 
politische Justiz. Das Recht galt als „Waffe im 
Klassenkampf“, Rechtsfragen als Machtfragen. 
Eine unabhängige Justiz wäre somit system-
fremd gewesen. Die politische Steuerung der 
Justiz lag vor allem in den Händen der (SED-) 
ZK-Abteilung für Staat und Recht. Diese arbei-
tete im Bereich des politischen Strafrechts 
schwerpunktmäßig mit der Abteilung IX des 
Ministeriums für Staatssicherheit zusammen, 
die als Untersuchungsorgan fungierte, während 
die Abteilung XIV Untersuchungshaftanstalten 
betrieb. Die für politische Strafsachen zustän-
digen Staatsanwälte, die vor ihrem Einsatz von 
SED und MfS überprüft wurden, übernahmen 
die von der Stasi vorformulierten Anklageschrif-
ten häufig unverändert.10 

Vermeintlich bzw. tatsächlich Oppositionelle 
oder „Antragsteller auf ständige Ausreise“ wur-
den seitens der SED nicht nur mit Gesinnungs-
strafrecht, sondern zum Teil auch mit arbeits- 
bzw. familienrechtlichen Maßnahmen bekämpft. 
Obwohl es etwa im Zivilrecht durchaus auch 
korrekt ablaufende Verfahren gab, konnten SED 
und MfS jederzeit in laufende Prozesse eingrei-
fen und das Recht nach Belieben beugen. So 
galt das „Recht auf Arbeit“ für einen „Ausreise-
kandidaten“ nicht mehr, zum Teil wurde ihm 
sogar mit fadenscheinigen Begründungen das 
Sorgerecht für seine Kinder entzogen. 

Ein Legalitätsprinzip existierte im SED-Staat 
ebenso wenig wie eine Verwaltungsgerichtsbar-
keit zur Überprüfung staatlicher Entscheidun-
gen. Anstelle Letzterer traten die sogenannten 
Eingaben, die die sozialistischen Untertanen an 
ihre Herrscher richten konnten und die diese 
dann nach Gutdünken beantworteten – eine 
quasi feudalistische Praxis. 

Das Ministerium für Staatssicherheit wurde 
über Jahrzehnte zu einem flächendeckenden 
Überwachungs-, Manipulations- und Unter-
drückungsapparat ausgebaut. Dieser sollte den 
totalen Herrschaftsanspruch der SED-Führung 
gegenüber der eigenen Bevölkerung um jeden 
Preis sichern. Darüber hinaus befasste sich das 
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MfS mit Aufklärung und Diversion gegen den 
Westen, vor allem natürlich gegen die Bundes-
republik. Die Stasi war politische Geheimpolizei, 
Ermittlungsbehörde bei „politischen Straftaten“ 
und Nachrichtendienst in einem. Die besondere 
Gefährlichkeit des MfS bestand in der Bünde-
lung umfassender Aufgaben und Kompetenzen, 
die keinerlei administrativer und parlamentari-
scher Kontrolle, sondern nur der der SED-Füh-
rung unterlagen. Die Stasi selbst verstand sich 
als „Schild und Schwert“ der SED. 

Das MfS verfolgte nicht nur tatsächlich be-
gangene „Taten“, sondern war auch „Ideolo-
giepolizei“ (Siegfried Mampel). Insbesondere in 
den siebziger und achtziger Jahren bemühte 
sich der Staatssicherheitsdienst immer stärker 
um flächendeckende Überwachung aller auch 
nur potenziellen Gegner und versuchte, opposi-
tionelle Aktionen schon im Vorfeld zu verhin-
dern. Die Stasi beschränkte sich nicht auf die 
bloße Beobachtung sogenannter „feindlich-nega-
tiver“ Kräfte, sondern nutzte auch „unkonven-
tionelle“ Methoden. MfS-Mitarbeiter fertigten 
zum Beispiel für die operative Arbeit „Geruchs-
konserven“ mit dem Schweiß wichtiger „Feinde“ 
an. Maßnahmepläne zur „Zersetzung“ bestimm-
ter „Feinde“ wurden entwickelt – darunter ver-
stand das MfS die „Zersplitterung, Lähmung, 
Desorganisierung und Isolierung feindlich-nega-
tiver Kräfte“ auf konspirativer Basis.11 Der Be-
troffene sollte am Arbeitsplatz und in seinen 
persönlichen Beziehungen isoliert und diskredi-
tiert, persönlich verunsichert oder sogar krimi-
nalisiert werden. Das Mielke-Ministerium stütz-
te sich dabei auf Erkenntnisse der sogenannten 
„operativen Psychologie“. Ziel war etwa, oppo-
sitionelle Gruppen mit künstlich ausgelösten 
internen Streitigkeiten zu beschäftigen, um sie 
von politischen Aktivitäten abzulenken. 

Insbesondere bei in die Bundesrepublik ge-
flohenen „Überläufern“ aus den eigenen Reihen, 
aber auch bei Fluchthelfern schreckte die Stasi 
selbst vor Mord nicht zurück. Über den Um-
gang mit potenziellen bzw. tatsächlichen „Ver-
rätern“ aus dem MfS äußerte sich MfS-Chef 
Erich Mielke intern am 19. Februar 1982 sehr 
deutlich: „Wir sind nicht gefeit, leider … dass 
auch mal ein Schuft unter uns sein kann. … 
Wenn ich einen jetzt wüsste, der würde ab 
morgen schon nicht mehr leben, ganz kurzen 

Prozess. Aber weil ich Humanist bin, deshalb 
habe ich solche Auffassung. Lieber Millionen 
Menschen vorm Tode retten, als wie einen 
Banditen leben lassen, der uns also die Toten 
bringt. Muss ich mal richtig erklären, warum 
man so hart sein muss? Weil wir sprachen von 
wegen und so weiter, nicht hinrichten und nicht 
Todesurteil. Alles Käse, Genossen. Hinrichten 
die Menschen, ohne Gesetze, ohne Gerichts-
barkeit usw.“12 

Im Oktober 1989 standen etwa 91.000 
hauptamtliche Mitarbeiter beim MfS in Lohn 
und Brot, davon gehörten mehr als 11.000 dem 
sogenannten Wachregiment an. Dessen Mitglie-
der schützten Regierungs- und Parteigebäude 
und waren für einen eventuellen Bürgerkrieg 
geschult und ausgerüstet. Das MfS war militä-
risch organisiert und beschäftigte die meisten 
seiner Mitarbeiter (ca. 85 Prozent) als Berufs-
soldaten. Nur Personen- und Objektschützer 
dienten zum Teil auf Zeit, außerdem gab es 
(wenige) Zivilbeschäftigte. 

Zuletzt waren 2.232 „Offiziere im besonde-
ren Einsatz“ (OibE) – ausgestattet mit einem 
Tarnbeschäftigungsverhältnis – verdeckt in 
sicherheitspolitisch bedeutsamen Positionen 
inner- und außerhalb der DDR tätig. OibE be-
setzten zum Beispiel zentrale Positionen in an-
deren „bewaffneten Organen“, entschieden in 
Betrieben über den Einsatz von „Reisekadern“ 
im westlichen Ausland oder agierten als MfS-
Vertreter (Residenten) und Wachkräfte in DDR-
Auslandsvertretungen. 

Neben den hauptamtlichen agierten 1989 
noch einmal 174.000 inoffizielle Mitarbeiter (IM). 
Wichtige Einsatzfelder bildeten neben potenzi-
ell oppositionellen Milieus vor allem die ande-
ren Sicherheitsorgane (zum Beispiel waren je 
nach Region 10 bis 20 Prozent der Volkspoli-
zisten neben der dienstlichen Kooperations-
pflicht auch als inoffizielle Mitarbeiter an das 
MfS gebunden) und die Wirtschaft. 

Abgesehen von der direkten Bekämpfung 
oppositioneller Bestrebungen ging es um die 
präventive Sicherung zentraler gesellschaftlicher 
Schaltstellen. Der SED-Parteiapparat sowie die 
Führungsgremien durften allerdings nicht mit 
IM durchdrungen werden, auch die Überwa-
chung bestimmter Parteifunktionäre war nur 
mit Genehmigung höchster Parteistellen mög-
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lich. Zusätzlich zu den DDR-IM agierten bis 
1989 schätzungsweise 20.000 „Inoffizielle“ in 
der Bundesrepublik.13 

Zur Überwachung und Kontrolle der Bevöl-
kerung standen der SED neben dem MfS u. a. 
die „Deutsche Volkspolizei“, die ebenfalls über 
175.000 „freiwillige Helfer“ verfügte, sowie die 
freiwilligen Helfer der Grenztruppen zur Verfü-
gung. Auch die Nationale Volksarmee konnte 
im Spannungsfall im Innern eingesetzt werden, 
hinzu kamen die ebenfalls mit schweren Waf-
fen ausgerüsteten „Kampfgruppen der Arbeiter-
klasse“. Letztere waren bewaffnet (zur Absiche-
rung des Mauerbaus) oder unbewaffnet (bei den 
Demonstrationen im Herbst 1989) auch gegen 
den „inneren Feind“ im Einsatz. 

Alle Sicherheitskräfte wurden auf regionaler 
Ebene durch sogenannte Bezirks- bzw. Kreis-
einsatzleitungen koordiniert, an deren Spitze die 
ersten Sekretäre der jeweiligen Bezirks- bzw. 
Kreisleitungen der SED standen. 

Blockparteien und Massenorganisationen 
sollten als Transmissionsriemen der SED-Politik 
die Interessen derjenigen Bevölkerungsschich-
ten, die auf anderen Wegen nicht erreichbar 
waren, aufnehmen und systemimmanent kana-
lisieren. Die Blockparteien konnten aufgrund 
ihrer vergleichsweise geringen Mitgliederzahl 
(etwa 500.000) und ihres schlechten Rufs in 
der Bevölkerung („Blockflöten“) diese Funktion 
nur begrenzt erfüllen. Dagegen erreichten die 
Massenorganisationen (z.B. der Freie Deutsche 
Gewerkschaftsbund – FDGB – und die Freie 
Deutsche Jugend – FDJ) sehr viel mehr Men-
schen und erlangten für die SED deshalb eine 
deutlich größere Bedeutung. 

Der Strafvollzug war eine tragende Säule der 
Parteidiktatur, da er die Inhaftierung und Isolie-
rung vermeintlicher oder tatsächlicher Gegner 
der SED ermöglichte. Die Partei legte die Straf-
vollzugspolitik und die Haftbedingungen bis ins 
Detail fest, insbesondere gegenüber „Staatsfein-
den“ mahnte sie zur Unnachgiebigkeit. Doch 
auch diejenigen Gefangenen, denen die DDR-
Justiz kriminelle Handlungen vorwarf, mussten 
ihre Haft unter menschenunwürdigen Bedin-
gungen verbringen. Im Zentrum aller Anstren-
gungen der Verantwortlichen des Strafvollzugs 
stand die Sicherheit, deren Primat auch die 
Möglichkeiten der angestrebten ökonomischen 

Verwertung der Arbeitskraft der Häftlinge ein-
schränkte. Offiziell sollten die Gefangenen „er-
zogen“ werden, tatsächlich war der Haftalltag 
aber aus Sicht der meisten Insassen durch Will-
kür und Ohnmacht geprägt.14 

Der Freikauf politischer Gefangener durch 
die Bundesregierung bildete eine sprudelnde 
Einnahmequelle für die SED. Bis 1989 entließ 
die DDR 33.755 Häftlinge gegen Zahlungen 
und Warenlieferungen im Wert von ca. drei 
Milliarden DM vor Ablauf ihrer Haftzeit. Zu-
nächst hing die je freizukaufendem Häftling zu 
zahlende Summe von Strafhöhe, Reststrafe und 
Bildungsgrad des Gefangenen ab. Ab 1977 
wurde ein Pauschalpreis bezahlt, der zuletzt ca. 
96.000 DM betrug. Nicht wenige der DDR-
seitig zum Freikauf vorgeschlagenen Häftlinge 
hatten tatsächlich einen überwiegend krimi-
nellen Hintergrund. Diese betrügerische Praxis 
konnte die westliche Seite nur begrenzen, aber 
ebenso wenig verhindern wie die vor allem in 
den sechziger Jahren häufig praktizierte Entlas-
sung der Freigekauften in die DDR.15 

Ein effektives Grenzregime machte die Flucht 
aus dem „sozialistischen Paradies der Arbeiter 
und Bauern“ nahezu unmöglich. Mehrere hun-
dert Menschen starben bei Fluchtversuchen.16 
 
DIE DDR DER ACHTZIGER JAHRE –  
EIN „SPÄTTOTALITÄRER VERSORGUNGS- UND 
ÜBERWACHUNGSSTAAT“ 

Dieser von Klaus Schroeder geprägte Begriff 
verdeutlicht, dass zur Herrschaftssicherung un-
ter Honecker neben der Peitsche verstärkt auch 
das Zuckerbrot zum Einsatz kam. Dazu gehörte 
vor allem eine bekanntlich mit massiver inter-
nationaler Verschuldung erkaufte Verbesserung 
der Versorgung und der Ausbau des Sozialstaa-
tes, der allerdings vorwiegend „produktiven“ 
Schichten wie jungen Familien zugute kam. 
Rentner, Behinderte und chronisch Kranke hat-
ten das Nachsehen.17 Ein zynischer Witz aus 
der Endzeit der DDR kolportierte ein Gerücht, 
der XII. Parteitag der SED werde beschließen, 
dass Rentner von nun an auch bei Rot über die 
Straße gehen dürfen.18 

Die Diktatur der SED war eine totalitäre, sie 
zielte auf die ganze Persönlichkeit (Ziel: der 
„neue Mensch“) und wollte alle Bereiche der 
Gesellschaft unter Kuratel stellen. Doch der 
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totalitäre Anspruch zerbröselte im Zeitverlauf 
immer mehr, insbesondere im Medienbereich.19 
Beispielhaft dafür steht der Umgang mit dem 
Westfernsehen. Während kurz nach dem Mau-
erbau FDJ-Ordnungsgruppen den Leuten aufs 
Dach stiegen, um gen Westen ausgerichtete An-
tennen abzubrechen oder umzudrehen, wurde 
der Empfang westlicher Sendungen in der End-
zeit der DDR nur noch bei Angehörigen der 
Sicherheitsorgane sanktioniert. 

Das Verhalten gegenüber der „Obrigkeit“ 
blieb bis zuletzt bei nahezu allen DDR-Bewoh-
nern von einer tief verwurzelten Furcht geprägt. 
Das ständige Pendeln zwischen Zivilcourage 
und Anpassung, das selbst den Alltag oppositi-
oneller Kreise bestimmte, konnte selten durch-
brochen werden. Auch „Normalbürger“ be-
fürchteten, als Staatsfeind abgestempelt zu 
werden. Das hielt viele davon ab, der Diktatur 
entgegenzutreten. An eine grundsätzliche Ver-
änderung der Verhältnisse glaubte bis zum 
Herbst 1989 kaum jemand, eine DDR ohne das 
Machtmonopol der SED schien spätestens nach 
dem Scheitern des Aufstands vom 17. Juni 1953 
nicht mehr denkbar. Stefan Berg, in der DDR 
Bausoldat und später Redakteur einer Kirchen-
zeitung, beschreibt die „Geschichte der eigenen 
Angst“, die den Alltag mitprägte: „Die allmäch-
tige Partei brauchte nur noch in Ausnahmefäl-
len – an der Grenze zum Beispiel – die brutalen 
Herrschaftsinstrumente. Für den Alltag hatte 
sie ausgesorgt. Denn die Angst hatte sie in den 
Jahren zuvor tief in der Bevölkerung einge-
pflanzt. Nun konnte sie Anpassung ernten. 
Wie eine Erbkrankheit wurde sie von den El-
tern an die Kinder weitergegeben. So verinner-
licht waren bestimmte Erfahrungen, dass viele 
sie gar nicht machen mussten, um sich doch so 
zu verhalten, als hätten sie sie gemacht. Heute 
werden, auch aus Verärgerung über das eigene 
angepasste Verhalten, vielfach die Verhältnisse 
umgedeutet: Es sei alles gar nicht so schlimm 
gewesen. So steht jeder besser da, vor allem vor 
sich selbst.“20 

 
WAS BLEIBT VOM HERRSCHAFTSAPPARAT  
DER DDR? 

Ein beträchtlicher Teil des öffentlichen Diens-
tes in den neuen Ländern besteht nach wie vor 
aus ehemaligen Mitarbeitern des DDR-Staats-

apparates, von denen einige ihre alten Über-
zeugungen bis heute nicht ablegten. Nur frühere 
MfS-Angehörige wurden in größerer Zahl ent-
lassen. Aber auch diese findet man an überra-
schenden Stellen – so arbeiteten 2007 noch etwa 
50 frühere hauptamtliche Mitarbeiter des MfS 
bei der Bundesbeauftragten für die Stasiunter-
lagen. Die meisten von ihnen waren im Wach-
schutz tätig, einige führten aber auch sensible 
Personenrecherchen durch.21 Roland Jahn kün-
digte bei seinem Amtsantritt als Nachfolger Ma-
rianne Birthlers an, diese Personen vollständig 
in andere Behörden umzusetzen, scheiterte mit 
diesem Vorhaben aber an den Tücken des Ar-
beitsrechts. 

Anders als eine Tätigkeit für das MfS galt 
absurderweise selbst eine höhere Funktion in 
der SED nicht als Entlassungsgrund für den 
öffentlichen Dienst. Noch heute haben viele 
ehemalige SED-Funktionäre hier ihren sicheren 
Arbeitsplatz. Mit Hilfe alter Seilschaften und 
neuer westdeutscher Geschäftspartner gelang 
es anderen Nomenklaturkadern, sich „volksei-
gene“ oder in genossenschaftlichem Eigentum 
befindliche Grundstücke und Betriebe anzueig-
nen.22 Besonders eklatante Fehlentwicklungen 
gab es in der Landwirtschaft, wo die massive 
Bereicherung früherer SED-Funktionäre bis 
heute nicht gestoppt werden konnte.23 

Die ehemaligen SED-Bezirkszeitungen sind 
allesamt Marktführer in ihrem Bereich, nicht 
wenige Journalisten verbreiten ebenso wie man-
che Lehrer alte antidemokratische und antiwest-
liche Überzeugungen im neuen Gewand. 

Überhaupt scheint das mentale Erbe der 
SED-Herrschaft bedeutsamer zu sein als die 
Reste des Herrschaftsapparats. Auch 26 Jahre 
nach Wiederherstellung der deutschen Einheit 
sind bezüglich der Einstellungen etwa zur par-
lamentarischen Demokratie oder zur Freiheit 
noch prägnante Unterschiede zwischen Ost und 
West vorhanden, wie sich bei Umfragen immer 
wieder zeigt. 

 
SIND HERRSCHAFTSMETHODEN DER SED FÜR  
HEUTIGE DIKTATUREN NOCH PRAKTIKABEL? 

Natürlich lebt die Einpersonenherrschaft wei-
ter, der „starke Mann“ ist weltweit immer noch 
gefragt. Eine solche Herrschaftsform erweist sich 
auch für „gelenkte Demokratien“ als attraktiv, 



D E R  H E R R S C H A F T S A P P A R A T  D E R  D D R  A U S  H E U T I G E R  S I C H T  

A R G U M E N T E  U N D  M A T E R I A L I E N  Z U M  Z E I T G E S C H E H E N  1 0 4     13 

ist aber ebenso wenig spezifisch wie ein über-
bordender vielfältiger Sicherheitsapparat. 

Ob dagegen das Modell Einheitspartei mit 
einem großen Parteiapparat und die damit ver-
bundene Folklore von Massenparteitagen etc. 
mittel- und langfristig noch trägt, wird sich in 
China zeigen. Die Frage ist, wie lange die sich 
aufgrund der Wirtschaftsreformen rapide ver-
größernde Mittelschicht noch vom wachsenden 
Konsum sich ruhig stellen lässt. Das Problem 
stellt sich erst recht, wenn sich die gegenwärtig 
zeigenden Tendenzen der Abschwächung des 
ökonomischen Wachstums fortsetzen oder es 
gar zu einer Rezession käme. Möglicherweise 
steht China mittelfristig vor einer kaum zu be-
wältigenden politischen Krise. 

Zwar ist die Beherrschung des Fernsehens 
weiterhin bedeutsam (für große Teile der russi-
schen Landbevölkerung bildet das Staatsfern-
sehen noch immer die wichtigste Informati-
onsquelle), eine totale Kontrolle der Medien 
erscheint aber kaum noch möglich. Heute wer-
den eher subtilere Methoden der Massenmani-
pulation verwendet, z. B. durch sogenannte 
Trolle, die das Internet mit regierungsfreundli-
chen Kommentaren überschwemmen. 

Ein totalitärer Anspruch auf die ganze Ge-
sellschaft ist heute höchstens noch in Nordko-
rea oder im Herrschaftsgebiet des Islamischen 
Staates ansatzweise durchsetzbar. 

Von Bedeutung ist immer noch die versuchte 
„Zersetzung“ des Gegners, auch dessen Diffa-
mierung als „faschistisch“ erfreut sich nach wie 
vor großer Beliebtheit. Diese wurde früher von 
der SED gegenüber der Opposition praktiziert, 
heute versucht etwa Putin mit solchen Mitteln 
innen- wie außenpolitische Gegner (beispiels-
weise die ukrainische Regierung) zu bekämp-
fen. 

Bei der Auflistung der heute noch praktizier-
ten Herrschaftsmethoden der SED kommt nicht 
allzu viel Zählbares heraus. Das liegt in der Na-
tur der Sache: Die SED-Diktatur scheiterte – 
wie der Kommunismus insgesamt – an ihrer 
politischen und ökonomischen Inkompetenz 
und dem Freiheitsstreben der Menschen. Das 
DDR-Herrschaftssystem hat sich als unzuläng-
lich erwiesen, der klägliche Zusammenbruch 
der Diktatur sollte potenzielle Nachahmer ab-
schrecken. 
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NACH DEM ZUSAMMENBRUCH DES KOMMUNISMUS:  

25 JAHRE TOTALITARISMUSFORSCHUNG 
 
 

UWE BACKES || Die Totalitarismusforschung erlebte seit den 1980er-Jahren eine Renaissance und 
wurde nach dem Zusammenbruch des Kommunismus gleichsam reinstitutionalisiert. Vor dem Hin-
tergrund der veränderten Forschungslage vor 25 Jahren vermittelt der Beitrag einen Überblick zu 
dem seither Geleisteten auf fünf Feldern: der Geschichte des Totalitarismuskonzepts, der Entwick-
lung totalitärer Ideologien und Bewegungen, der Legitimierung totalitärer Herrschaft, deren Struk-
turen, Funktionsmechanismen und Transformation. Dabei wird die deutsche Komparatistik in den 
internationalen Kontext eingeordnet. 

 
 
 

FORSCHUNGSSITUATION NACH DEM  
ZUSAMMENBRUCH DES KOMMUNISMUS 

Der Zusammenbruch der kommunistischen 
Regime in Europa war nicht nur eine Stern-
stunde der Demokratie, sondern ging auch mit 
einer Renaissance der Totalitarismusforschung 
einher, die sich vollends aus dem akademischen 
Ghetto zu befreien vermochte, in das sie in den 
Jahrzehnten zuvor in den freiheitlichen Syste-
men zeitweilig verbannt worden war – wenn 
auch auf von Land zu Land unterschiedliche 
Weise. Beide Entwicklungen waren für all jene 
eng miteinander verknüpft, welche die deutsche 
Vereinigung als Folge eines Liberalisierungs- 
und Demokratisierungsprozesses verstanden und 
„Totalitarismus“ als Synonym für Ideologien, Be-
wegungen und Regime, die den leitenden Ideen, 
Normen und Verfahrensregeln dieser Prozesse 
diametral entgegenstanden und -stehen. 

Die Anzeichen einer Renaissance hatten sich 
schon im Jahrzehnt zuvor gemehrt.1 Nicht zu-
letzt in Dissidentenzirkeln „realsozialistischer“ 
Staaten war der Totalitarismusansatz in hohem 
Ansehen, weil er wie kein anderer in der Lage 
zu sein schien, die Herrschaftsrealität in der 
Sowjetunion und ihren Satellitenstaaten begriff-
lich auf den Punkt zu bringen. In Samizdat-
Schriften wurden die Werke Hannah Arendts 
und anderer Interpreten des Totalitarismus ver-
breitet, in Ländern mit freierem intellektuellem 

Klima wie Polen auch halb-öffentlich diskutiert.2 
Jene Wissenschaftler im Westen, die (wie Karl 
Dietrich Bracher, Leszek Koɫakowski, Juan J. 
Linz, Leonard Schapiro) am Totalitarismus-
konzept trotz des intellektuellen Gegenwindes 
festhielten, konnten sich dadurch ermutigt und 
in ihrer Sichtweise bestätigt fühlen. Bereits in 
der Ära Gorbatschow hatten sich die Spielräu-
me für politische Fundamentalkritik dieser Art 
erweitert. Mit dem Fall des Eisernen Vorhangs, 
dem Ende der Sowjetunion und der System-
transformation in Mittel- und Osteuropa än-
derten sich auch die Rahmenbedingungen der 
Totalitarismusforschung fundamental. Sie wur-
de nun reinstitutionalisiert und fand in einem 
Maße öffentliche Anerkennung, wie dies seit 
den 1950er- und 1960er-Jahren nicht mehr der 
Fall gewesen war. Die Gründung des Hannah-
Arendt-Instituts für Totalitarismusforschung an 
der Technischen Universität Dresden (1992/93) 
fiel in diese Aufbruchphase, getragen von einem 
breiten politischen Konsens und der Einsicht in 
die Notwendigkeit, sich intensiver als zuvor mit 
den Entstehungsbedingungen und Funktions-
mechanismen totalitärer Herrschaft auseinan-
derzusetzen und auf diese Weise einen Beitrag 
zur Festigung und Verbreitung konstitutionell-
demokratischer Werte und Formen zu leisten. 

Die nachhaltige Delegitimierung des Marxis-
mus-Leninismus und das Versiegen der materi-
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ellen wie ideellen Unterstützung aus dem Osten 
verminderte den kulturellen und politischen Ein-
fluss jener Kräfte, welche die „Totalitarismus-
doktrin“ in den Jahrzehnten zuvor als „Haupter-
scheinungsform des Antikommunismus“, „Aus-
druck imperialistischer Gegenreaktion auf den 
historischen Fortschritt“ und Instrument der 
„Konfrontationspolitik […] gegen Frieden, Ent-
spannung und Abrüstung“3 bekämpft hatten. 
Diese propagandistischen Bemühungen waren 
besonders in jenen Ländern einflussreich, in 
denen starke moskautreue Kommunistische 
Parteien wirkten. Aber selbst im westlichen 
Deutschland, wo die DKP niemals auch nur in 
die Nähe der Fünfprozentmarke gelangt war, 
hatte Ostberlin mit stattlichen Geldsummen 
dafür gesorgt, dass zahlreiche Verlage, Presse-
dienste, Publikationsforen, Zeitschriften und 
Zeitungen in teils subtiler, teils primitiver Form 
das kulturelle Feld der „Westpolitik“ bestellten 
und Kritik an Theorie und Praxis des SED-
Regimes übten.4 Das Versiegen dieser Quellen 
schwächte den Einfluss der Desinformations-
apparate nachhaltig. Zur gleichen Zeit fand in 
den ehemals realsozialistischen Staaten eine 
„Archivrevolution“ statt, die den bis dahin stark 
eingeschränkten Zugang zu Daten und Infor-
mationen zumindest in jenen Ländern kräftig 
erweiterte, in denen sich die demokratische 
Systemtransformation als dauerhaft erwies.5 Auf 
diese Weise entstand nach und nach eine an 
Breite und Solidität gewinnende empirische 
Grundlage für vergleichende Untersuchungen. 

 
FORSCHUNGSERTRÄGE 

Aus der Fülle der Forschungserträge der 
letzten 25 Jahre können hier nur einige wenige 
gewürdigt werden, die unseren Kenntnisstand 
wesentlich erweitert haben. Vor allem sind sol-
che Arbeiten von Interesse, die totalitäre Phä-
nomene vergleichend behandeln oder in der 
Einzelfallbetrachtung totalitarismusrelevante 
Kategorien systematisch zu Anwendung brin-
gen. Fünf Felder sollen dabei näher betrachtet 
werden: die Geschichte des Totalitarismuskon-
zepts, die Entwicklung totalitärer Ideologien 
und Bewegungen, die Legitimierung totalitärer 
Herrschaft, deren Strukturen und Funktions-
mechanismen sowie ihre Dynamik und Trans-
formation. 

Geschichte des Totalitarismuskonzepts 
Bekanntlich ist der Totalitarismusbegriff in 

Italien geprägt worden – nicht von den Faschis-
ten, sondern von dessen katholischen, liberalen 
und sozialistischen Gegnern. Der Historiker 
Jens Petersen, der den politischen und geistes-
geschichtlichen Hintergrund der Konzeptbildung 
so intensiv wie kaum ein anderer erforscht hat, 
hielt den Liberalen Giovanni Amendola für den 
Wortschöpfer.6 Der italienische Ideenhistoriker 
Mario D’Addio hat seinen Gebrauch aber be-
reits in der Einleitung zu einer Sammlung von 
Reden („Riforma statale e indirizzi politici“) 
nachgewiesen, die der damalige Anführer der 
katholischen Volkspartei, der sizilianische Pries-
ter Don Luigi Sturzo, ein entschiedener Gegner 
Mussolinis und seiner Bewegung, im Dezember 
1922 verfasste, knapp zwei Monate nach dem 
„Marsch auf Rom“ und fast ein halbes Jahr vor 
dem berühmten Il Mondo-Aufsatz Amendolas 
vom 12. Mai 1923.7 Sturzo war es auch, der 
durch die langen Jahre seines erzwungenen Exils 
(ab 1924) und seine rastlose Publikationstätig-
keit in London (später in den USA) maßgeblich 
zur Verbreitung des Konzepts beitrug, begin-
nend mit der in mehreren Sprachen erschiene-
nen Abhandlung „Italien und der Faschismus“, 
die den Totalitarismusbegriff ins Englische und 
Französische einführte. In späteren Schriften, 
vor allem der zuerst auf Spanisch erschienenen 
(1935) über den „totalitären Staat“, hat er den 
Begriff systematisch entfaltet und bereits zen-
trale Charakteristika herausgearbeitet, insbe-
sondere die extreme Zentralisierung der Staats-
gewalt mit der Eliminierung aller autonomen 
Einheiten auf regionaler und lokaler Ebene; die 
Einheitspartei mit ihrem Feldzug gegen alle ab-
weichenden und schädlichen sozialen Elemen-
te, die eliminiert oder in Konzentrationslagern 
interniert werden; die Militarisierung und Mo-
bilisierung der Gesellschaft zwecks kultureller 
Uniformierung und die weitgehende Lenkung 
der Wirtschaft. 

Auch wenn Sturzos Beitrag herausragt, so 
haben doch viele andere Autoren unterschied-
licher Richtungen zur Entfaltung des Totalita-
rismusansatzes beigetragen. Die Forschung hat 
nicht zuletzt die Verdienste originär linker Au-
toren hervorgehoben, unter ihnen nicht wenige 
ehemalige Kommunisten (wie Franz Borkenau 
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und Richard Löwenthal), die angesichts der 
Stalinisierung der KPen, der Moskauer Schau-
prozesse und des Hitler-Stalin-Pakts vom Som-
mer 1939 die Strukturähnlichkeiten der Anta-
gonisten erkannten und analysierten.8 

Zu ihnen zählte das von intoleranten Reli-
gionsgemeinschaften bekannte Eiferertum mit 
manichäischer Schwarz-Weiß-Malerei, Verteu-
felung der Nichtgläubigen, Bekehrungseifer und 
Bilderstürmerei. So war das Totalitarismuskon-
zept von Anfang an mit dem – später so ge-
nannten – Ansatz der „politischen Religionen“ 
(„Diesseitsreligionen“, „Ersatzreligionen“, „Sä-
kularreligionen“ etc.) eng verknüpft, wie nicht 
zuletzt das von dem Münchener Politikwissen-
schaftler Hans Maier inaugurierte, großangeleg-
te Forschungsprojekt in zahlreichen Einzelstu-
dien und drei voluminösen Bänden erhellt hat.9 

Die ideenhistorische Bedeutung der Ver-
knüpfung beider Ansätze wird auch deutlich, 
wenn man sich einige Vorläuferkonzepte des 
Totalitarismusansatzes vor Augen führt. Der 
französische Politikwissenschaftler Dominique 
Colas hat die Begriffsgeschichte des „Fanatis-
mus“ aus der Konfrontation mit den entgegen-
stehenden Ideen einer – auf Pluralität basieren-
den – „koinonia politiké“, „societas civilis“ oder 
„civil society“ rekonstruiert.10 Die Französische 
Revolution trug dazu bei, dass der „blinde reli-
giöse Eifer“ in Parallele zum Wüten politischer 
Fanatiker nicht-religiöser Art gesetzt wurde. 
Viele Schnittmengen finden sich zum Bild des 
„politisch Extremen“, das in der aristotelischen 
Tradition den Gegensatz zu Mäßigung, Mi-
schung und Mitte verkörpert.11 Und schließlich 
kann auf den erst vor kurzem begriffshistorisch 
genauer durchleuchteten Begriff der „Ideokra-
tie“ verwiesen werden, mit dem sich eine histo-
rische Kontinuitätslinie von der Antike bis in 
die Gegenwart verbindet. Er diente in der Staats-
formenlehre der zweiten Hälfte des 19. Jahrhun-
dert zeitweilig als ein Herrschaftstypus, in dem 
sich Politik und Religion, Staat und Kirche zu 
einer monolithischen Einheit fügten.12 

 
Entwicklung totalitärer Ideologien und  
Bewegungen 

Ein zweiter wichtiger Forschungsschwerpunkt 
liegt auf der Entstehung und Entwicklung tota-
litärer Ideologien und Bewegungen. Sie gingen 

ja den Regimebildungen voraus, entfalteten sich 
machtvoll schon im 19. Jahrhundert, hatten 
aber Vorläufer, die weit in die Geschichte zu-
rückreichten. Die „Klassiker“ der Totalitaris-
musforschung haben dazu unterschiedliche 
Ansätze entwickelt, die teilweise heftige Kon-
troversen auslösten, denkt man nur an Karl 
R. Poppers Fundamentalkritik am politischen 
Denken Platons.13 Die neuere Forschung hat 
diese Ansätze teilweise aufgegriffen und ist zu 
differenzierten Befunden gelangt. So haben Re-
ligionswissenschaftler Eric Voegelins „Gnosis“-
These als ahistorisches Konstrukt kritisiert14, 
doch seine Theorie des kosmologischen Mythos 
und seine bis zum Pharao Echnaton und des-
sen monotheistischem Traditionsbruch mit der 
Götterwelt Altägyptens zurückreichende Gene-
alogie haben in den Kulturwissenschaften und 
auf die moderne Ägyptologie inspirierend ge-
wirkt.15 Ebenso kontrovers war die Rezeption 
der Schriften Jacob L. Talmons zu den geistigen 
Ursprüngen des Linkstotalitarismus im 18. Jahr-
hundert. In Deutschland wenig rezipiert wurde 
der dritte Band seiner Trilogie, in dem die 
Wechselbeziehungen und Interaktionen der 
Totalitarismen in ihrer Entwicklung im 19. und 
20. Jahrhundert ins Zentrum der Betrachtung 
traten.16 Die von Talmon aufgeworfenen Frage-
stellungen sind jedoch von zahlreichen Autoren 
in den letzten 30 Jahren aufgegriffen und zum 
Gegenstand ideenhistorischer Untersuchungen 
gemacht worden. Erwähnt sei nur Talmons 
jüngerer Kollege an der Hebräischen Universi-
tät Jerusalem, Zeev Sternhell, dessen Arbeiten 
zum französischen Ideenlaboratorium des aus-
gehenden 19. und frühen 20. Jahrhundert große 
Beachtung gefunden haben17, oder Ernst Noltes 
historisch-genetische Totalitarismusdeutung18, 
die vermutlich weniger heftigen Streit erregt 
hätte, wäre die zu Missverständnissen Anlass 
gebende These vom „kausalen Nexus“ zwischen 
„Archipel Gulag“ und „Auschwitz“ in differen-
zierterer Form vorgetragen worden. 

Außer Frage steht, dass die bolschewisti-
sche Ideologie und Regimebildung als Vor- wie 
Schreckbild erheblichen Einfluss auf die euro-
päischen Faschismen ausübte. In jüngster Zeit 
haben Autoren wie Mehdi Mozaffari, der lang-
jährige Direktor des „Centre for Studies in 
Islamism and Radicalisation“ an der Universität 
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Aarhus / Dänemark, auch die Wechselbezie-
hungen zwischen Bolschewismus und Faschis-
mus einerseits, Formen des Islamismus ande-
rerseits aufgezeigt. Er stellt die Entstehung der 
ägyptischen Muslimbruderschaft in den Kontext 
der Panbewegungen (Panslawismus, Pangerma-
nismus, Panislamismus), des Untergangs der 
Imperien (Zarenreich, deutsches Kaiserreich, 
Habsburgerreich, Osmanisches Reich) und des 
Strebens nach neuen – mit unterschiedlichen 
ideologischen Vorzeichen.19 Nach dem 11. Sep-
tember 2001 verbreitete sich die Formel vom 
„neuen Totalitarismus“ wie ein Lauffeuer. Ei-
nerseits brachte sie das Ausmaß der Bedrohung 
zum Ausdruck, die für die „freie Welt“ von den 
„jihadistischen“ Formen des politischen Islam 
auszugehen schien. Andererseits machte sie auf 
strukturelle Gemeinsamkeiten aufmerksam, die 
sich im Vergleich zu den beiden totalitären 
„Vorläufern“ im 20. Jahrhundert aufdrängten. 
Der Göttinger Politikwissenschaftler Bassam Tibi 
ging so weit, alle von Hannah Arendt „ange-
gebenen Kriterien einer Bewegung“ im Isla-
mismus als „erfüllt“20 anzusehen. Und der New 
Yorker Kolumnist Paul Berman vertrat in seinem 
vielgelesenen Buch „Terror und Liberalism“ die 
These: Viel von dem, was die Generation der 
frühen Totalitarismusinterpreten nach anfäng-
licher Fixierung auf die Gefahr der extremen 
Rechten im Kommunismus Stalins entdeckt und 
mit der Bezeichnung „totalitär“ auf einen be-
grifflichen Nenner gebracht habe, sei auch in 
jenen Ideologien und Strömungen zu erkennen, 
die den Angriff auf die Türme des World Trade 
Centers und das Pentagon intellektuell moti-
viert hatten.21 Die Diskussion um die totalitären 
Merkmale des Islamismus und seiner Regime-
bildungsversuche ist seither nicht abgerissen. 

 
Legitimierung totalitärer Herrschaft 

Die Legitimierung totalitärer Herrschaft als 
drittes Forschungsfeld stand vom Anfang der 
Totalitarismusforschung an im Mittelpunkt der 
Aufmerksamkeit. Wenn es einen Konsens unter 
den Totalitarismusforschern gab, so bestand sie 
in folgender These: Totalitäre Herrschaft setzt 
eine Legitimationsideologie voraus, die sich mit 
einem exklusiven und umfassenden Wahrheits-, 
Deutungs- und Gestaltungsanspruch verbindet. 
Verschiedene Forschungsrichtungen haben die 

Isomorphien der totalitären Ideologien heraus-
zuarbeiten versucht – die „Religionspolitolo-
gie“ durch die Herausarbeitung von Struktur-
ähnlichkeiten mit den großen Religionen oder 
deren Abspaltungen22, die Ideologiekritik mit 
der Fortsetzung des Erkenntnisprogramms der 
„Aufklärung“23, die Entwicklungspsychologie 
mit der Herausarbeitung von Persönlichkeits-
merkmalen, die „totalistische“ Weltdeutungen 
begünstigen24, und die Sprachkritik durch die 
philologische und linguistische Strukturanalyse 
des geschriebenen und gesprochenen Wortes 
als Medium totalitärer Machtentfaltung.25 Im 
Zuge des „cultural turn“ in den Humanwissen-
schaften sind die Symbole, „palingenetischen 
Mythen“, Kulte, Rituale und Inszenierungen 
verstärkt zum Gegenstand der Forschung ge-
worden. Mit dem Ansatz der „politischen Reli-
gionen“ lassen sich mehrere Aspekte der Legi-
timierung in ihrer Wechselbeziehung zum Legi-
timitätsglauben erhellen: das politisch-religiöse 
Angebot mit seinen einfachen Lösungen, Welt-
deutungen, Verdammungsurteilen, Freund-
Feind-Schemata, Sündenböcken, Heilsgewiss-
heiten und den propagandistischen wie kulti-
schen Formen, mit denen die entsprechende 
Nachfrage bei den Gläubigen befriedigt wird.26 
Zum Angebot zählen die Führerkulte, die nicht 
nur in den europäischen Faschismen, sondern 
auch im Kommunismus eine zentrale Rolle 
spielten, denkt man nur an die Mausoleen, die 
den Staatsgründern in der Sowjetunion und 
China gewidmet worden sind. Hinzu kommen 
totalitäre Liturgien, mit Festen und Feiern, dem 
Totenkult um Märtyrer und „Blutzeugen“, der 
Fahnenweihe und der Reliquienverehrung.27 

 
Strukturen und Funktionsmechanismen  
totalitärer Herrschaft 

Was die Strukturen und Funktionsmecha-
nismen totalitärer Herrschaft angeht, so hat eine 
Fülle quellengesättigter Studien die Grundlagen 
für differenzierte Vergleiche erheblich verbrei-
tert. Dabei sind viele Autoren vom integralen 
zum sektoralen Vergleich übergegangen, indem 
sie insbesondere die Gemeinsamkeiten und Un-
terschiede zentraler Herrschaftsträger herausar-
beiten.28 So hat Detlef Schmiechen-Ackermann 
die lokalen Parteiorganisationen von NSDAP 
und SED untersucht und neben grundsätzli-
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chen Gemeinsamkeiten der totalitären Sys-
temstützen gravierende Unterschiede heraus-
gearbeitet: Während das für die Wohnviertel 
entwickelte NS-Blockwartsystem ein wichtiges, 
aber „untergeordnetes Element im diktatori-
sche Herrschaftsgefüge“ geblieben sei, habe der 
SED-Parteiapparat „auf allen Ebenen, also vom 
Gesamtstaat und den Bezirken bis hinunter zum 
einzelnen Betrieb, das jeweilige Machtzentrum 
in der DDR-Gesellschaft“29 gebildet. In einem 
Bolschewismus / Nationalsozialismus-Vergleich 
kamen Yoram Gorlizki und Hans Mommsen 
im Blick auf das Verhältnis von Partei und 
Staat zu komplementären Ergebnissen. Die NS-
typische „Polykratie der Ressorts“ mit einem 
oft chaotischen Nebeneinander von Partei und 
Staat und wuchernden Sonderinstitutionen im 
Niemandsland dazwischen finde in Stalins Sow-
jetunion keine Parallele. Während die NSDAP 
niemals als hierarchische, von den obersten 
Parteigremien hinab durchstrukturierte Orga-
nisation existiert habe, funktionierte die Staats-
partei der Sowjetunion als eine schlagkräftige 
Kaderorganisation, die mit den staatlichen 
Strukturen verschmolz, ihnen sogar zuvor feh-
lende Einheit verlieh und die Wirtschaftsgesell-
schaft mit dem System der Betriebszellen, der 
Nomenklatur und den umfassenden Befugnis-
sen bei der Steuerung der ökonomischen Pro-
zesse ungleich stärker durchdrang. Diese Struk-
turdifferenzen waren allerdings auch Folge der 
unterschiedlichen Führernaturen an der Spitze 
der Regime. Der an bürokratische Abläufe ge-
wöhnte, begabte Parteiorganisator Stalin stand 
in scharfem Kontrast zum Propagandisten und 
Agitator Hitler mit der bekannt-bohèmienhaften 
Lebensführung und einer Aversion gegenüber 
formalisierten Arbeitsabläufen wie zentralisier-
ten Parteistrukturen, die seine unabhängige Ent-
scheidungsgewalt hätten einengen können.30 

Weit weniger persönlicher als struktureller 
Natur war der Umfang, mit dem der totalitäre 
Herrschaftsanspruch umgesetzt wurde. Die 
Kluft zwischen den proklamierten Herrschafts-
zielen und -ambitionen sowie der tatsächlichen 
Herrschaftsreichweite und Herrschaftsintensität 
bildete einen Schwerpunkt der vergleichenden 
Autokratieforschung der vergangenen Jahrzehn-
te. Teils ging es den Autoren explizit darum, 
den Totalitarismusansatz zu widerlegen, indem 

diese Kluft selbst für die Hochphasen des NS-
Regimes wie etwa auch der Sowjetunion unter 
Stalin nachgewiesen wurde, wo Repression und 
Terror im Zuge der Kriegsmobilisierung zurück-
gingen.31 Allerdings waren die Klassiker des 
Totalitarismuskonzepts, so unterschiedlich ihre 
Ansätze auch waren, keineswegs davon ausge-
gangen, dass der totalitäre Anspruch jemals in 
vollem Umfang umgesetzt werden könnte. 
Aber erst die Sozial- und Alltagsgeschichte hat 
mit dem von Alf Lüdtke und Jürgen Kocka ent-
falteten Begriff der „Durchherrschung“ ein ana-
lytisches Konzept erarbeitet, um die „Nischen“ 
relativ unbehelligter Lebensgestaltung auszu-
leuchten und die Bedingungen der Bewahrung 
von „Eigen-Sinn“ in verschiedenen sozialen 
Umgebungen zu erkunden.32 Einerseits war die 
grundsätzliche Nichtanerkennung einer vom 
Staat zu respektierenden Privatsphäre ein Cha-
rakteristikum aller totalitären Systeme, nicht 
nur der real-sozialistischen.33 Andererseits ent-
deckt der Forscher erstaunliche Freiräume – 
wie etwa das in der DDR oftmals geduldete 
Schwarzwohnen –, wo der in vielen Bereichen 
unerbittliche Zugriff staatlicher Repression aus 
opportunistischen Motiven unterblieb.34 

 
Transformation totalitärer Herrschaft 

Für das Forschungsfeld der Transformation 
totalitärer Herrschaft ist diese Kluft zwischen 
Anspruch und Wirklichkeit von zentraler Be-
deutung, geht es hier doch darum, die Ursachen 
und Begleitumstände des Wandels und Verfalls 
totalitärer Regime zu ergründen. Wegweisend 
war das von Juan J. Linz im Anschluss an 
Überlegungen Richard Löwenthals entwickelte 
Konzept des „Posttotalitarismus“, das er in den 
1990er-Jahren mit seinem Kollegen Alfred Ste-
pan weiterentwickelte, um insbesondere für die 
sowjetischen Satellitenstaaten die Grade der 
„Detotalisierung“ differenziert zu bestimmen.35 
Sie formen ein Kontinuum, je nachdem, wie 
viele der vier Dimensionen mit welcher Intensi-
tät die für den „Posttotalitarismus“ typischen 
Entwicklungstendenzen aufweisen. Das Spek-
trum der von ihnen unterschiedenen Subtypen 
reicht vom „early post-totalitarianism“ (Bei-
spiel: Bulgarien 1989), der am dichtesten am 
totalitären Typus liegt, über den „frozen post-
totalitarianism“ (DDR unter Honecker, Tsche-
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choslowakei nach dem „Prager Frühling“), wo 
nach einem Tauwetter und folgendem Kälte-
einbruch das Wachstum der posttotalitären 
Triebe unterbrochen wurde, bis zum „mature 
post-totalitarianism“ (Ungarn, Polen) mit der 
vollen Entwicklung der typischen Merkmale in 
allen wesentlichen Bereichen. 

Ob das Etikett „frozen post-totalitarianism“ 
der DDR unter Honecker gerecht wird, mag 
bezweifeln, wer die Kluft zwischen totalitärem 
Anspruch und Herrschaftspraxis nicht erst in 
der Ära Gorbatschow hervorhebt. Die SED 
konnte ihr Meinungs- und Medienmonopol 
zwar auf dem eigenen Herrschaftsterritorium bis 
zuletzt fast uneingeschränkt aufrechterhalten, 
aber die zunehmend auch von systemloyalen 
Kadern genutzten Westmedien erzeugten eine 
Gegenöffentlichkeit, welche die propagandisti-
schen Legitimierungsbemühungen der Staats-
partei ins Leere laufen ließ.36 Das NS-Regime 
hatte sein Kommunikationsmonopol ohne 
Zweifel in höherem Maße durchsetzen können. 
In einem anderen Bereich erschien das SED-Re-
gime „totalitärer“ als das der vorangegangenen 
Autokratie: Im Bereich der Wirtschaft war selbst 
der Verfügungsanspruch des NS-Regimes hin-
ter dem des SED-Staates zurückgeblieben, da 
die NS-Wirtschaftspolitik weit weniger rigiden 
Direktiven folgte und – trotz gravierender Ein-
griffe, vor allem in den Kriegsjahren – Markt 
und Unternehmertum prinzipiell bestehen ließ. 
Die Autonomie der Wirtschaftsgesellschaft be-
stand daher unter dem Nationalsozialismus in 
weit höherem Maße fort als in der DDR.37 Auch 
in anderer Hinsicht scheint das SED-Regime 
ein höheres Maß der „Durchherrschung“ er-
reicht zu haben. Der Ausbau von Sicherheits-
polizei und Sicherheitsdienst führte bis zum 
Jahr 1944 zu einem Personalbestand von rund 
50.000 hauptamtlichen Mitarbeitern mit schät-
zungsweise 30.000 „V-Leuten“. Das Ministe-
rium für Staatssicherheit verfügte dagegen auf 
einem weitaus kleineren Territorium mit nur 
16 Mio. Einwohnern zuletzt über 91.000 haupt-
amtliche und 174.000 „inoffizielle“ Mitarbeiter.38 
Allerdings diente dieser Apparat überwiegend 
flächendeckend-präventiver Überwachung, die 
offene Repression und Terror weitgehend ver-
meidbar machte, während die NS-Repressions-
organe in umfassender Weise auf das Mittel 

des Terrors zurückgriffen. Die unterschiedliche 
Größe der Verfolgungs- und Unterdrückungs-
apparate dürfte zu großen Teilen darauf zurück-
zuführen sein, dass sich das NS-Regime über 
längere Zeit hinweg beachtlicher Popularität er-
freute, während das SED-Regime, das ohne die 
Rote Armee nicht hätte etabliert werden können, 
von Anfang an unter einem eklatanten Legiti-
mitätsdefizit (im empirischen Sinne) litt. 

So umstritten der Begriff des „Posttotalita-
rismus“ auch geblieben ist, wurden doch seine 
Bedingungen und Ausprägungen intensiv er-
forscht. So haben Autoren wie Jerzy Maćków 
und Klaus Ziemer die Vitalität prätotalitärer 
Verfassungsstaatstraditionen, die vorwiegend 
endogene oder exogene Natur (militärischer 
Zwang) der Totalitarismusetablierung und die 
Fähigkeit zur Betonung nationaler Eigenheiten 
als Ansatzpunkte für Detotalisierungsprozesse 
herausgearbeitet.39 Darüber hinaus sind die von 
Linz und Stepan entwickelten Mischtypen des 
Posttotalitarismus (insbesondere mit Formen 
des „Sultanismus“, also stark personalistisch-
klientelistisch geprägter autokratischer Herr-
schaft) auf die Regime Rumäniens, Nordkoreas 
und Kubas angewendet worden, um einen Bei-
trag zur Erklärung der Stabilität und Persistenz 
dieser Autokratien mit totalitären Ansätzen / 
Residuen zu leisten.40 

 
FORSCHUNGSDESIDERATA UND  
FORSCHUNGSPERSPEKTIVEN 

Was die Forschung zu den europäischen 
Faschismen und dem deutschen Nationalsozia-
lismus bis 1989 aufgrund einer in vielen Län-
dern günstigen Archivsituation erreicht hatte, 
konnte sie für die real-sozialistischen Länder in 
den zurückliegenden 25 Jahren in erheblichem 
Umfang nachholen. Dies gilt vor allem für die 
DDR, wo sich die Archive rasch öffneten und 
offen blieben und außerdem genügend gut aus-
gebildete Historiker, Politik- und Sozialwissen-
schaftler zur Verfügung standen, um die Fülle 
unausgewerteter Dokumente effektiv zu nut-
zen. In den anderen ehemaligen sowjetischen 
Satellitenstaaten war die Lage meist ungünsti-
ger, sei es, weil die Personal- und Finanzaus-
stattung erheblich bescheidener war (es gab kein 
„westliches Polen“), sei es, weil die System-
transformation ins Stocken geriet, die Archiv-
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bedingungen sich wieder verschlechterten und 
aus dem alten System stammende klientelisti-
sche Netzwerke die Forschung massiv behin-
derten. Dass ein renommierter rumänischer 
Securitate-Forscher seine Familie und sich nach 
Thüringen und Sachsen in Sicherheit brachte, 
gehört zu den extremen Vorfällen, welche die 
Unterschiedlichkeit der Forschungssituation 
erhellen und erklären, warum deren Erträge bis 
heute in manchen Bereichen ein unterschiedli-
ches Maß an Informationsdichte und analyti-
scher Durchdringung aufweisen.41  

Aber auch dort, wo die Forschungssituation 
in den vergangenen 25 Jahren exzellent war, ist 
längst noch nicht alles geleistet, was aus totali-
tarismustheoretischer Perspektive wünschens-
wert wäre. Immer noch gibt es viele blinde Fle-
cken, die teilweise aufgrund einer schwierigen 
Quellenlage fortbestehen; beispielsweise einige 
Bereiche der Tätigkeit des Ministeriums für 
Staatssicherheit im Westen. Generell lässt sich 
sagen: Die historische Detailforschung könnte 
in vielen Fällen gewinnen, würde sie das ana-
lytische Instrumentarium der Totalitarismus-
forschung umfassend anwenden. Umgekehrt 
wiederum gewönne das „Kerngeschäft“ der 
Totalitarismusforschung: der Vergleich, wenn er 
auf vielen Mosaiksteinen aufbauen könnte. An 
echten Vergleichsstudien mangelt es nach wie 
vor auch aus diesem Grund. Dies gilt für Ver-
gleichsstudien innerhalb einer „ideologischen 
Familie“ (also zwischen den real-sozialistischen 
Ländern oder den rechtsextremen Bewegungen 
und Regimen) ebenso wie für Strukturverglei-
che ideologischer Antagonisten. Und schließlich 
muss die historisch orientierte Totalitarismus-
forschung sich um Anschlussfähigkeit an For-
schungen zu den neuen totalitären Ideologien, 
Bewegungen und Regimen wie auch zu ande-
ren Formen der Autokratie (in Geschichte und 
Gegenwart und auch außerhalb Europas) be-
mühen, wenn sie nicht mittel- und langfristig 
der Gefahr der Musealisierung – im schlechtes-
ten Sinne des Wortes – erliegen will. 
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DIE DDR IM SPIEGEL DES LINKSEXTREMISMUS 

 

Nur wer die Vergangenheit kennt, kann die Zukunft gestalten 
 
 

UDO BARON || Mit der deutschen Einheit hat auch die Auseinandersetzung mit der DDR-Geschichte 

begonnen. Neben Demokraten versuchen auch linksextremistisch beeinflusste Parteien und Orga-

nisationen, Einfluss auf die Interpretation der DDR-Geschichte zu nehmen. Der folgende Beitrag 

geht diesen Einflussversuchen und der Frage nach, ob künftig auch von einem linksextremistischen 

Geschichtsrevisionismus gesprochen werden muss. 

 
 
 

EINLEITUNG UND FRAGESTELLUNG 

Die Auseinandersetzung mit der eigenen 
Geschichte ist in Deutschland vor dem Hinter-
grund der nationalsozialistischen Verbrechen 
seit der zweiten Hälfte des 20. Jahrhunderts von 
zentraler politisch-gesellschaftlicher Bedeutung 
geworden. Mit dem Ende der DDR setzte 1990 
auch die Aufarbeitung der Geschichte der zwei-
ten Diktatur auf deutschem Boden ein. Seitdem 
hat sich im vereinten Deutschland eine um-
fangreiche Aufarbeitungslandschaft auf juristi-
scher, politischer und gesellschaftlicher Ebene 
herausgebildet. Zahlreiche Einrichtungen wie 
die beiden sich mit der Aufarbeitung der SED-
Diktatur beschäftigenden Enquete-Kommissio-
nen des Deutschen Bundestages oder die von 
ihnen auf den Weg gebrachte Bundesstiftung 
zur Aufarbeitung der SED-Diktatur widmeten 
bzw. widmen sich ebenso wie diverse wissen-
schaftliche Einrichtungen und unabhängige 
gesellschaftliche Aufarbeitungsinitiativen dieser 
Herausforderung. 

Unter dem Deckmantel der Aufarbeitung 
verbergen sich aber auch Einrichtungen, denen 
es nicht um Aufklärung über die SED-Diktatur 
geht, sondern in erster Linie um deren nachträg-
liche Legitimierung und Verklärung. Ihr Welt-
bild ist bis heute noch weitgehend ein marxis-
tisch-leninistisches. Vor diesem Hintergrund 
stellt sich die Frage nach der Rolle und Funktion 
der DDR im Linksextremismus des vereinigten 

Deutschlands. Welche Geschichtsbilder versu-
chen Linksextremisten über die DDR zu etab-
lieren? Welche Ziele verfolgen sie damit? Gibt 
es einen linksextremistischen Geschichtsrevisi-
onismus? 

 
DDR-MYTHEN UND LEGENDEN 

Der Mensch neigt dazu, Vergangenes eher 
zu verklären, als sich kritisch mit der Vergan-
genheit auseinanderzusetzen. Heute sind es mit 
Blick auf die DDR und den sogenannten real 
existierenden Sozialismus in erster Linie Marxis-
ten-Leninisten, die über den untergegangenen 
Staat DDR Mythen und Legenden in die Welt 
setzen, diese anreichern und bedienen, bis sie 
sich in den Köpfen der Menschen als (vermeint-
liche) Tatsachen niederlegen. 

Dogmatischen Linksextremisten kommt es 
darauf an, ein positives DDR-Bild zu zeichnen. 
Sie behaupten, die DDR sei der bessere deut-
sche Staat gewesen, da er angeblich antifaschis-
tisch, sozialer und friedliebender als die Bun-
desrepublik gewesen sei. Zudem hätte die DDR 
ihren Bürgern vor allem Vollbeschäftigung, Bil-
dung, Kinderbetreuung und kostenlose Gesund-
heitsfürsorge geboten und Kriege geächtet.1 In 
dem bis heute gültigen Parteiprogramm der 
Deutschen Kommunistischen Partei (DKP) vom 
8. April 2006 zählt daher die DDR „zu den 
größten Errungenschaften der deutschen Arbei-
terbewegung“.2 
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Die Mythen- und Legendenbildung um die 
DDR besagt beispielsweise, die Berliner Mauer 
habe den 3. Weltkrieg verhindert. So heißt es 
in den DKP-Nachrichten vom August 2013, mit 
der Mauer wurde „den konterrevolutionären 
Bestrebungen der BRD-Machthaber zur Besei-
tigung der DDR […] ein unüberwindlicher Wall 
entgegengesetzt“ und dadurch „tatsächlich der 
Frieden in letzter Minute gerettet“.3 Pauschali-
sierend wird so der Mauerbau als ein Produkt 
des Kalten Krieges – ein weiterer Mythos – so-
wie der nach dem Zweiten Weltkrieg neu ent-
standenen bipolaren Weltordnung und der sie 
dominierenden Supermächte USA und Sowjet-
union dargestellt. Dadurch soll der von ihr aus-
gehende Schrecken nicht nur relativiert werden, 
sondern zugleich die Verantwortung für ihre 
Existenz von der SED auf den für alles verant-
wortlichen Kalten Krieg und somit auf die Sow-
jetunion und die USA delegiert werden. Zu-
gleich wird die Legende verbreitet, dass die 
Bundesrepublik ihre sozialen Errungenschaften 
letztendlich der DDR zu verdanken habe, da 
die DDR „bei Tarifgesprächen als unsichtbarer 
Verhandlungspartner mit am Tisch saß“ und 
nur aus diesem Grunde das „Kapital […] zu 
manchen Zugeständnissen“ bereit war. Auch 
die „faktische Abschaffung des sozialen Woh-
nungsbaus“ wäre „nicht möglich gewesen, gä-
be es noch den Konkurrenten von jenseits der 
Elbe“.4 Die hinter dieser Mythen- und Legen-
denbildung stehende Absicht ist unübersehbar: 
Alle Verantwortung für die Entwicklung in der 
DDR soll von der SED auf den Kalten Krieg 
geschoben, das SED-Regime verharmlost, seine 
Verbrechen relativiert und das Leben in der 
DDR nachträglich verklärt werden. Dadurch 
soll die DDR als der bessere deutsche Staat da-
stehen und im Nachhinein eine DDR-Identität 
geschaffen werden, die es so zu DDR-Zeiten nie 
gegeben hat. 

Um von den eigenen Verantwortlichkeiten 
abzulenken, versuchen dogmatische Linksextre-
misten andererseits, die Bundesrepublik und 
den Westen als Sündenböcke darzustellen. Nicht 
40 Jahre DDR-Sozialismus, sondern die Politik 
der Bundesrepublik und der Transformations-
prozess werden für alle Probleme in den neuen 
Ländern verantwortlich gemacht. Mit dieser 
Vorgehensweise versuchen ihre Initiatoren, nach-

träglich eine „heile Welt der SED-Diktatur“ zu 
zeichnen, die vom „bösen“, weil kapitalisti-
schen Westen aus niedrigem Anlass zerstört 
wurde. Die DDR wird in Abgrenzung zum 
„dekadenten“ Westen von dogmatischen Links-
extremisten als ein „historisch legitimer“ Versuch 
dargestellt, der nicht an einer möglicherweise 
fehlerhaften und unmenschlichen Ideologie ge-
scheitert ist, sondern nur an deren mangelhaf-
ter Umsetzung. Damit soll die kommunistische 
Utopie von der Realität abgekoppelt werden, 
um so einen künftigen zweiten Anlauf zum So-
zialismus / Kommunismus zu legitimieren. 

Der bedeutendste und bis heute nachhal-
tigste Mythos ist der von der antifaschistischen 
DDR. Er ist ihr Gründungsmythos und hatte 
bereits zu DDR-Zeiten den Charakter eines 
Glaubensbekenntnisses angenommen. Dogma-
tische Linksextremisten behaupten bis heute, 
dass „Faschismus und Militarismus“ in der 
DDR vollständig „ausgerottet“ worden seien. 
Die Realität sah dagegen anders aus. So weisen 
führende Funktionäre der SED und ihrer 
Blockparteien eine NS-Vergangenheit auf, u. a. 
waren der letzte DDR-Umweltminister Hans 
Reichelt und der frühere Kulturminister Hans 
Bentzien eingetragene NSDAP-Mitglieder ge-
wesen. In einstigen NS-Hochburgen sorgte die 
SED zudem für eine zügige Integration ehema-
liger NSDAP-Mitglieder. Gehörten 1948 bei-
spielsweise in Thüringen schon 5,3 % der SED-
Mitglieder zuvor der NSDAP an, stieg ihr An-
teil bis 1954 auf 8,6 %. In Magdeburg waren es 
sogar 12,5 %, in Erfurt 15,4 %. Einschließlich 
der Hitler-Jugend (HJ) und dem Bund Deut-
scher Mädel (BDM) hatten 1954 in Erfurt 
35,8 % der SED-Mitglieder eine NS-Vergan-
genheit.5 

Es überrascht daher nicht, dass ehemals 
führende Nationalsozialisten an zentralen Stel-
len beim Aufbau der DDR mitwirkten. Vincenz 
Müller, ehemaliger Generalleutnant der Wehr-
macht, baute z. B. die Kasernierte Volkspartei 
und die Nationale Volksarmee (NVA) auf; Arno 
von Lenski, Richter am Volksgerichtshof von 
Roland Freisler, war für den Aufbau der Pan-
zertruppen der NVA zuständig.6 Im Jahre 1965 
sollen noch 53 Abgeordnete der DDR-Volks-
kammer einen NS-Hintergrund gehabt haben. 
12 waren sogar Mitglieder und Kandidaten des 
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ZK der SED und 2 Mitglieder des Staatsrates 
der DDR gewesen, 5 von ihnen hatten Länder-
ministerposten innegehabt.7 

Ehemalige NS-Funktionäre wirkten aber 
nicht nur in Politik und Gesellschaft der DDR 
mit, manche von ihnen wurden auch für 
Schauprozesse – wie sie z. B. 1950 in Wald-
heim stattgefunden haben – benutzt und / oder 
für eine Zusammenarbeit mit dem MfS gewor-
ben bzw. erpresst. Zugleich hatte die DDR zu 
keiner Zeit ein ernsthaftes Interesse, die Struk-
turen des NS-Staates systematisch zu beschrei-
ben und nachhaltig zu analysieren.8 

Obwohl in der letzten Phase der DDR kaum 
mehr zu übersehen, wurde von offizieller Seite 
bis zuletzt die Existenz rechtsextremistischer 
Strömungen und Gruppierungen geleugnet. 
Daran änderte auch der Überfall von Skinheads 
auf ein Punkkonzert in der Ost-Berliner Zions-
kirche am 17. Oktober 1988 ebenso wenig wie 
eine Studie des Leipziger Instituts für Sozialfor-
schung aus dem Jahre 1988, in der das Akzep-
tanz- und Sympathiepotenzial bei DDR-Jugend-
lichen für die NS-Ideologie auf 15-19 % veran-
schlagt wurde.9 Ein Abdruck einer Analyse des 
DDR-Bürgerrechtlers Konrad Weiß, die im März 
1989 in der Untergrundzeitschrift „Kontext“ 
veröffentlicht wurde und u. a. rechtsextremisti-
sche Übergriffe in der DDR auflistete als auch 
dem Phänomen des Rechtsextremismus im 
zweiten deutschen Staat nachging, wurde vom 
Presseamt der DDR verboten.10 Erst während 
der friedlichen Revolution 1989/90 reagierte 
die SED offiziell auf den Rechtsextremismus in 
der DDR. So nahm sie die Schmierereien am 
sowjetischen Ehrenmal in Berlin-Treptow am 
28. Dezember 1989 zum Anlass, vor einem auf-
keimenden „Neofaschismus“ zu warnen. Zu 
diesem Zeitpunkt diente ihr der Antifaschismus 
und die Warnung vor einem Rechtsextremismus 
in der DDR als Argumentationshilfe für die von 
ihr beabsichtigte Weiterexistenz einer Staats-
sicherheit in Form eines Amtes für Nationale 
Sicherheit (AfNS). 

 
DIE DDR-GESCHICHTE IM DOGMATISCHEN 

LINKSEXTREMISMUS 

Die linksextremistische Auseinandersetzung 
mit Geschichte im Allgemeinen und der DDR-
Geschichte im Besonderen findet in erster Linie 

im dogmatischen, d. h. im marxistisch-leninis-
tisch orientierten Linksextremismus statt. Ge-
meint sind damit heute insbesondere die DKP, 
die Marxistisch-Leninistische Partei Deutsch-
lands (MLPD) und die extremistischen Zusam-
menschlüsse der aus der SED hervorgegange-
nen Partei Die Linke wie die Kommunistische 
Plattform (KPF) oder das Marxistische Forum 
(MF). 

 
Printmedien und Verlage 

Eine herausgehobene Stellung in der Aus-
einandersetzung mit der DDR-Geschichte neh-
men linksextremistische Printmedien ein. Vor 
allem das ehemalige Zentralorgan der Freien 
Deutschen Jugend (FDJ) der DDR, die „Junge 
Welt“, versteht sich als „eine linke, marxistisch 
orientierte, überregionale Tageszeitung“11 und 
zählt frühere hohe Funktionsträger der SED-
Diktatur wie beispielsweise den letzten DDR-
Staatsratsvorsitzenden Egon Krenz oder den 
letzten SED-Ministerpräsidenten Hans Modrow 
zu ihren Autoren. Zwar behauptet sie, „über 
die Geschichte der sozialistischen Länder wird 
kritisch […] berichtet“.12 Was sie dabei unter 
kritisch versteht, hat sie auf ihrer Titelseite vom 
13./14. August 2011 deutlich gemacht, als sie 
bezogen auf den 50. Jahrestag des Mauerbaus 
provokativ titelte: „Wir sagen einfach mal: 
Danke.“ 

Dem Politikwissenschaftler Norman Bock 
zur Folge stehen drei Thesen für die Autoren 
der Jungen Welt, die wie ihr Chefredakteur 
Arnold Schölzel alias IM „André Holzer“ durch-
aus auch einen IM-Hintergrund haben können, 
zur Rechtfertigung der SED-Diktatur im Mit-
telpunkt: 1. Ursache der friedlichen Revolution 
von 1989/90 war der Verrat durch die politi-
sche Führung der Sowjetunion. 2. Reformori-
entierte Kräfte innerhalb der SED hätten einen 
internen Putsch organisiert und somit jegliche 
Chance auf einen Fortbestand der DDR ver-
spielt. 3. Mit der deutschen Einheit erlebt der 
deutsche Imperialismus eine Renaissance.13 

Ein weiteres Printmedium mit marxistisch-
leninistischer Ausrichtung stellt der „RotFuchs. 
Tribüne für Kommunisten und Sozialisten in 
Deutschland“ dar. Sein Chefredakteur Klaus 
Steiniger gehörte zwischen 1967 und 1992 der 
Redaktion des „Neuen Deutschland“, dem 
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Zentralorgan der SED, an. Der „RotFuchs“ ver-
steht sich als eine „unabhängige kommunis-
tisch-sozialistische Zeitschrift für Politik, Kultur 
und Wissenschaft“.14 Der sich als revolutionäre 
Zeitschrift verstehende „RotFuchs“, gegründet 
1998 von der DKP-Gruppe Berlin-Nordost als 
politisch-theoretische Monatsschrift, lehnt ei-
nen „modernen Reformsozialismus“ strikt ab, 
da dieser im Rahmen des bestehenden Systems 
agiere und somit bereits Teil des Kapitalismus 
sei. Die Wiedervereinigung bezeichnen seine 
Autoren als einen „Sieg der Konterrevolution“.15 
Nicht viel anders verhält es sich mit der zur Eu-
lenspiegel Verlagsgruppe gehörenden „edition 
ost“, deren Mitbegründer und Verlagsleiter 
Frank Schumann bis 1989 inoffizieller Mitar-
beiter des MfS unter dem Decknamen „Karl“ 
war.16 In dem Verlag veröffentlichen insbeson-
dere ehemalige Funktionäre des Macht- und 
Herrschaftsapparates der DDR wie Egon Krenz, 
der langjährige DDR-Verteidigungsminister 
Heinz Keßler oder der stellvertretende MfS-
Minister Wolfgang Schwanitz ihre Geschichts-
bilder. Zudem nutzen vor allem ehemalige Mit-
arbeiter der DDR-Staatssicherheit wie Gotthold 
Schramm oder Klaus Eichner den Verlag für ihre 
Apologie von SED und MfS.17 Printmedien wie 
die „Junge Welt“ und Verlage wie die „edition 
ost“ bemühen sich, eine Gegenöffentlichkeit zu 
den gesamtgesellschaftlichen Geschichtsdebat-
ten zu schaffen und streben nach der Deu-
tungshoheit über die DDR-Geschichte. 

 
DKP, MLPD und Die Linke 

Vor allem für linksextremistische Parteien 
mit einem geschichtsdeterministischen Weltbild, 
wie es die DKP pflegt, spielt die Verklärung der 
DDR-Geschichte bis heute eine zentrale Rolle. 
So formuliert der DKP-Vorsitzende Patrick 
Köbele pathetisch über die DDR: „Wir haben 
Genossinnen und Genossen, die einen Staat 
aufbauten, in dem sie Großkapital und Junker 
entmachteten und enteigneten, Antifaschismus 
und Frieden wurden Staatsdoktrin. Ein Bildungs-
system ohne Klassenschranken und Nazilehrer 
aufgebaut, das Recht auf Arbeit wurde verwirk-
licht, internationale Solidarität nicht gepredigt, 
sondern geübt. Am Ende zu schwach und 
trotzdem die größte Errungenschaft der Arbei-
terklasse Deutschlands, die Deutsche Demokra-

tische Republik.“18 Die deutsche Einheit stellt 
dagegen nur ein „Ergebnis der äußeren und 
inneren Konterrevolution“ dar.19 Aus diesem 
Grunde wird die DDR-Geschichte weiterhin 
ausschließlich marxistisch-leninistisch interpre-
tiert, ihre vermeintlichen Errungenschaften ge-
priesen und ihre Verbrechen geleugnet. 

Auch die MLPD beurteilt die DDR-Ge-
schichte aus einer marxistisch-leninistischen 
Perspektive, kommt dabei aber zu ganz ande-
ren Ergebnissen. Sie orientiert sich an dem von 
ihr propagierten „wahren Sozialismus.“ Diesen 
assoziiert sie mit dem Stalinismus und lehnt 
daher andere sozialistische Systeme, wie sie die 
Sowjetunion und die mit ihr verbündeten Staa-
ten seit dem XX. Parteitag der KPdSU 1956 
verkörperten, ab. Aus diesem Grunde kritisiert 
sie im Gegensatz zur DKP die DDR heftig. Sie 
sieht in der SED eine Verräterin an der Arbeiter-
klasse und in der SED-Diktatur einen entarteten 
Sozialismusversuch.20 

Im Zentrum dieser Auseinandersetzung steht 
aber vor allem eine Partei: Die Linke. Als Nach-
folgepartei der PDS und Rechtsnachfolgerin 
der SED hat sie bewusst deren Gelder, Mitglie-
der und Traditionen nach 1989 übernommen. 
Personell setzt sie sich neben westdeutschen 
Linksextremisten, die vornehmlich aus der DKP 
und den K-Gruppen stammen, zu einem nicht 
unerheblichen Teil aus ehemaligen Funktionä-
ren und Mitläufern der SED, ihrer Blockparteien 
und Massenorganisationen zusammen. Sie alle 
haben ihre weitgehend marxistisch-leninistisch 
geprägten Weltbilder, ihren Geschichtsdeter-
minismus und ihre damit verbundenen Lebens-
erfahrungen in diese Partei eingebracht und 
prägen sie damit bis heute nicht unwesentlich. 
Aus diesem Grunde war und ist die Auseinan-
dersetzung mit der Geschichte im Allgemeinen 
und der DDR-Geschichte im Besonderen für 
die PDS bzw. Die Linke von zentraler Bedeu-
tung. Nicht überraschend hat deshalb auch Die 
Linke bei ihrer Gründung 2007 die bereits 1990 
von der PDS eingerichtete Historische Kommis-
sion aufgegriffen und weitergeführt. 

Zur Notwendigkeit einer solchen Einrich-
tung hielt Die Linke in ihrem Beschluss vom 
25. August 2007 fest: „DIE LINKE braucht eine 
ständig geführte, eigenständige Geschichtsdis-
kussion. Ein Verzicht darauf würde bedeuten, 
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dass einerseits dem Einfluss medial vermittelter 
Geschichtsinterpretationen politisch vorherr-
schender Kräfte nichts entgegengesetzt und 
andererseits die Konservierung überholter Ge-
schichtsdeutungen in Teilen der Mitgliedschaft 
begünstigt wird.“ Schließlich definiert sich nach 
Meinung Der Linken auch „das Selbstverständ-
nis der Partei […] neben den aktuellen Proble-
men zu erheblichen Teilen über Geschichtsbil-
der und deren Interpretation“.21 

Neben der Historischen Kommission exis-
tiert noch ein Ältestenrat als oberste parteiliche 
Autorität, der auch zur Auseinandersetzung 
mit der DDR Stellung bezieht.22 Mit Hilfe die-
ser beiden Einrichtungen will Die Linke vor 
allem die „globale Delegitimierung der DDR“ 
und der Biographien ihrer Mitglieder verhin-
dern.23 Auffallend ist, dass sich bis heute beide 
Einrichtungen insbesondere aus hochrangigen 
DDR-Funktionären zusammensetzen. So war 
der Vorsitzende des Ältestenrats, Hans Mod-
row, bekanntlich letzter SED-Ministerpräsident 
der DDR. Während Bruno Mahlow Leiter der 
Abteilung Internationale Beziehungen beim ZK 
der SED und Mitglied der Zentralen Revisions-
kommission der SED war, fungierte Gregor 
Schirmer nicht nur als Abgeordneter der DDR-
Volkskammer, sondern auch zeitweise als 
Stellvertreter des DDR-Ministers für Hoch- und 
Fachschulwesen. Der Vorsitzende der Histori-
schen Kommission, Günter Benser, wiederum 
war stellvertretender Abteilungsleiter am Insti-
tut für Marxismus-Leninismus (IML) beim ZK 
der SED und dann Direktor des Instituts für 
Geschichte der Arbeiterbewegung (IfGA), dem 
Nachfolgeinstitut des IML.24  

Im Gegensatz zur DKP existiert in Der Lin-
ken, die sich als linke Strömungspartei versteht, 
ein Meinungsspektrum von apologetischen bis 
relativ kritischen Haltungen gegenüber der DDR, 
so dass auch kontroverse Geschichtsdebatten 
möglich sind. 

Bereits 1990 hat sich die damalige PDS auf 
einen antistalinistischen Grundkonsens ver-
ständigt, der sich aber nie als ein antikommu-
nistischer verstand.25 Die extremistischen Zu-
sammenschlüsse in der PDS / Die Linke wie die 
KPF widersprachen diesem Grundkonsens ih-
rer Partei und akzeptieren bis heute den Begriff 
Stalinismus nicht, da sie darin eine grundsätzli-

che Diskreditierung der DDR sehen. Aus die-
sem Grunde lehnten sie auch einen Gedenk-
stein für die „Opfer des Stalinismus“ auf dem 
Sozialistenfriedhof in Berlin-Friedrichsfelde ka-
tegorisch ab.  

Vor allem Begriffe wie „Diktatur“ und „Un-
rechtsstaat“ als legitime Bezeichnungen für die 
DDR sorgen immer wieder für heftige parteiin-
terne Kontroversen. Anfang 2009 entbrannte 
ein heftiger Streit um die „20 Thesen“ der 
sächsischen Die Linke. Darin bezeichneten ihre 
Autoren die DDR als „Diktatur“, in der „viele 
ihrer Bürger Zwang, Angst, Hilflosigkeit und 
Unterdrückung“ erlebten. Zugleich warfen sie 
der DDR die „fortwährende Verletzung univer-
saler Menschenrechte“ vor.26 Mit diesen Aussa-
gen rüttelten sie an den Grundfesten des Selbst-
verständnisses weiter Teile der Partei. Natur-
gemäß lehnten die innerparteilichen Bewahrer 
der reinen Lehre das Papier mit der Begrün-
dung ab, darin fände sich „kein Wort über 
gesellschaftliche Vorzüge des untergegangenen 
Sozialismus“ und keine „auch nur annähernd 
vergleichbare Bewertung des Kapitalismus“.27 

In Thüringen trägt die dortige Linkspartei in 
der Präambel des rot-rot-grünen Koalitionsver-
trags unter der Überschrift „Die Würde des 
Menschen ist unantastbar“ sogar die Bezeich-
nung mit, die DDR sei „eine Diktatur“ und „in 
der Konsequenz ein Unrechtsstaat“ gewesen, 
weil „jedes Recht und jede Gerechtigkeit für 
diejenigen verloren waren, die sich nicht sys-
temkonform verhielten“. Die drei Parteien for-
derten „eine konsequente und schonungslose 
Aufarbeitung der Alltagsdiktatur“ und verstän-
digten sich darauf, „nicht mit Organisationen, 
die das DDR-Unrecht relativieren, zusammen-
zuarbeiten“.28 Der Konflikt innerhalb Der Lin-
ken war damit vorprogrammiert. Parteiintern 
löste diese Formulierung eine heftige Diskussi-
on aus, da entsprechende Charakterisierungen 
noch immer an den Grundfesten des eigenen 
Selbstverständnisses rüttelten. Vor allem Vertre-
ter ihrer extremistischen Strömungen sahen in 
dieser Vereinbarung eine „Kriminalisierung der 
DDR“ und charakterisierten sie als den „Knie-
fall von Thüringen“.29 Sie warfen Der Linken 
vor, damit einen Kurswechsel von „der Vertei-
digung der Rechtmäßigkeit des Sozialismusver-
suchs hin zur Delegitimierung als ‚Unrechts-
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staat‘“ vollzogen zu haben.30 Den extremistischen 
Strömungen nahestehende Organisationen wie 
das Ostdeutsche Kuratorium der Verbände 
(OKV), das bislang ihre „Mitglieder zur Unter-
stützung der Partei Die Linke in allen bisheri-
gen Wahlkämpfen aufgerufen“ hatte, brachten 
ihr „Erschrecken über eine pauschale Verurtei-
lung der DDR als Diktatur und Unrechtsstaat 
zum Ausdruck“ und kündigten an, sollte „diese 
Auffassung auch der des Parteivorstandes ent-
sprechen, wäre einer weiteren Zusammenarbeit 
damit jegliche Grundlage entzogen“.31 Selbst 
ihr damaliger Fraktionsvorsitzender im Deut-
schen Bundestag, Gregor Gysi, äußerte, bezo-
gen auf den Begriff Unrechtsstaat: „Wir sind 
uns einig, diese Bezeichnung nicht zu verwen-
den.“32 

Im Verlauf der geschichtspolitischen Diskus-
sionen innerhalb der PDS bzw. Der Linken hat 
sich seit 1990 ein Geschichtsbild herauskristal-
lisiert, welches auf der einen Seite den Bruch mit 
dem Stalinismus, auf der anderen Seite aber die 
Hochachtung vor den positiven Errungenschaf-
ten der DDR und den Erfahrungen ihrer Bürger 
transportieren will. Dadurch soll der Eindruck 
vermittelt werden, die DDR sei nach den Er-
fahrungen mit dem Faschismus / Nationalsozi-
alismus ein legitimer politisch-gesellschaftlicher 
Versuch gewesen. Dahinter steckt bis heute der 
Gedanke, sich die Option für einen erneuten 
Anlauf zum Sozialismus offenzuhalten. 

Vor allem die Auseinandersetzungen um eine 
zutreffende Charakterisierung der DDR offen-
baren zugleich den Spannungsbogen, in dem 
sich Die Linke bis heute bewegt. Einerseits muss 
sie sich objektiv mit den Verbrechen der SED-
Diktatur befassen und auch öffentlich davon 
distanzieren, um im politischen Spektrum der 
Bundesrepublik akzeptiert zu werden. Anderer-
seits kommt sie nicht umhin, große Teile der 
Partei, die aufgrund ihrer Biographien eng mit 
der SED verbunden waren, nostalgisch zu be-
dienen. Sie muss deren Geschichts- und Identi-
tätsbilder pflegen, da sie diese weiterhin als 
Mitglieder und Wähler benötigt – auch wenn 
deren Anteil aufgrund ihres hohen Alters zu-
nehmend rückläufig ist. Ebenso wie die DKP 
verstehen sich vor allem KPF und MF als deren 
Interessenvertreter. So versprach die innenpoli-
tische Sprecherin Der Linken, Ulla Jelpke, sich 

für die Interessen ehemaliger Mitarbeiter der 
Hauptabteilung Aufklärung (HV A) der DDR-
Staatssicherheit einzusetzen, und lobte den 
„mutigen Einsatz [der HVA-Mitarbeiter] für 
den Frieden nach dem Ende der DDR.“33 

 
AUSBLICK 

Blickt man auf die Auseinandersetzung im 
bundesrepublikanischen Linksextremismus mit 
der DDR-Geschichte, so lässt sich unschwer 
erkennen, dass dieses Thema für den dogmati-
schen Linksextremismus bis heute von zentra-
ler Bedeutung ist. Geschichtsdebatten dienen 
ihm in erster Linie dazu, das SED-Regime im 
Nachhinein zu rechtfertigen, um dadurch einen 
zweiten Anlauf zum Sozialismus legitimieren zu 
können. Daher stellt sich die Frage, ob heute 
im Zusammenhang mit der Rezeption der DDR-
Geschichte im dogmatischen Linksextremismus 
von einem linksextremistischen Geschichtsrevi-
sionismus gesprochen werden kann. Folgt man 
der Begriffsdefinition der Bundeszentrale für po-
litische Bildung, so ist Geschichtsrevisionismus 
ein „wesentlicher Bestandteil rechtsextremer 
Ideologien. Er verfolgt das Ziel, die Geschichts-
schreibung zum Beispiel über den National-
sozialismus aus politischer Motivation umzu-
deuten und so Verbrechen des NS-Regimes zu 
relativieren. Dem „Revisionismus geht es […] 
nicht um eine wissenschaftliche und objektive 
Auseinandersetzung mit Geschichte. Stattdes-
sen manipulieren Revisionisten häufig Fakten, 
um den Nationalsozialismus zu verharmlosen. 
Zu diesem Zweck werden beispielsweise histori-
sche Dokumente und Überlieferungen bewusst 
fehlinterpretiert, der eigenen Ansicht wider-
sprechende Forschungsergebnisse ignoriert oder 
bestimmte Ereignisse komplett geleugnet.“34 

Überträgt man diese Definition auf den 
dogmatischen Linksextremismus, so lassen sich 
durchaus Übereinstimmungen erkennen. Lässt 
man die MLPD und ihre Motive dafür außen 
vor, so versucht er unverkennbar aus einer po-
litischen Motivation heraus, die Geschichte des 
DDR-Sozialismus umzudeuten, seine (vermeint-
lich) „guten Seiten“ zu betonen und so dessen 
Verbrechen zu relativieren. So leugnet er z. B. bis 
heute den Schießbefehl an der Berliner Mauer 
und versucht, das SED-Regime und den DDR-
Sozialismus weniger brutal und menschen-



D I E  D D R  I M  S P I E G E L  D E S  L I N K S E X T R E M I S M U S  

A R G U M E N T E  U N D  M A T E R I A L I E N  Z U M  Z E I T G E S C H E H E N  1 0 4     31 

verachtend erscheinen zu lassen, als sie es in 
Wirklichkeit waren. 

Ob diese Aspekte ausreichen, um von einem 
linksextremistischen Geschichtsrevisionismus zu 
sprechen, muss die (noch ausstehende) intensive 
wissenschaftliche Auseinandersetzung mit der 
Rezeptionsgeschichte der DDR im bundesrepu-
blikanischen Linksextremismus ergeben. Wenn 
dem aber so sein sollte, gilt es, dieser Entwick-
lung entschieden entgegenzutreten. 

 
||  DR. UDO BARON 

Referent im Niedersächsischen Ministerium für 

Inneres und Sport, Hannover 
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OST UND WEST 25 JAHRE NACH DER  

WIEDERVEREINIGUNG 
 
 

ECKHARD JESSE || Die deutsche Einheit, die vor 25 Jahren begann, ist eine Erfolgsgeschichte gewor-

den. Das gilt für die politische, die wirtschaftliche und die mentale Seite. Es gibt nicht die geringste 

sezessionistische Bestrebung, anders als in vielen Staaten Europas. Die Flüchtlingskrise, von der 

Deutschland heimgesucht ist, dürfte mit der Integration von Millionen Menschen aus anderen Kul-

turkreisen eine weitaus größere Herausforderung sein. 

 
 
 

EINLEITUNG 
Dieser Beitrag gibt, 25 Jahre nach der deut-

schen Einheit, die sich so überraschend wie 
schnell vollzog, zunächst einen knappen Über-
blick über die Teilung des Landes.1 War diese 
unvermeidlich? Musste sie so lange anhalten? 
Was unterminierte den Warschauer Pakt? Da-
nach wird am Beispiel von Sachsen die seitherige 
Entwicklung beleuchtet. Ist Sachsen in vielerlei 
Hinsicht ein Vorreiter gewesen? Wie lässt sich 
die Dominanz der Sächsischen Union erklären? 
Schließlich geht es um die gegenwärtige Flücht-
lingskrise, die eine größere Herausforderung für 
Deutschland sein dürfte als die „Bewältigung“ 
der deutschen Einheit. Wie ist das Verhalten 
der protestierenden Bürger zu beurteilen? Was 
muss der demokratische Verfassungsstaat tun, 
um die gravierenden Probleme in den Griff zu 
bekommen? Der Schlussteil zieht eine Bilanz 
zum letzten Vierteljahrhundert. Wo haben sich 
Angleichungen vollzogen, wo nicht? Das Fazit 
hebt anhand einiger Bilanzen und Reden zum 
25-jährigen Jubiläum noch einmal den Erfolg 
der deutschen Einheit hervor. 

 
DIE TEILUNG DEUTSCHLANDS:  
URSACHEN UND IHRE ÜBERWINDUNG 

Seit 1990 ist Deutschland vereint. Musste es 
überhaupt zur Teilung des Landes kommen? 
Die Historiker sind sich uneins, wobei eine 
Mehrheit davon überzeugt ist, sie sei wohl nicht 

zu verhindern gewesen. Vor 70 Jahren, im Mai 
1945, kapitulierte die Wehrmacht, nachdem 
das Dritte Reich, das den Zweiten Weltkrieg 
entfacht hatte und dessen Hinterlassenschaft 
verheerend war, durch ein Zweckbündnis der 
Westalliierten mit der Sowjetunion in einem 
Zweifrontenkrieg bezwungen wurde. Zunächst 
übertünchten dilatorische Formelkompromisse 
wie auf der Potsdamer Konferenz im Juli / August 
1945 (Demokratisierung, Denazifizierung, De-
militarisierung, Dezentralisierung, Deindustria-
lisierung) die Gegensätze zwischen den Alliier-
ten, doch bald brachen sie offen aus. Einerseits 
machtpolitisch bedingt, andererseits ideenpoli-
tisch, ließen sie sich nicht dämpfen. Der Kalte 
Krieg führte im Herzen Europas zur Teilung 
Deutschlands. 

Aus der SBZ entstand die DDR, aus der 
amerikanisch, der britisch und der französisch 
besetzten Zone die Bundesrepublik Deutsch-
land. Die beiden deutschen Staaten sind damit 
Produkte des Kalten Krieges, allerdings mit 
einem fundamentalen Unterschied: Während 
es der DDR an demokratischer Legitimation 
gebrach (demokratische Wahlen gab es nicht; 
die Volkserhebung vom 17. Juni 1953 schlug 
der „große Bruder“ nieder), gedieh der Westen 
Deutschlands demokratisch, begleitet und un-
terstützt von den Westalliierten. Dieser Prozess 
verlief zwar nicht reibungslos, aber kontinuier-
lich. Die vielen Väter und die wenigen Mütter 
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des Grundgesetzes verstanden es als Proviso-
rium. In den 1970er- und 1980er-Jahren sahen 
dagegen die meisten Menschen – im Osten wie 
im Westen – die Spaltung Deutschlands wohl 
für unabänderlich an. 

Und musste die Teilung Deutschlands so 
lange anhalten? Es heißt, durch die Akzeptanz 
der berühmten Stalin-Note vom 10. März 1952 
seitens des Westens wäre die Einheit Deutsch-
lands erreichbar gewesen. In dieser Note hatte 
Stalin den Westmächten freie Wahlen und die 
deutsche Einheit angeboten – unter dem Vor-
zeichen einer Neutralisierung. Diese sahen die 
sowjetische Initiative als Störmanöver an, um 
die Eingliederung der Bundesrepublik in das 
westliche Verteidigungsbündnis zu verhindern. 
Auch Bundeskanzler Konrad Adenauer betrach-
tete die Note als puren Trick, ebenso die SPD. 
Ein reger Notenaustausch verlief in der Folge 
im Sande. Später, als die Chance auf die deut-
sche Einheit weithin schwand, brach sich der 
Gedanke von der „verpassten Chance“ Bahn. 
Zudem, so eine verbreitete Lesart, wäre zumin-
dest die Ernsthaftigkeit des Angebots auszulo-
ten gewesen. 

Allerdings: Wenn ein Rückzug der USA aus 
dem Herzen Europas gar nicht als wünschens-
wert erschien, konnte eine Prüfung unterblei-
ben. Nach Öffnung der Archive ist der Streit 
nicht verstummt, wobei die Position überwiegt, 
Stalin habe die Note als taktisches Mittel einge-
setzt, um den Westmächten die Schuld an der 
Teilung in die Schuhe zu schieben.2 

Wer die Teilung Deutschlands in gewisser 
Weise als zwangsläufig ansieht, muss wissen: 
Historische Determinismen gibt es nicht. Weil 
etwas so gekommen ist, wie es gekommen ist, 
musste es nicht so kommen. Politik und Ge-
schichte gehen verschlungene Wege. 15 Jahre 
vor der Wiedervereinigung, am 1. August 1975, 
30 Jahre nach dem Zweiten Weltkrieg, unter-
zeichneten nach längeren Verhandlungen 
35 Staaten die Schlussakte der Konferenz über 
Sicherheit und Zusammenarbeit in Europa. 
Dieses Dokument von Helsinki umfasste drei 
Körbe: In dem ersten geht es um die Anerken-
nung der Grenzen und die Nichteinmischung 
in innere Angelegenheiten, in dem zweiten um 
die Zusammenarbeit der Staaten in der Wirt-
schaft, der Wissenschaft, der Technik und der 

Umwelt, in dem dritten um humanitäre Fragen 
(menschliche Kontakte, Informationsfreiheit, 
Kooperation im Bereich der Kultur und der 
Bildung). Kritiker sahen das Dokument von 
Helsinki als Festschreibung der Grenzen in Eu-
ropa an und damit des Status quo. Doch es kam 
anders: 

So beriefen sich Menschenrechtsgruppen in 
den Ostblockstaaten auf Korb 3 – sie brachten 
die politischen Eliten in ihren Ländern bald in 
massive Schwierigkeiten. DDR-Bürger stellten 
Ausreiseanträge und vergaßen nicht, die von 
ihrer Staatsführung unterschriebene Schlussak-
te zu erwähnen. Was zunächst als Signal der 
Schwäche des Westens erschien, entpuppte sich 
als eine des Ostens. Wer hätte das gedacht? 

Ein anderes Beispiel: Egon Bahr, 93-jährig 
im August 2015 verstorben, hat 1963 in seiner 
berühmten Tutzinger Rede für „Wandel durch 
Annäherung“ plädiert, die „Politik der Stärke“ 
kritisiert und als „rechte Hand“ Willy Brandts 
deutschlandpolitische Entspannung forciert. 
Vielleicht wollte er menschliche Erleichterun-
gen in der DDR um den Preis ihrer Stabilität. 
Und vielleicht hat diese Politik die SED-Dik-
tatur gerade dadurch destabilisiert. Intentionen 
und Wirkungen müssen sich nicht decken. Die 
Väter der deutschen Einheit sind zahlreich. Zu 
den wichtigsten zählen: Konrad Adenauer, Willy 
Brandt, Helmut Schmidt, Helmut Kohl, George 
Bush, Michail Gorbatschow. Viele Fäden liefen 
zusammen. Ohne die Menschen in der DDR, 
die eine Diktatur stürzten und den schnellen 
Beitritt zur Bundesrepublik Deutschland anstreb-
ten, wäre sie jedoch nicht möglich gewesen. 

 
DAS BEISPIEL SACHSEN: FRIEDLICHE  
REVOLUTION, DEUTSCHE EINHEIT, WAHLEN 

Im dichtbesiedelten und von starker Um-
weltverschmutzung betroffenen Sachsen war die 
Zahl der Ausreisewilligen besonders groß. Nir-
gendwo in der DDR fiel die Unzufriedenheit 
so dramatisch und so anhaltend aus. Sachsen 
avancierte zum Kernland der friedlichen Revo-
lution, die hiesigen Bürger drängten ebenso 
schnell auf eine deutsche Einheit.3 Am 7. Okto-
ber 1989, dem „Tag der Republik“, gingen über 
10.000 Personen im vogtländischen Plauen pro-
testierend auf die Straße, am 8. Oktober kam es 
in Dresden nach großen Tumulten dank des Ka-
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plans Frank Richter zur Bildung der „Gruppe 
der 20“. Zum ersten Mal ließ die Obrigkeit einen 
„Dialog“ mit den aufbegehrenden Bürgern zu. 
Und am 9. Oktober demonstrierten in Leipzig 
70.000 auf den Straßen. Viele sprechen von ei-
nem „Tag der Entscheidung“. Nach dem 9. Ok-
tober war die DDR nicht mehr die alte DDR. 

Die Demonstrationen für Freiheit zogen bald 
Demonstrationen für Einheit nach sich. Die 
Rede Helmut Kohls vor der Ruine der Frauen-
kirche am 19. Dezember 1989, nicht aufwie-
gelnd, aber Hoffnung gebend, ein Meisterstück, 
hallt heute noch nach. Rufe nach einem sächsi-
schen Freistaat auf den Kundgebungen ergänz-
ten das Bild in der Öffentlichkeit. Die neuen 
Kräfte versuchten die alten zurückzudrängen. 
Den Vorsitz im „Koordinierungsausschuss zur 
Bildung des Landes Sachsen“, ins Leben geru-
fen im Mai 1990, übernahm Arnold Vaatz, ein 
hochengagierter junger Mann aus den Reihen 
der oppositionellen Kräfte, der, soeben in die 
CDU eingetreten, noch im März 1990 bei der 
Kandidatur gegen Klaus Reichenbach um den 
Vorsitz der sächsischen CDU klar unterlegen 
war. Ende Juni 1990 entstand unter Erich Iltgen 
das „Sächsische Forum“, das die Öffentlichkeit 
über die Föderalisierung informierte. 

Sachsen, stark durch die „neuen Kräfte“ 
vorangetrieben (ein Alleinstellungsmerkmal im 
Osten), wurde vor 25 Jahren, am 3. Oktober 
1990, auf der Meißener Albrechtsburg in einem 
Festakt aus der Taufe gehoben, nachdem das 
Ländereinführungsgesetz vom 22. Juli 1990 dafür 
die Voraussetzungen geschaffen hatte. Sächsi-
sches Landesbewusstsein war nie verschwunden. 
Auf der konstituierenden Sitzung des Landtages 
erhielt das Land (wie Thüringen) in Anlehnung 
an Bayern die gewünschte Bezeichnung „Frei-
staat“. 

Vorher, bei den ersten und zugleich letz-
ten demokratischen Volkskammerwahlen am 
18. März 1990, siegte, für viele überraschend 
(selbst für die Meinungsforscher), die Allianz für 
Deutschland, zu der sich die gewendete CDU, 
der Demokratische Aufbruch (DA), hervorge-
gangen aus systemkritischen Kräften, sowie die 
mit der CSU sympathisierende Deutsche Sozia-
le Union (DSU) zusammengeschlossen hatten. 
Sie ereichte in Sachsen 57,7 Prozent, wobei den 
Löwenanteil mit 43,6 Prozent die CDU erhielt 

(DSU: 13,2 Prozent; DA: 0,9 Prozent). Das 
Ergebnis in Sachsen fiel für die Allianz für 
Deutschland damit überproportional gut aus. 
In der Folge trat die CDU gesondert an und 
heimste einen Wahltriumph nach dem anderen 
ein: bei den Kommunalwahlen am 6. Mai, bei 
den Landtagswahlen am 14. Oktober und bei 
der ersten gesamtdeutschen Bundestagswahl am 
2. Dezember. 

Sachsen ist ein konservatives Land, im Ge-
gensatz zum „roten“ Brandenburg. Seit 25 Jah-
ren nimmt die Sächsische Union bei allen sieben 
Bundestags-, fünf Europa-, sechs Landtags- und 
sämtlichen Kommunalwahlen den ersten Platz 
ein. 1994 und 1999 erreichte die Partei nicht zu-
letzt dank des „Landesvaters“ Kurt Biedenkopf 
mit 58,1 und 56,9 Prozent einen Stimmenanteil, 
den sie in der alten Bundesrepublik bei keiner 
Landtagswahl vorher oder nachher jemals er-
zielt hatte.4 Allerdings stellt sie weder in Chem-
nitz noch in Dresden noch in Leipzig (mehr) 
den Oberbürgermeister. Der hiesigen CDU ist es 
bestens gelungen, ihre „Sachsennähe“ zu kom-
munizieren.5 Bei allen Wahlkämpfen rückt die 
CDU Sachsen in den Vordergrund. So schneidet 
sie, nicht überraschend, bei Landtagswahlen 
stets besser ab als bei Bundestagswahlen. 

Jedoch: Bei der letzten Landtagswahl blieb 
sie mit 39,4 Prozent das erste Mal unter der 
Marke von 40 Prozent, sie lag damit aber, wie 
bei allen Wahlen zuvor, klar über dem addier-
ten Anteil der Parteien Die Linke und die SPD. 
Die linke Konkurrenz erreichte zusammen nie-
mals mehr als ein Drittel der Stimmen, wobei 
die SPD allerdings dank einer für sie guten Kon-
stellation in Sachsen zweimal als Juniorpartner 
in die Regierung gelangt war (2004-2009 und 
seit 2014). Was nicht für sächsische Bodenhaf-
tung spricht und eine verheerende öffentliche 
Wirkung auslöste: 2004 (9,2 Prozent) und 2009 
(5,6 Prozent) zog die rechtsextremistische NPD 
in den Landtag ein – 2014 blieb ihr das mit 
4,9 Prozent versagt. 

 
DAS BEISPIEL SACHSEN:  
PEGIDA, EINHEIMISCHE UND FLÜCHTLINGE 

Sachsen, das wirtschaftlich wohl blühendste 
von allen neuen Bundesländern, findet in den 
Medien zurzeit wahrlich kein gutes Echo. Zwei 
eng zusammenhängende Vorgänge sind dafür 
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verantwortlich: zum einen die Pegida-Proteste, 
zum anderen Unruhen um die Aufnahme von 
Flüchtlingen. Dabei ist manche gesinnungsethi-
sche Kritik an Kritikern kritikwürdig: hoffärtig 
und wohlfeil. 

Die im Herbst 2014 begonnenen Proteste 
der „Patriotischen Europäer gegen die Islamisie-
rung des Abendlandes“ (Pegida), so der vollmun-
dige Ausdruck, überraschten alle: die Medien, 
die Wissenschaft und die Politik. Die Zahl der 
Teilnehmer bei den Dresdner Demonstrationen 
nahm zunächst von Woche zu Woche zu, bis 
auf 25.000 zu Anfang des Jahres 2015. Der Pro-
test zielte gegen die als abgehoben empfundene 
politische Klasse und griff vorübergehend auf 
andere Städte über, mehr im Osten Deutsch-
lands als im Westen. Wie erste Untersuchungen 
zu den Teilnehmern zeigten, waren Männer im 
mittleren Alter aus der Mittelschicht überre-
präsentiert. Angetan von Sachsens Natur und 
Kultur, von der eigenen Mentalität und dem 
Zusammengehörigkeitsgefühl, zeigten die De-
monstrationen große Skepsis gegenüber Immi-
gration.6 Durch primitiv-pauschale Parolen 
(„Lügenpresse“) schwächten sie ihre Anliegen. 
Der Dresdener Politikwissenschaftler Werner 
Patzelt, der in zahlreichen Beiträgen die Motive 
der Demonstranten verständlich zu machen 
suchte,7 geriet dadurch als Sympathisant der 
Bewegung in Verdacht. Diese Kultur des Arg-
wohns ist schlimm. Ähnlich erging es Frank 
Richter, dem Direktor der hiesigen Landeszen-
trale für politische Bildung. 

Hatte dieser zwischen 2011 und 2013 die 
schwierige Funktion eines Moderators der von 
der Dresdener Oberbürgermeisterin Helga Orosz 
ins Leben gerufenen „AG 13. Februar“ wahr-
genommen und Kritik wegen seiner Versuche 
eingesteckt, die radikale linke Szene zu inte-
grieren, trat er in Zusammenhang mit dem Auf-
kommen von Pegida abermals vermittelnd in 
Erscheinung, so bei verschiedenen Talkrunden 
im Fernsehen. Heftige Kritik musste Richter hin-
nehmen, als er der Pegida-Organisation im Ja-
nuar 2015 auf deren Bitte hin die Räumlichkei-
ten der Landeszentrale für politische Bildung für 
eine Pressekonferenz zur Verfügung stellte. Der 
Direktor bekräftigte sein Votum, zumal keine 
nicht-staatliche Institution für eine solche Pres-
sekonferenz bereit stand. Unter seiner Ägide 

gab es zahlreiche Dialogforen zwischen Anhän-
gern und Gegnern von Pegida. Deswegen kam 
mitunter der Vorwurf eines Pegida-„Verstehers“ 
auf. Wer eine Position zu verstehen sucht, un-
terstützt diese deswegen aber noch nicht. Das 
Ziel der auf Gewaltfreiheit basierenden Aktivi-
täten war es stets, zwischen streitenden Kräften 
zu vermitteln. Hier gibt es Parallelen zwischen 
Richters Engagement in der Diktatur und in der 
Demokratie. Sein Platz „zwischen den Stühlen“ 
ist selbst für eine moralische Autorität keines-
wegs bequem. Aber nur so ist ein Brückenschlag 
möglich. 

War die Politik zu Anfang des Jahres 2015 
von allenfalls 300.000 Asylbewerbern ausgegan-
gen, später von 450.000, so korrigierte Innen-
minister Thomas de Maizière im August 2014 die 
Zahl deutlich nach oben: Auf bis zu 800.000. 
Mittlerweile gehen wohl alle politisch Verant-
wortlichen von mehr als einer Million Flücht-
lingen aus, auch wenn dies selten laut ausge-
sprochen wird. Das ist die mit weitem Abstand 
größte Zahl an Asylsuchenden in einem Jahr. 
Exakte Angaben dürften ohnehin schwer mög-
lich sein. Dieser Befund kann nicht ohne Folgen 
für die Aufnahmebereitschaft und -fähigkeit 
der Einheimischen bleiben. Auf Sachsen entfal-
len 2015 etwa 50.0000 „Neuankömmlinge“. 
Wer das Thema instrumentalisiert (wie natio-
nalistische Kräfte auf der einen Seite und Anti-
deutsche auf der anderen), leistet dem Recht 
des Stärkeren Vorschub, nicht der Stärke des 
Rechts. Es verbietet sich, den Schwarzen Peter 
hin- und herzuschieben: von den Politikern zu 
den Medien, von den Medien zu den Einheimi-
schen, von den Einheimischen zu den Flücht-
lingen, von den Flüchtlingen zu den Helfern, 
von den Helfern zu den Politikern. 

Oft schießt die Kritik an „den Sachsen“ und 
an der politischen Kultur im Freistaat weit übers 
Ziel hinaus.8 So plädiert der „Zeit“-Journalist 
Stefan Schirmer angesichts von „Hass, Extremis-
mus und Abschattung“ in Sachsen „im Ernst“ 
für einen „Säxit“9, aber ernst gemeint ist der 
zynische Vorschlag glücklicherweise nicht. Auch 
der Buchautor Michael Kraske attackiert in der 
Online-Ausgabe der angesehenen Zeitschrift 
Cicero die sächsischen Verhältnisse schrill.10 
Die „unerträglichen Zustände“ in der Dresde-
ner Zeltstadt stellten einen „Kulturbruch“ dar: 
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„einen beschämenden Verstoß gegen die zivili-
satorischen Werte einer reichen Demokratie und 
die Missachtung unseres Grundgesetzes“. Das 
Zeltlager sei „eine Zäsur der Schande“. Mehr 
oder weniger rhetorische Fragen folgen. „Wa-
rum werden Menschen in Zelten zusammen-
gepfercht, wenn in Dresden Tausende Woh-
nungen leer stehen? Warum werden freiwillige 
Helfer zum Schweigen verbannt?“ Der Autor 
geißelt den „trotzigen Sonderweg“ Sachsens. 
„Der Stolz auf die sächsische Heimat und das 
Ideal einer homogenen Bevölkerung bilden den 
ideologischen Nährboden, auf dem aggressiver 
Hass auf alles, was fremd erscheint, gedeiht. 
Nein, es ist kein Zufall, dass Freital in Sachsen 
liegt. Wo eine rassistische, fremdenfeindliche 
Menschenmenge über Wochen die dortige Asyl-
unterkunft belagert hat. […] Die Überhöhung 
des Eigenen und die Ablehnung des Fremden 
werden in Sachsen kultiviert wie sonst nur in 
Bayern. Sächsische Gemütlichkeit fühlt sich für 
Zugezogene bisweilen sehr ungemütlich an. Wie 
überall im Osten gibt es auch in Sachsen eine 
konsensfähige, in etlichen Studien belegte Frem-
denfeindlichkeit. Wer das kritisiert, gilt schnell 
als Nestbeschmutzer oder Linksextremist.“ Kul-
tiviert der Autor damit nicht einen Ost-West-
Gegensatz, der so gar nicht besteht – und Res-
sentiments gegen „den Osten“? Wiewohl hier 
Fremdenfeindlichkeit weiter verbreitet ist, sei es 
sozialisationsbedingt (hervorgerufen durch die 
Enge der DDR), sei es situationsbedingt (her-
vorgerufen durch geringeren Wohlstand), so 
gibt es „im Osten“ keine „konsensfähige Frem-
denfeindlichkeit“. 

Deutschland ist mittlerweile eine Art „Flücht-
lingsrepublik“ – sie tut mit ihren offiziellen 
Stellen und den ehrenamtlichen Helfern viel. 
Gemeinsam mit Schweden trägt Deutschland 
die Hauptlast. Dieses Thema spaltet die Bevöl-
kerung, und es muss genügend Leute geben, 
die für die jeweils andere Seite Verständnis auf-
bringen. Das Schüren von Feindbildern jeder 
Art verbietet sich: gegen „die Flüchtlinge“, ge-
gen „die Einheimischen“, gegen „die Sachsen“, 
gegen „die Politiker“, gegen „die Medien“. Ver-
allgemeinerungen sind ohnehin unangebracht. 
Bessergestellte wissen oft nichts von den exis-
tenziellen Problemen des „kleinen Mannes“. 
Politiker müssen überzeugen, Führungsbereit-

schaft an den Tag legen und dürfen nicht bloß 
in dem Milieu verkehren, in dem sie sich auf 
der „sicheren Seite“ wähnen. So funktioniert 
Demokratie nicht. 

Wem eine Chance auf Asylanerkennung 
verwehrt ist, hat in den (zu wenigen) Erstauf-
nahmeeinrichtungen zu verbleiben. Schnelle 
Entscheidungen sind im Interesse aller geboten, 
ebenso bessere Kooperationen zwischen Bund, 
Ländern und Kommunen, die vor Ort anders-
wo gefasste Beschlüsse ausbaden. Wer nicht die 
Aufnahmekriterien erfüllt, muss das Land un-
verzüglich verlassen. So ist Akzeptanz bei weiten 
Teilen der Bevölkerung erreichbar, und so ist 
den oft traumatisierten Flüchtlingen, geflohen 
vor Krieg und politischer Verfolgung, angemes-
sen zu helfen. Damit Anreize zum Aufenthalt in 
Deutschland abnehmen, sollten Sachleistungen 
Geldleistungen teilweise ablösen, ohne dass 
das menschenwürdige Existenzminimum unter-
schritten wird. Eine geregelte Zuwanderung ist 
weitaus besser als eine ungeregelte. Vieles liegt 
im Argen: Immerhin hat die Große Koalition 
im Oktober 2015 ein „Asylverfahrensbeschleu-
nigungsgesetz“ verabschiedet, das u. a. schnel-
lere Abschiebungen vorsieht (auch ohne Nen-
nung des Termins), bessere Integration der in 
Deutschland bleibenden Flüchtlinge (u. a. Be-
schäftigung als Leiharbeiter nach drei Mona-
ten) und eine Erweiterung der Zahl der sicheren 
Herkunftsländer (um Albanien, Kosovo und 
Montenegro). 

Die Zahl der Flüchtlinge muss begrenzt wer-
den. Es hat lange gedauert, bis sich die Regie-
rungsparteien Anfang November 2015 zu einem 
Maßnahmenpaket entschlossen, zu einem Kom-
promiss (nicht „Transitzone“ wie von der Uni-
on gewünscht, nicht „Einreisezentrum“, wie 
von der SPD gewünscht): Spezielle Aufnahme-
einrichtungen – drei bis fünf – werden für Per-
sonen ohne Bleibeperspektive geschaffen. Nach 
dem beschleunigten Asylverfahren erfolgt die 
Abschiebung rechtskräftig Abgelehnter direkt 
aus der Aufnahmeeinrichtung. Für diese Flücht-
linge besteht eine Residenzpflicht. Wer dagegen 
verstößt, erhält keine Sozialleistung. Sind diese 
Maßnahmen ausreichend? 

Wenn manche Sachsen sagen, sie wollten 
nicht die Verhältnisse Westdeutschlands, so 
klingt das einerseits merkwürdig, im Sinne von 
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seltsam (vor 1990 strebten sie als Erste solche 
Verhältnisse an), andererseits aber merk-würdig, 
im Sinne von bemerkenswert, weil es in der Tat 
Missstände zumal in den alten Bundesländern 
gibt. Wir haben ein krasses Vollzugsdefizit. Wer 
nicht asylberechtigt ist, hat hier kein Bleiberecht. 
Aus der Theorie muss Praxis werden. Ansons-
ten sinkt die Bereitschaft, sich derer anzuneh-
men, die aus Kriegsgebieten kommen und / 
oder politische Verfolgung erfahren haben. Die 
Bilder der vielen Flüchtlinge bewegen die Be-
völkerung, nicht nur im Osten, sondern auch 
im Westen. Die Aufnahme von Flüchtlingen ist 
kein „Elitenprojekt“ wie das vereinigte Europa, 
das bei diesem Problem leider nicht zusammen-
hält. Schleusern ist so nicht das Handwerk zu 
legen. Solidarität, heißt es, sei keine Einbahn-
straße. Wie wahr! 

Dass bei dieser Thematik, die – wie erwähnt – 
offenkundig eine größere Herausforderung dar-
stellt als die Integration von Ost und West, Kon-
flikte zutage treten und heftiger Streit ausbricht 
(zwischen den Ländern und den Kommunen, 
zwischen der Regierung und der Opposition, 
zwischen den Regierungsparteien, ja selbst zwi-
schen Politikern der CDU und der CSU), liegt 
auf der Hand und ist von einer demokratischen 
Streitkultur verkraftbar. Allerdings: Extremisti-
sche Exzesse sind nicht hinnehmbar. Nichts, 
rein gar nichts rechtfertigt Brandreden. Böse 
Worte provozieren schlimme Taten. Und die 
hat es in Sachsen gegeben (hier Freital, da Hei-
denau). Freilich ist die Öffentlichkeit auf Ge-
walttaten von rechtsextremer Seite fixiert. Von 
wem aber geht Gewalt – zum Beispiel gegen 
Polizisten – bei Demonstrationen aus? In den 
Debatten sind jedoch linksextremistische Aus-
schreitungen „weniger präsent, weniger empö-
rungsgeeignet“.11 

 
DEUTSCHE EINHEIT: 
EINE ERFOLGSGESCHICHTE 

Lösen wir uns von Sachsen: Ist die deutsche 
Einheit eine Erfolgsgeschichte? Diese Frage 
bewegte lange die Gemüter. Haben wir in den 
neuen Ländern „blühende Landschaften“, wie 
einst von Helmut Kohl prophezeit? Sind die 
Deutschen zwar staatsrechtlich vereinigt, aber 
gesellschaftspolitisch geteilt? Was ist in den 
letzten 25 Jahren anders geworden, im Osten, 

im Westen? Worauf geht der Wandel hier wie 
da zurück? 

Im Herbst 1989 brach die SED-Diktatur 
durch das indirekte Zusammenspiel von Flucht- 
und Demonstrationsbewegung wie ein Karten-
haus zusammen.12 Der „große Bruder“, das 
„Vaterland aller Vaterländer“, war unter Michail 
Gorbatschow im Gegensatz zu früher keines-
wegs mehr zur militärischen Intervention be-
reit. Nach dem Fall der Mauer hieß es auf den 
Straßen bald nicht mehr „Wir sind das Volk“, 
sondern wir sind ein Volk“ – die Freiheitsrevo-
lution ging binnen kurzem in eine Einheitsre-
volution über.13 Am 3. Oktober 1990, kein Jahr 
nach dem von den Granden gefeierten 40. Jah-
restag des „Arbeiter- und Bauernstaates“, gab 
es die DDR nicht mehr. 

Die SED-Diktatur war nicht nur politisch, 
sondern auch wirtschaftlich am Ende. Der 
marode Zustand wirkte nach. Deutlich mehr 
Ostdeutsche sind in den Westen gegangen als 
umgekehrt. Heute wohnen auf dem Gebiet der 
DDR zwei Millionen Menschen weniger als vor 
25 Jahren. Mittlerweile ist der Abwanderungs-
prozess fast gestoppt, wobei die Überalterung 
dem Osten zu schaffen macht. Es war eine be-
trächtliche, nicht immer hinreichend gewürdig-
te Lebensleistung Ostdeutscher, sich in den 
neuen Verhältnissen zurechtzufinden. Zwar ist 
die Arbeitslosigkeit im Oktober 2015 (gesamt: 
6,0 Prozent) in den neuen Bundesländern mit 
8,6 Prozent weiterhin deutlich höher als in den 
alten (5,5 Prozent), aber sie ist damit gegenüber 
der Zeit vor einem Jahrzehnt mehr als halbiert 
worden (gesamt: 13,0 Prozent; Ost: 20,6 Pro-
zent; West: 11,0 Prozent). In Bayern fällt sie 
mit 3,3 Prozent am niedrigsten aus, in Bremen 
mit 10,7 Prozent am höchsten.14 Die Arbeits-
produktivität in den neuen Ländern hat sich 
verdoppelt, liegt allerdings erst bei zwei Drit-
teln der des Westens. Besser sieht es bei den 
Einkommen aus, die sich bis auf eine Differenz 
von etwa 10 Prozent angeglichen haben. Hin-
gegen sind die Ostdeutschen mit Blick auf Erb-
schaften klar im Hintertreffen. Doch lähmt 
Selbstzufriedenheit. 

Es ist an der Zeit, den im Westen wie im 
Osten entrichteten Solidaritätsbeitrag nach dem 
Auslaufen der „Ostförderung“ 2019 zu strei-
chen, mindestens stark zu reduzieren. Die Infra-
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struktur hat sich in den neuen Bundesländern 
massiv verbessert. Wer auf den meist dreispu-
rigen Autobahnen fährt, weiß dies. Um auf 
Walter Ulbricht anzuspielen. Der Westen wurde 
nicht eingeholt, aber im Osten kann man schon 
eher überholen. 

Mit der besseren Lebensqualität in den neu-
en Ländern hängt die gestiegene Lebenserwar-
tung zusammen. So erhöhte sie sich im Osten 
bei den Männern in den letzten 20 Jahren um 
durchschnittlich 6,1 Jahre (West: 4,6 Jahre), bei 
den Frauen um 4,4 Jahre (West: 2,9 Jahre). Die 
Lebenserwartung in den neuen Bundesländern 
ist mittlerweile fast so hoch wie in den alten. 
Hingegen starben die Menschen in der DDR im 
Schnitt knapp drei Jahre früher als im Westen. 
Was wenig bekannt ist: War die Selbstmordrate 
in der DDR fast doppelt so hoch wie in der Bun-
desrepublik, besteht mittlerweile kaum mehr ein 
Unterschied. 

Die Zahl der „Ossi“- und „Wessi“-Witze hat 
längst nachgelassen, das böse Wort von „Dun-
keldeutschland“ gehört im Westen – hoffent-
lich – der Vergangenheit an (leider hat unser 
Bundespräsident den ressentimentgeladenen Be-
griff im Zusammenhang mit Ausschreitungen 
auf Asylbewerberheime gebraucht, wiewohl 
nicht spezifisch auf den Osten gemünzt), im 
Osten – hoffentlich – das Klischee vom „arro-
ganten Wessi“. Im hiesigen Staat gibt es, an-
ders als etwa in Belgien, Großbritannien oder 
Spanien, keinerlei sezessionistische Anflüge. 
Selbst der schärfste Kritiker der deutschen Ein-
heit strebt keine Abspaltung des Ostens vom 
Westen an oder des Westens vom Osten. Selten 
erwähnt jemand – positiv oder negativ – den 
folgenden Sachverhalt: Das oberste und das 
mächtigste Staatsamt bekleiden mit Joachim 
Gauck und Angela Merkel Politiker aus den 
neuen Ländern. Es fällt kaum auf, ruft keine 
Emotionen pro oder kontra hervor. Dies ist 
ebenso ein schönes Zeichen der Normalität wie 
die Zunahme des Patriotismus in Deutschland, 
nicht zuletzt dank der Einheit. Das weniger 
verkrampfte Verhältnis zu nationalen Symbolen 
ist deren Folge. 

Ob die Entscheidung für den 3. Oktober als 
Nationalfeiertag richtig war oder nicht (für 
mich: falsch, weil so die öffentliche Erinnerung 
an den 17. Juni 1953 verblasst, als Ostdeutsche 

gegen die SED-Diktatur auf die Straße gegangen 
sind): Jede Änderung trüge jetzt zur Delegiti-
mation des Staatswesens bei. Die Entscheidung 
für Berlin als Hauptstadt und Sitz des Regie-
rung wie des Parlaments war richtig: Mit dem 
beschaulichen Bonn hätte sich Deutschland 
kleiner gemacht, als es ist. 

Gewiss, die Menschen in den neuen Bun-
desländern schätzen Gleichheit höher ein als die 
im Westen (Bundespräsident Gauck hält dage-
gen), wobei im Westen die Zahl der „Freiheits-
freunde“ zurückgegangen ist. Noch in einem 
anderen wesentlichen Punkt gibt es Differenzen. 
Die ostdeutsche „Konsenskultur“ färbt auf den 
Westen ab, der sich bequem im Besitzstands-
denken eingerichtet hat. Häufig ist von „alter-
nativlosen“ Entscheidungen die Rede, weniger 
von einer offenen Streitkultur, die die Gesell-
schaft voranbringt. Wer mit mutigen Anstößen 
aufwartet, gilt zuweilen als anstoßerregend. Wir 
brauchen mehr Konkurrenz, um Stillstand zu 
vermeiden. 

Der beträchtliche Wandel auf den unter-
schiedlichsten Feldern in den letzten 25 Jahren 
geht bloß zum Teil auf die deutsche Einheit 
zurück, wesentlich auf die Globalisierung mit 
der digitalen Revolution. Die Bundesrepublik 
Deutschland ist keine „Berliner Republik“ ge-
worden, blieb die verfassungspolitische und 
wirtschaftliche Struktur doch erhalten. Der 
Wandel zumal in der Außenpolitik ist aller-
dings mit Händen zu greifen. Zwar besteht die 
Westbindung nach wie vor, aber Deutschland 
trägt mehr – akzeptierte – Verantwortung, selbst 
militärische. Die Zeit der „Scheckbuchdiplo-
matie“ ist vorbei. 

Der politische Extremismus von rechts und 
links ist durch die Wiedervereinigung stärker 
geworden, nicht das gestiegene Ausmaß des 
Islamismus. Wohl niemand hätte der aus der 
SED hervorgegangenen PDS 1990 eine verhei-
ßungsvolle Zukunft prophezeit. Heute ist sie in 
Thüringen der Seniorpartner und in Branden-
burg der Juniorpartner innerhalb der Regierung. 
Für den Verlust des antiextremistischen Kon-
sensus ist nicht in erster Linie „der“ Osten ver-
antwortlich. „Die“ 68er, die einerseits die Ge-
sellschaft gewandelt haben und die andererseits 
die Gesellschaft gewandelt hat, nehmen in Me-
dien eine tonangebende Rolle ein. Sie wollen 
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von Äquidistanz gegenüber rechts- und links 
außen wenig wissen. Im Osten stößt ihr Hedo-
nismus weniger auf Gegenliebe. 

Der Wandel beim Parteiensystem und beim 
Wahlverhalten ist zum Teil eine Reaktion auf 
die deutsche Einheit. Bei den Bundestagswah-
len 2002, 2005 und 2013 hätte es eine schwarz-
gelbe Mehrheit im Westen gegeben, dasselbe 
Votum vorausgesetzt. Ost ist allerdings nicht 
gleich Ost. Brandenburg stellt im Gegensatz zu 
Sachsen ein „rotes“ Bundesland dar. Hier pen-
delt der Stimmenanteil für die CDU bei Land-
tagswahlen um die 20 Prozent. Wenn die SPD 
seit 1990 knapp 500.000 Mitglieder verloren 
hat (und die CDU im gleichen Zeitraum über 
300.000), so ist der Osten damit kein Vorreiter 
für den Westen. Zwar fällt die Rekrutierungs-
fähigkeit der Parteien im Osten um über die 
Hälfte niedriger aus als im Westen, aber die 
schrumpfende Zahl der „Parteibürger“ – eine 
Reaktion auf gesamtgesellschaftliche Prozesse – 
steht in keinem Zusammenhang mit der deut-
schen Einheit. In Sachsen hatte die CDU Ende 
des Jahres 2014 noch 11.892 Mitglieder, die 
Partei Die Linke 9.205, die SPD 4.416, die FDP 
2.112, Bündnis 90 / Grüne 1.374.15 Die Veran-
kerung der Parteien ist damit schwach entfaltet, 
ebenso die „Zivilgesellschaft“. 

„Das“ Ausland, das vielfach bewundernd 
nach Deutschland blickt, kann nicht recht den 
hiesigen Missmut begreifen, der dann und wann 
auflebt. Betont wird bei uns weniger das Er-
reichte als das noch Nicht-Erreichte. Und: Wir 
denken nach wie vor in Ost-West-Kategorien. 
Die politische Kultur Deutschlands ist längst 
nicht mehr in den Osten und in den Westen 
geschieden. Wie subnationale Analysen zeigen, 
verlaufen regionale Unterschiede nicht nach Ost 
und West16, so aber das Klischee. Die Vereini-
gung zweier völlig unterschiedlicher Gesell-
schaftssysteme von heute auf morgen war ein 
präzedenzloser Vorgang. Vor diesem Hinter-
grund muss das Urteil ungeachtet einiger Defi-
zite im politischen, gesellschaftlichen, kulturel-
len und wirtschaftlichen Bereich lauten: Die 
Geschichte der Einheit ist eine deutsche Erfolgs-
geschichte! 

 

FAZIT 
So positiv fiel auch die Bilanz anlässlich des 

Jahrestages der deutschen Einheit am 3. Okto-
ber aus. Der „Jahresbericht der Bundesregierung 
zum Stand der deutschen Einheit 2015“, den 
Iris Gleicke, Ostbeauftragte der Bundesregie-
rung und Parlamentarische Staatssekretärin beim 
Bundesminister für Wirtschaft und Energie, im 
September 2015 vorgestellt hat, erwähnt die 
großen Fortschritte bei der Angleichung der 
Lebensverhältnisse. Dies ist auch notwendig, 
da im Jahr 2019 der Solidarpakt ausläuft. Ost 
wird nicht gegen West und West nicht gegen 
Ost ausgespielt. „Die Herstellung der Einheit 
war ein großes Gemeinschaftswerk der Deut-
schen in Ost und West. Sie setzte nicht zuletzt 
die Bereitschaft zu tiefgreifenden Veränderun-
gen mit hohen Anpassungslasten im Osten wie 
auch eine umfassende Begleitung und Unter-
stützung der Veränderungen aus dem Westen 
heraus.“17 Im Bundestag wurde dieser Bericht 
zum Stand der deutschen Einheit wie üblich er-
örtert.18 

Beim Festakt zum „Tag der Deutschen Ein-
heit“, der diesmal in Frankfurt stattfand, jeweils 
im Landes des amtierenden Bundesratspräsi-
denten, zog Bundespräsident Joachim Gauck 
zwar ebenso eine positive Bilanz („Deutschland 
hat in Freiheit zur Einheit gefunden – politisch, 
gesellschaftlich, langsamer auch wirtschaftlich 
und mit verständlicher Verzögerung auch men-
tal“19), aber er ließ sich nicht den Verweis auf 
die aktuelle Flüchtlingskrise nehmen: „Wie 1990 
erwartet uns alle eine Herausforderung, die 
Generationen beschäftigen wird. Doch anders 
als damals soll nun zusammenwachsen, was 
bisher nicht zusammengehörte.“20 Er schlug 
damit eine Brücke von 1989 zu 2015. 

Richard Schröder, der Fraktionsvorsitzende 
der SPD in der ersten und letzten demokratisch 
gewählten Volkskammer und in den 1990er-
Jahren parteiübergreifend auch für das Amt des 
Bundespräsidenten im Gespräch, ein unabhän-
giger Kopf, setzt sich in einem großen Artikel 
in der „Frankfurter Allgemeinen Zeitung“ mit 
zwei Standardfragen kritisch auseinander. Ers-
tens: Wann ist die deutsche Einheit vollendet? 
Für ihn ist der Begriff „vollendet“ wenig sinn-
voll, weil er Einheitlichkeit unterstellt. „Wenn 
überhaupt, kann man von einer vollendeten 



O S T  U N D  W E S T  2 5  J A H R E  N A C H  D E R  W I E D E R V E R E I N I G U N G  

A R G U M E N T E  U N D  M A T E R I A L I E N  Z U M  Z E I T G E S C H E H E N  1 0 4     41 

Freundschaft oder Ehe doch nur sprechen, 
wenn sie in ungetrübter Zuneigung – verstor-
ben sind.“21 Zweitens: Was ist falsch gelaufen? 
„Normalerweise fragen wir so im Angesicht ei-
nes Desasters, wenn etwa Häuslebauer sich mit 
schweren Baumängeln konfrontiert sehen.“22 
Schröder hält die deutsche Einheit für geglückt 
und wundert sich daher über die Frage: zu Recht. 
Der Publizist mit Urteilskraft wendet sich ge-
gen verbreitete Positionen, denen aber kaum 
Plausibilität zukommt. 

Wir erwähnen zu wenig, dass so Vieles ge-
lungen ist, und sprechen zu viel davon, dass so 
Weniges misslungen ist. Das gilt zumal für den 
Prozess der deutschen Einheit! Die Integration 
der neuen Länder in die Bundesrepublik 
Deutschland löste keine größeren Konflikte aus. 
Charakteristisch für die Feierlichkeiten zum 
Jahrestag der deutschen Einheit war 2015 die 
partielle Überlagerung durch die Flüchtlings-
thematik. Dieses Thema ist weitaus konfliktge-
ladener. 

 
||  PROF. DR. ECKHARD JESSE 

Prof. em. für Politische Systeme und Politische 
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WIE VIEL „PUTINISMUS“ IST IN DER LINKEN? 

 

Ursachen und Hintergründe 
 
 

RUDOLF VAN HÜLLEN || Das völkerrechtswidrige Vorgehen Russlands auf der Krim und in der Ost-

ukraine hat in Deutschland eine Vielzahl von so genannten „Putin-Verstehern“ auf den Plan gerufen. 

Im Deutschen Bundestag nimmt diese Rolle am deutlichsten die seit 1989 vier Mal umbenannte 

SED ein. Hätte sie nicht nach „linken“ Normen eher die Aufgabe, an der Spitze der Putin-Kritiker zu 

stehen? Ihr „Putinismus“ kennt komplexe Begründungsmuster und erzählt auch die Geschichte einer 

mindestens teilweise gescheiterten Demokatisierung. 

 
 
 
Der Schlagabtausch im Bundestag war grob 

und erinnerte in seiner Diktion an vergessene 
Zeiten grundsätzlicher Auseinandersetzungen. 
Der CDU-Abgeordnete Arnold Vaatz, einst in 
der DDR-Bürgerrechtsbewegung Mitglied des 
„Neuen Forums“, stellte in der Debatte vom 
26. März 2015 eine Zwischenfrage an den Abge-
ordneten Wolfgang Gehrcke, Hamburg, außen-
politischer Sprecher der Fraktion Die Linke. 
Thema des Hohen Hauses war die politische 
Entwicklung in der Ukraine: 

„Herr Kollege Gehrcke, ich möchte Sie fra-
gen, wie Sie es wagen können, von Demokratie 
zu reden, wenn Ihnen der Wille der Mehrheit 
der Menschen im Baltikum, der Mehrheit der 
Menschen in der Ukraine, der Mehrheit der 
Menschen in Moldawien und der Mehrheit der 
Menschen in Georgien ganz offensichtlich völ-
lig gleichgültig ist. Ihnen geht es in Ihrer Rede 
nur um eines: Bahn frei für Russland! 

Ich schließe daraus, dass Sie in diesem Par-
lament überhaupt nicht die linke Fraktion sind, 
als die Sie sich betiteln. Sie sind nichts anderes 
als der politische Arm des russischen Expansio-
nismus. 

Sie sind auch keine Linken mehr. Seitdem 
die russische Regierung ihr linkes Mäntelchen 
abgestreift hat und nach knallrechten expansio-
nistischen Kriterien operiert, blasen Sie genau 

in deren Horn. Sie haben jede Glaubwürdigkeit 
in diesem Land verspielt. Sie waren immer auf 
der Seite der russischen Aggressionen: Sie waren 
auf der Seite der russischen Aggressionen, als 
es 1968 um die Tschechoslowakei gegangen ist, 
und Sie sind auf der Seite der russischen Ag-
gressionen, wenn es heute um die Ukraine 
geht.“ 

Gehrcke bleibt eine Entgegnung nicht 
schuldig: „So ein glänzendes Beispiel von Anti-
kommunismus, von Verkennen der Realität in 
Europa, wie Sie es hier vorgeführt haben, hätte 
ich mir gar nicht ausdenken können. Herzlichen 
Dank, Herr Vaatz! Ich bin Ihnen dankbar für 
diese Intervention.“ 

Ein interessantes Streiflicht: Vaatz führt die 
Position der Linken zu Russland darauf zurück, 
dass die Partei – wie im Kalten Krieg – als Inter-
ventionsapparat Russlands agiere. Zudem weist 
er korrekt auf den Widerspruch zu (angebli-
chen) Werten der politischen Linken hin. Und 
Gehrcke antwortet, wie er es in den 1980er-
Jahren getan hätte: Kritik an Kommunisten sei 
überholter Antikommunismus, und man möge 
doch die Realitäten in Europa in Rechnung stel-
len, die eben gestern wie heute im sowjetischen 
bzw. russischen Gewaltpotenzial beständen. Der 
interessante Vorgang macht zwei Vorbemerkun-
gen notwendig: 
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∙ Die Linke bildet derzeit die größte Opposi-
tionspartei im Bundestag. Sie steht zwar in 
direkter Rechtsnachfolge der SED, hat sich 
aber seit der deutschen Einheit gravierend 
verändert. Eine marxistisch-leninistische Par-
tei ist sie ohne jeden Zweifel nicht mehr. 
Wie immer man ihre Haltung zur inneren 
Ordnung der Bundesrepublik bewerten mag, 
sie teilt keineswegs den weitgehenden Kon-
sens in außenpolitischen Fragen, der seit 
Jahrzehnten kennzeichnend für den deut-
schen Parlamentarismus gewesen ist. 

∙ Für „Putinismus“ als Bezeichnung für das 
derzeitige Regime in Russland gibt es keinen 
festgelegten Begriffsinhalt.1 In der Literatur 
finden sich unterschiedlich abwertende Be-
zeichnungen: „gelenkte Demokratie“2, „büro-
kratischer Autoritarismus“3, „Demokratur“4, 
„Neopatrimonialismus“5 und „Sowjetunion 
2.0“6. 
 
„Putinismus“ steht eher für eine KGB / FSB-

Oligarchie, deren wichtigste Figur allerdings der 
Präsident darstellt. Vereinfacht gesagt: „Putinis-
mus“ ist vor allem ein ur-russisches Phänomen, 
das nicht nur auf einer kulturellen Prägung 
durch 70 Jahre Sowjetunion beruht, sondern – 
wie diese – Bezüge zur Jahrhunderte alten za-
ristischen Autokratie aufweist. Es hat definitiv 
nichts mehr mit westlicher Demokratie zu tun. 
Deren sämtliche Werte werden als falsch ab-
gelehnt: Freiheit, Gleichheit, Solidarität, auch 
Menschenrechte, Pluralismus, Rechtsstaatlich-
keit und Verfassungsstaat. 

Dennoch ist Russland weder eine marxis-
tisch-leninistische noch eine stalinistische Dik-
tatur: Der ideologisch-philosophische Überbau 
und die völlig schrankenlose unbeschränkte 
Willkür der Herrschaftsausübung fehlten bis-
her.7 Eher hat man es mit einer Wiederauflage 
dessen zu tun, was Ernst Fraenkel anhand seiner 
Untersuchung der ersten Jahre der NS-Diktatur 
den „Doppelstaat“ nannte: Ein rechtsförmiges, 
formales Verfassungssystem besteht neben ei-
nem willkürlichen Maßnahmestaat.8 Das posi-
tive Recht gilt, aber nur so lange, als es der 
herrschenden Oligarchie nicht im Weg ist. Für 
ein solches System ist der konservierte „homo 
sovieticus“ der ideale und offenbar in Russland 
real existierende Normbürger. Seit den Protes-

ten gegen Wladimir Putins anfechtbare Wieder-
wahl hat das Regime die Repression gegen den 
wahrnehmbaren Rest einer Opposition kräftig 
verschärft. 

Die Ukraine ging einen anderen Weg. Sie hat 
mit dem durchaus revolutionären Sturz des im-
merhin ordentlich gewählten Präsidenten Victor 
Janukowitsch gezeigt, dass sie eine westliche, 
an die EU angelehnte Entwicklung will. Und 
dies bedeutet eine existenzielle Bedrohung des 
„Systems Putin“ in Russland. In der dortigen 
Bevölkerung gibt es immerhin rund 20 % welt-
läufige, westlich und kapitalistisch orientierte 
Eliten. 

Durchforstet man die wissenschaftliche Li-
teratur, so findet man für das heutige russische 
Regime die folgenden Charakteristika: Es exis-
tiert keine geschlossene ideologische Konzeption, 
sondern nach den Maßstäben der „realistischen 
Schule“ eine pragmatisch orientierte Außenpo-
litik. Sie denkt in geopolitischen und militäri-
schen Kategorien, die der Westen für veraltet 
hielt. Ihr Ziel scheint die Wiederherstellung der 
russischen Großmachtrolle („Novorossija“) zu 
sein; dies schließt die Re-Annexion der Ukraine 
mit ein. Nach innen bedient sie sich eines 
Bündnisses mit der orthodoxen Kirche und 
wahlweise mythischer Vorstellungen der „rus-
sischen Seele“ und des „besonderen russischen 
Weges“ in Konfrontation mit „dem Westen“.9 

Die einzelnen, eher situativen Elemente die-
ses KGB-Realismus lesen sich aber aus der 
Sicht eines gesinnungsfesten westlichen Links-
extremisten so: In Russland gibt es einen Füh-
rerkult mit an Stalin erinnernden Dimensionen 
einschließlich ausgeprägtem Männlichkeitskult 
(in linker Diktion: „Sexismus“). Die Staatsspitze 
setzt sich aus einer Oligarchie zusammen, die 
vorwiegend den Geheimdiensten („Repressi-
onsapparat“) entstammt. Es ist unübersehbar, 
dass sie sich hemmungslos materiell bereichert 
(„Staatskapitalismus“). Meinungs-, Vereinigungs- 
und Demonstrationsfreiheit sind für oppositio-
nelle Kräfte suspendiert, die Medienlandschaft 
ist ebenso gleichgeschaltet wie die Justiz. Militä-
rische Macht wird hoch geschätzt, demonstriert 
und gegebenenfalls auch eingesetzt („Milita-
rismus“). Xenophobie, Homophobie und Anti-
semitismus werden in Russland nicht nur ge-
duldet. Da das Regime zudem auf marxistische 
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Analysen und Utopien gänzlich verzichtet und 
stattdessen Symbiosen mit nationalistischen und 
rechtspopulistischen Bewegungen eingeht,10 
läge ein von links geäußertes „Faschismus“-
Verdikt durchaus nahe. Das ist demnach ein 
Paket, vor dem es jedem authentischen Linken 
grausen muss. Aber eben nur einem authenti-
schen Linken, für den die Vision einer egalitä-
ren Gesellschaft im „Kommunismus“ oder die 
anarchistische Utopie völliger Herrschaftsfrei-
heit das ethisch-moralische Leitbild bleibt. Im 
gültigen Programm Der Linken ist diese Vision 
umschrieben mit einem Zitat aus dem Kom-
munistischen Manifest: 

„An die Stelle der alten bürgerlichen Gesell-
schaft mit ihren Klassen und Klassengegensät-
zen tritt eine Assoziation, worin die freie Ent-
wicklung eines jeden die Bedingung für die freie 
Entwicklung aller ist. Diese Vision setzt die Ab-
schaffung von Kriegen, den Stopp der Zerstö-
rungen unserer Umwelt und der natürlichen 
Lebensgrundlagen ebenso voraus wie die Besei-
tigung von Ausbeutung und Unterdrückung, 
von Diskriminierung, von Hunger, Armut und 
Unterentwicklung.“11 

Das sind hehre Worte, aber die gewöhnli-
che, „instrumentelle“ Linke in der Tradition 
der früheren sowjetmarxistischen Parteien und 
Gruppen beherrschte schon vor 1989 die dia-
lektische Bewältigung des Problems, formal zu 
solchen aufklärerisch klingenden Idealen zu ste-
hen und zugleich die Realität kommunistischer 
Versuche über intellektuell begründete „double 
standards“ wegzudefinieren. Und zusätzlich gibt 
es natürlich die auch ideologisch völlig degene-
rierte, zynische Linke, jene „gauche de caviar“, 
der es nur noch darum geht, auf dem populisti-
schen Titel sozialer Egalität eigene Macht und 
eigenen Reichtum zu maximieren. Lassen wir 
die Frage, um welche Linke es sich bei Der 
Linken handelt, vorläufig offen. 

 
DIE BUNDESTAGSFRAKTION DER LINKEN UND 

DER UKRAINE-KONFLIKT 

„Putinismus“ – gedacht als Zustimmung 
zum real existierenden Herrschaftssystem in 
Russland auf der Grundlage innerer Überzeu-
gung – müsste nämlich bedeuten: Die Linke als 
Partei träte entweder offen oder mehr oder we-
niger verschämt heimlich für die geschilderten 

Elemente des Putin-Regimes ein. Dafür gibt es 
indessen keinen direkten Beleg. Richtig ist allen-
falls, dass sie die russische Außenpolitik recht-
fertigt und sich zu ihrem Fürsprecher macht. Sie 
übernimmt auch deren agitatorische Narrative. 
Aber sie lobpreist nicht die inneren Verhältnisse 
in Russland. 

Begeben wir uns ein wenig in die inneren 
Verhältnisse dieser Partei. Sie ist zwar keine 
marxistisch-leninistische Kaderpartei mehr. 
Dennoch zeichnet sie sich unter anderem durch 
einen linksextremen Binnenpluralismus aus, in 
dem orthodox-kommunistische, reformkommu-
nistische, linkssozialistische, stalinistische, trotz-
kistische und gewaltorientiert-autonome Ansät-
ze gedeihlich miteinander koexistieren.12 

Zusätzlich gibt es vor allem in den ostdeut-
schen Parteigliederungen demokratisch-linke 
Strömungen. In der Bundestagsfraktion und 
der Parteispitze und besonders in den west-
deutschen Parteigliederungen spielen sie aber 
nicht die Rolle, die man sich für eine Linke als 
demokratischen Akteur wünschen würde. Da 
die außenpolitische Orientierung einer Partei 
nun mal nicht an der Basis, sondern an der 
Spitze gebildet wird, muss man für die Klärung 
der Frage, wie viel „Putinismus“ es in Der Lin-
ken gibt, die Positionen der Bundestagsfraktion 
und ihrer dort fachlich zuständigen Akteure 
darstellen. Denn es sind diese Funktionäre, die 
dem beschriebenen Dissens zur bundesdeut-
schen Außenpolitik Ausdruck verleihen. 

Die außenpolitisch engagierten und in der 
Ukraine-Frage als Kristallisationspunkt aktiven 
Abgeordneten sind über ihre Kleinen Anfragen 
an die Bundesregierung relativ leicht identifi-
zierbar. Es ist durchaus hilfreich, diese Perso-
nen nach ihrer ideologischen Herkunft zu sor-
tieren. 

Zu einer ersten Gruppe gehören die beken-
nenden Parteigänger der früheren Sowjetunion. 
Sie sammelten sich üblicherweise in der SED 
und in der DKP.13 MdB Wolfgang Gehrcke, 
Jg. 1943, ist außenpolitischer Sprecher der Bun-
destagsfraktion. Bevor er in den frühen 1980er-
Jahren DKP-Bezirksvorsitzender in Hamburg 
wurde, absolvierte er einen Zweijahreslehrgang 
an der Internationalen Leninschule in Mos-
kau.14 Ein solcher Lehrgang galt nicht nur in 
der DKP als Adelsprädikat. Er hinterließ auch 
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bei den Kursteilnehmern in der Regel eine starke 
Identifikation mit der Sowjetunion: Die Russen 
vermochten nämlich ihre Eleven wesentlich stär-
ker emotional einzubinden als die SED mit den 
Jahreslehrgängen an der Parteischule „Franz 
Mehring“. 

Zu erwähnen ist weiterhin MdB Andrej 
Hunko aus Aachen, Jg. 1963, Mitglied im EU-
Ausschuss des Bundestages. Hunko hat ukrai-
nische Wurzeln, sein Großvater kämpfte in der 
Ukrainischen Nationalarmee gegen Stalin, der 
Vater war Sozialdemokrat und Antikommu-
nist.15 Die Familienbeziehungen dürften dem-
nach politisch schwierig gewesen sein, zumal 
Hunkos Position derjenigen seines Genossen 
Gehrcke nicht fern liegt. Schon 2014 konnte er 
acht Ukraine-Reisen vorweisen. Und diese dien-
ten nicht etwa einer Unterstützung der Maidan-
Bewegung. 

Was die „sowjetische Fraktion“ so treibt, 
hat es nämlich in sich: Im Februar 2015 reisten 
Gehrcke und Hunko in den Donbas, hinterlie-
ßen 130.000 Euro Spendengelder, angeblich 
für Krankenhäuser, ließen sich vom dortigen 
Warlord ein wenig durch die Stadt fahren und 
anschließend ein Foto von der „freundschaftli-
chen Begegnung“ veröffentlichen.16 Das könnte 
man natürlich auch nach § 129 b StGB als 
„Unterstützung einer ausländischen terroristi-
schen Vereinigung“ bewerten. Indessen rührte 
sich in dieser Sache weder der Generalbundes-
anwalt noch die Partei der Ostukraine-Urlau-
ber. 

Ausdrücklich nicht zur DKP, aber wohl nach 
hiesiger Bewertung in den Club der orthodoxen 
Marxisten-Leninisten zu sortieren ist die smar-
te Abgeordnete Sevim Dagdelen aus Duisburg, 
Jg. 1966. Nur ihre Vergangenheit in der DIDF17 
würde auf ihre orthodox-kommunistische Aus-
richtung hinweisen, wären da nicht ihre zahl-
losen beinhart auf der Basis eines Leninschen 
Antiimperialismus gehaltenen Reden. 

Und schließlich müsste man hier noch eine 
Trotzkistin nennen: Christine Buchholz aus 
Hamburg, Jg. 1971, Mitglied im Verteidigungs-
ausschuss, verteidigungs- und religionspolitische 
Sprecherin der Fraktion, war einst deutscher 
Spitzenkader des trotzkistischen Dachverbandes 
International Socialist Tendency (IST, London). 
Dieser hatte schon 2003 die Weisung zum 

Schulterschluss mit Islamisten als vermeintliche 
Widerstandskämpfer gegen den „Imperialis-
mus“ ausgegeben. Und so galt Buchholz' soli-
darische Zuwendung auch in erster Linie den 
afghanischen Taliban. Russland ist eher nicht 
Gegenstand ihrer „antiimperialistischen“ Akti-
vitäten. 

Damit sind wir bei der „Palästina-Solida-
rität“-Lobby innerhalb Der Linken – und noch 
immer bei ihrem westdeutschen Risikoflügel. 
Hier finden wir Inge Höger (Jg. 1950), abrüs-
tungspolitische Sprecherin und Mitglied im 
Bundestagsausschuss Menschenrechte und 
humanitäre Hilfe. Höger trägt schon mal gerne 
einen Schal, der ein Palästina ohne Israel zeigt.18 
Nicht wesentlich anders sieht das Profil ihrer 
Fraktionskollegin Annette Groth, Baden-Würt-
temberg (Jg. 1954), Ausschuss für Menschen-
rechte und humanitäre Hilfe, neuerdings men-
schenrechtspolitische Sprecherin der Fraktion, 
aus. Höger und Groth nahmen im Mai 2010 an 
der so genannten „Gaza-Flottille“ teil, bei der 
türkische Islamisten ein Schiff gechartert hatten, 
um Material und offenbar auch Waffen in den 
Gaza-Streifen zu bringen. Als die israelische 
Küstenwache das Schiff stoppte, wurden deren 
Soldaten angegriffen. Auf Seiten der Islamisten 
gab es Tote, und die unter Deck befindlichen 
deutschen Vorzeige-Antiimperialisten wurden 
nach ihrer Rückkehr in der Partei als Helden 
gefeiert. Ihr originäres Interesse bezieht sich dem-
nach nicht unbedingt auf die osteuropäischen, 
sondern eher auf die nahöstlichen Verhältnisse. 
Die beiden Damen sind übrigens vom Simon-
Wiesenthal-Center in die Top Ten der beken-
nenden Antisemiten aufgenommen worden.19 

Egal, was man von solchen Lobbyisten für 
Unrechtsregime und Terroristen halten mag: Bei 
keinem findet man ein offensives Bekenntnis 
zugunsten der innerrussischen Verhältnisse, eher 
schon gelegentlich Kritik am russischen Vorge-
hen – das aber fast durchgehend als „defensiv“ 
und „reaktiv“ entschuldigt wird. 

 
BUNDESTAGSANFRAGEN ALS SPIEGEL  

IDEOLOGISCHER NARRATIVE 

Die Position der Partei lässt sich sehr wohl 
aus ihren Anfragen im Bundestag erschließen. 
Sie zeigen ein deutliches Bild, das einerseits 
Schuldzuweisungen, andererseits gezielte Aus-
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blendungen aufweist. Zu Letzteren gehört, dass 
es selten einen russischen Akteur gibt. Sind die 
Russen irgendwie beteiligt, wird zumeist im 
Passiv formuliert – der Handelnde fällt dann 
semantisch weg. Die übrigen, zumeist negativ 
konnotierten Akteure sind die Bundesregierung, 
die EU, die NATO, der „Westen“ als Täter, die 
ukrainische Regierung Poroschenko und in 
deren Kern die ukrainischen „Faschisten“ als 
Helfershelfer. 

Blickt man über die Kleinen Anfragen der 
Fraktion, dann werden die Wahrnehmungen 
und Agitationsmuster deutlich: „Mögliche 
Zusammenarbeit der EU-Polizeimission mit 
rechtsextremen bewaffneten Kräften“ (BT-Drs. 
18/3962 vom 15. Februar 2015); die Suggesti-
on kennt man in der Autonomen-Szene unter 
dem Rubrum „Deutsche Polizisten schützen die 
Faschisten“. Am 28. April fragt die Partei nach 
„Wirtschaftlichem Aufbau der Ukraine und 
Konfliktentschärfung durch humanitäres En-
gagement, Friedensförderung und Bekämpfung 
von Rechtsextremismus“ (BT-Drs. 18/4771) mit 
der Botschaft: Der Konflikt wird vom Rechts-
extremismus befeuert und ist innerukrainisch 
durch vermehrte Sozialleistungen zu lösen. Um 
„Erkenntnisse der Bundesregierung über die 
Situation von Kriegsdienstverweigerern in der 
Ukraine“ geht es in BT-Drs. 18/5073 vom 
27. Mai 2015. Diese Anfrage zeigt geradezu 
paradigmatisch die „double standards“ in der 
Wahrnehmung des Konflikts: Zwar ist es üblich, 
dass ein angegriffener Staat wie die Ukraine 
seine Reservisten einberuft, für Die Linke han-
delt es sich dabei aber um die Unterstützung 
einer faschistischen Aggression. Was vordergrün-
dig als Besorgnis um die Rechte von Wehrdienst-
verweigerern, also „pazifistisch“ daherkommt, 
ist nichts anderes als „Antiimperialismus“ und 
die Prolongation der klassischen kommunisti-
schen Vorstellung von „gerechten“ und „unge-
rechten“ Kriegen. Der russische Militarismus 
einschließlich der bekannten sozial problemati-
schen Aspekte des dortigen Wehrdienstes wer-
den nämlich mit keinem Wort erwähnt. 

Auch die Anfrage „Reaktionen der Bundes-
regierung auf das Verbot kommunistischer 
Symbole in der Ukraine“ (BT-Drs. 18/5086 
vom 3. Juni 2015) lässt auf eine ausschließlich 
ideologisch zentrierte Sichtweise schließen: 

Vom Verbot der Symbole der kommunisti-
schen Massenverbrechen wird auf den „faschis-
tischen“ Charakter der ukrainischen Regierung 
geschlossen. Bei solch zwar fleißiger, aber 
durchsichtiger Agitation stellt sich die Partei 
bisweilen selber ein Bein, so bei der Anfrage 
„Der ukrainische Bürgerkrieg und die rechts-
extreme Szene“ vom 13. März 2015: „Liegen 
der Bundesregierung Erkenntnisse über (weite-
re) deutsche Staatsbürger vor, die ukrainische 
Bürgerkriegsparteien durch Spenden, Material- 
oder Sachsendungen unterstützen oder dazu 
aufrufen (bitte möglichst detailliert aufgliedern 
unter Angabe des politischen Hintergrundes 
sowie der Bürgerkriegspartei, die unterstützt 
wird) …“ 

Diesem Informationsbedürfnis hätte man 
durch eine detaillierte Schilderung der Gehr-
cke / Hunko-Reise leicht umfassend genügen 
und zugleich ein schönes Stück Aufklärung 
über die Anfrager leisten können. Das ist in der 
Antwort der Bundesregierung (BT-Drs. 18/4536 
vom 1. April 2015) leider unterblieben und il-
lustriert, dass eine Auseinandersetzung in der 
Sache jenseits formaljuristischer Floskeln offen-
bar nicht vorgesehen ist. 

Damit sind wir eigentlich schon bei den von 
der „Linken“ vertretenen Erklärungsmustern 
und Narrativen zur Entwicklung in der Ukrai-
ne. Selbstverständlich lehnen sie sich an die 
ohnehin im Umlauf befindlichen Narrative der 
(nicht-extremistischen) „Putin-Versteher“ an. 
Dazu zählen u. a. die entschuldigende Legende, 
Russland reagiere auf eine „Einkreisung“ durch 
den Westen (ein altes Argumentationsmodell 
schon aus der Stalinschen Epoche), die NATO 
habe Russland 1990 zugesichert, sich nicht nach 
Osten auszudehnen,20 oder der Westen habe 
mit dem Angriff auf Restjugoslawien 1999 eine 
völkerrechtlich ebenso bedenkliche Aktion un-
ternommen wie die Krim-Annexion.21 Als sich 
die Bundesregierung am 15. Februar 2015 ver-
anlasst sah, den Mitgliedern des Bundestages ei-
nen so genannten „Realitätscheck“ zum Ukraine-
Konflikt zur Verfügung zu stellen, löste dies 
eine Anfrage der Fraktion Die Linke (BT-Drs. 
18/4275 vom 5. März 2015) aus. Sie zeigt das 
Alleinstellungsmerkmal der Partei gegenüber 
anderen „Putin-Verstehern“. 18 von insgesamt 
47 Fragen der fleißigen Polemik kreisen nämlich 
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um das Thema, dass in der Ukraine mehr oder 
weniger maßgeblich „Faschisten“ für die Kon-
frontation mit Russland verantwortlich seien. 
Dieses Narrativ arbeitet demnach mit einer 
emotional hoch wirksamen Feindbildproduk-
tion, die es ihm ermöglicht, die russischen Ag-
gressionshandlungen komplett auszublenden. 
Die berühmten „grünen Männer“ auf der Krim, 
auch die Unterstützung der Insurgenten in der 
Ostukraine durch tschetschenische und andere 
Söldner, die erwiesenen russischen Waffenlie-
ferungen – all das findet nicht statt. 

 
„AUTHENTISCHE“ ODER „INSTRUMENTELLE“ 

LINKE? 

Hier liegt auch der Schlüssel zur Frage, mit 
welcher Linken man es bei Der Linken zu tun 
hat. Im Handeln ihrer Partei- und Fraktions-
spitze werden die antagonistischen Widersprü-
che, die das Putin-Regime zu „linken“ Werten 
einnimmt, derartig vollständig ausgeblendet, 
dass es für die Existenz eines authentischen 
„linken“ Weltbildes im Sinne aufklärerischen 
Denkens nicht mehr die geringsten Anhalts-
punkte gibt. Diskussionswürdig ist allenfalls 
noch, ob wir es mit einer gänzlich zynischen 
„gauche de caviar“ zu tun haben oder mit jener 
dialektischen Wirklichkeitswahrnehmung, die 
eigene Utopien und Ziele zugunsten taktischer, 
auch langfristiger Umwege zu suspendieren ver-
steht. Ein solches Verhalten lässt sich aus einer 
Leninschen Tradition heraus begründen. Es ist 
für eine solche Partei nicht ohne Risiko, weil es 
Falschspiel nach außen und (Selbst-)Täuschung 
nach innen als Betriebsmodus installiert. Daran 
ist allerdings zumindest ein Teil der Akteure 
durch lebenslange Sozialisation gewöhnt. 

Überraschend ist dennoch, dass der „Puti-
nismus“ in der Linken weniger Erschütterun-
gen auszulösen scheint als im August 1939 der 
Hitler-Stalin-Pakt bei den seinerzeitigen kom-
munistischen Parteien. Das mag auch auf einen 
relativen Bedeutungsverlust der Utopie zurück-
zuführen sein. Die Feindbildkonstruktionen 
sind inzwischen offensichtlich von größerer 
Bedeutung. So gibt es zwar keine begeisterte 
Zustimmung zu dem homophoben, sexistischen, 
demokratiefeindlichen, anti-egalitären und mi-
litaristischen Elementen des „Putinismus“. Aber 
er ist ein wiedergewonnener Verbündeter beim 

Kampf gegen den verhassten Westen. Und die-
sem sieht man halt das eine oder andere nach – 
an doppelte Standards in Sachen intellektuelle 
Redlichkeit ist man schließlich seit Lenin über 
Generationen gewöhnt. 

Insofern liegt Arnold Vaatz höchstwahr-
scheinlich richtig: Die Linke ist keine authen-
tisch linke Partei im Sinne der Werte der Fran-
zösischen Revolution und der Aufklärung. Mit 
„dialektischen“, also doppelten, Standards in 
Sachen Wahrheit kommt sie offensichtlich 
problemlos zurecht. Und ob diese „instrumen-
telle“ Linke noch weiter zur „gauche de caviar“ 
degeneriert, ist vorläufig nicht ausgemacht.  

Vom Ergebnis her betrachtet ist es auch 
ziemlich gleichgültig. 

 
||  DR. RUDOLF VAN HÜLLEN 

Politikwissenschaftler und Extremismusforscher, 

Krefeld; Lehrbeauftragter an der Universität Passau 
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PUTIN IN DEN FUSSSTAPFEN BRESCHNJEWS? 

 

Ein Vergleich zwischen dem Sowjetsystem und dem System Putin 
 
 

HANNES ADOMEIT || Im Oktober 2011 stellte Putin apodiktisch fest: „Die Sowjetunion – auch das 

ist Russland, nur unter einem anderen Namen.“1 Seitdem haben sich die Dinge in der dritten Amts-

zeit des Präsidenten so rasch und dramatisch entwickelt, dass man versucht sein könnte, die umge-

kehrte Feststellung zu treffen: „Russland – auch das ist die Sowjetunion, nur unter einem anderen 

Namen.“ So weit ist es allerdings nicht, und dazu wird es auch nicht kommen. Der Marxismus-

Leninismus als Ideologie ist tot, und die Sowjetunion mit seinen fünfzehn Republiken staatsrechtlich 

wiederherzustellen, ist schlichtweg undenkbar. Dennoch sind wichtige, von Stalin aufgebaute, von 

Chruschtschow aufgelockerte, aber von Breschnjew, Andropow und Tschernenko wiederhergestellte 

Strukturelemente des Sowjetsystems in das „System Putin“ eingeführt worden. Dies betrifft alle 

Dimensionen der Entwicklung Russlands. 

 
 
 

EINPARTEIENSTAAT BRESCHNJEWS UND DAS 
„SYSTEM PUTIN“ 

Wie der Generalsekretär der KPdSU in der 
Sowjetära und der Zar vor der Revolution 1917 
ist der Präsident der Russischen Föderation 
Dreh- und Angelpunkt der russländischen In-
nen- und Außenpolitik. Es ist im Wesentlichen 
aufgrund dieser Tatsache, dass das gegenwär-
tige Regierungssystem treffend mit dem Begriff 
„System Putin“ charakterisiert werden kann. 
Wie in der Sowjetunion und vorher im Zaren-
reich wird das Staatsoberhaupt mit einem Glo-
rienschein umgeben – „Personenkult“ nannte 
man dies in Sowjetzeiten. Während dieser da-
mals primär eine Parteiangelegenheit war, ist er 
unter Putin zu einem großen Teil auch Selbst-
inszenierung. Der Kreml-Chef setzt sich ans 
Steuerpult von Kampfjets, geht mit Mini-U-Boo-
ten auf Tauchgang, steht auf der Kommando-
brücke von Kriegsschiffen und Eisbrechern, 
taucht mit griechischen Amphoren aus dem 
Schwarzen Meer auf, holt mit nacktem Ober-
körper und Angel riesige Fische aus Gewässern, 
bändigt Tiger und Eisbären und fliegt mit den 
Kranichen nach Sibirien. Selbstinszenierung ist 
allerdings nicht Selbstzweck, sondern verbindet 
sich mit von der Präsidialadministration ge-

schickt aufgebauter Inszenierung. Dies betrifft 
vor allem die zentrale Rolle, die Putin tagtäglich 
im landesweiten Fernsehen auf allen Kanälen 
einnimmt. Dort wird das Staatsoberhaupt und 
Oberbefehlshaber der Streitkräfte zu einem alles 
wissenden, kontrollierenden und entscheiden-
den Führer aufgebaut, der sich unermüdlich um 
die Belange des Landes kümmert. Ein Kernele-
ment sind dabei die Empfänge von Ministern in 
seinem Arbeitszimmer im Kreml – Vorstellun-
gen, bei denen Putin gezeigt wird, wie er auf-
merksam zuhört, kommentiert und kritisiert, 
ermahnt und Anweisungen herausgibt. 

Die Inszenierungen erwecken den Eindruck, 
als sei Putin Alleinherrscher. Ganz so falsch ist 
dieser Eindruck nicht. Vor allem nicht im Ver-
gleich zur Sowjetära, denn nach der Diktatur 
Stalins und den Alleingängen Chruschtschows 
wurden Entscheidungen im Kreml im Konsens, 
im Rahmen der „kollektiven Führung“ gefasst. 
Die Verhältnisse unter Putin sind anderer Art. 
Es gibt kein Politbüro mit einem primus inter 

pares. Vielmehr gibt es im Machtdunstkreis des 
Präsidenten informelle Einflussgruppen. Dazu 
gehören private Unternehmensgruppen (so bei-
spielsweise LUKoil, Interros, Deripaska, Abra-
mowitsch, Alfa-Renova und Tschubajs), füh-
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rende Repräsentanten aus den staatlich kontrol-
lierten „strategischen Sektoren“ der russländi-
schen Wirtschaft wie der militärisch-industrielle 
Komplex, Gasprom und Rosneft, Seilschaften 
geographischer Herkunft („Moskauer“ und 
„Petersburger“) und ein gemeinsames Karriere-
profil, hier vor allem der Geheimdienst, dem 
Putin entstammt. In diesem komplexen Macht-
gefüge aus Politik, Geschäftswelt und Staatsbü-
rokratie gibt es sowohl enge Verbindungen als 
auch scharfe Konflikte. Zusammen konstituieren 
sie das Machtkartell, die Macht (wlast’) schlecht-
hin im Staate. Im Gegensatz zu westlichen Re-
gierungssystemen und klassischen Vorstellun-
gen von Korporatismus oder Neokorporatismus 
haben sich die Interessengruppen jedoch orga-
nisatorisch nicht zusammengeschlossen. Dies 
erklärt die starke Stellung Putins im Regierungs-
system. Er kann das Machtgleichgewicht unter 
den Gruppen bestimmen und bei wichtigen 
Entscheidungen den Ausschlag geben. Ohne 
ihn geht jedenfalls nichts. Dies entspricht weni-
ger der Stellung Breschnjews im Kollektivorgan 
Politbüro als der Stalins. 

 
Zentralisierung 

Eine weitere starke Gemeinsamkeit zwischen 
dem Sowjetsystem und dem System Putin ist 
die Zentralisierung, die Wiederherstellung der 
Machtvertikale (wertikal’ wlasti).2 Die sozioöko-
nomischen Diskrepanzen zwischen den Regio-
nen haben seit Ende der 1990er-Jahre enorm 
zugenommen. Kontrolle übt Moskau durch die 
Zentralisierung von Kompetenzen, durch ad-
ministrative Aufsicht, durch föderale Transfers, 
durch einen bilateralen Verhandlungsmodus, 
vor allem aber über die Personalpolitik aus. 
Starke Gouverneure demonstrierten bis in die 
erste Putin-Administration hinein (2000-2004) 
regionale Autonomie und Lobbyismus gegen-
über dem Zentrum. Doch infolge der Ernen-
nung der Gouverneure ab 2004 wurde die Fä-
higkeit, politische Unterstützung für Putin zu 
mobilisieren, entscheidend für das Überleben als 
Gouverneur. Daran hat sich nach der Wieder-
einführung der Direktwahl nicht viel geändert.3 
Das Fehlen von regionalen Parteien und die 
Kontrolle des Kremls über die Parteienregistrie-
rung und den Parteienwettbewerb schränken 
den innerregionalen Wettbewerb ein, die Gou-

verneure verbinden sich überwiegend mit der 
„Partei der Macht“, der Partei „Einiges Russ-
land“. 

 
Einheitspartei „Einheitliches Russland“ 

Eines der Hauptmerkmale des Regierungs-
systems der Sowjetunion war der Einparteien-

staat, das Machtmonopol der Kommunistischen 
Partei (KPdSU), das in Artikel 6 der unter 
KPdSU-Generalsekretär Breschnjew 1977 in 
Kraft gesetzten Verfassung verankert wurde. 
Dort heißt es lapidar: „Die führende und len-
kende Kraft der sowjetischen Gesellschaft, der 
Kern ihres politischen Systems [und] der staat-
lichen und gesellschaftlichen Organisationen 
ist die KPdSU.“ Die Kommunistische Partei, 
das heißt faktisch die Parteispitze in Form des 
Politbüros und des Sekretariats des Zentralko-
mitees, erklärte sich hiermit als allein zuständig 
für die Konzipierung und Ausführung aller Be-
reiche der Innen- und Außenpolitik. 

Natürlich wäre es übertrieben, Einiges Russ-
land mit der KPdSU gleichzusetzen, aber einen 
wichtigen Kern gibt es doch: In den Wahlen 
vom Dezember 2011 errang die ER-Partei die 
absolute Mehrheit. Die zweitgrößte in der 
Duma vertretene Partei ist Gerechtes Russland 
(Sprawedliwaja Rossija, SR). Wie die politische 
Wirklichkeit zeigt, kann sich Putin bei Gesetz-
gebungsakten darauf verlassen, dass die SR auf 
Regierungslinie bleibt. Das war schon kurz nach 
der Gründung der Partei 2006 klar, als sich der 
damalige (und heutige) SR-Parteivorsitzende, 
Sergej Mironow, öffentlich zu einer grundsätz-
lichen Unterstützung der damaligen Politik 
Putins bekannte. Ebenfalls verlassen kann sich 
das Regierungslager auf die Liberal-Demokrati-
sche Partei Russlands (LDPR) – eine Organisa-
tion, die zwar, wie der Name besagt, „russisch“ 
(nationalistisch, anti-semitisch, rechtspopulis-
tisch und rechtsradikal) ist, aber keineswegs 
„liberal“ und „demokratisch“. Herausragendes 
Kennzeichen ist ihre Käuflichkeit. Lediglich die 
Kommunistische Partei der Russländischen Fö-
deration (KPRF) kann den Anspruch mit einiger 
Glaubwürdigkeit erheben, Oppositionspartei 
zu sein. Eine eindeutige Parallele zur Sowjetära 
ist infolgedessen die Tatsache, dass die Duma 
wie früher der Oberste Sowjet praktisch bedeu-
tungslos ist. Die Exekutive in Form des Präsi-
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denten und der Präsidialverwaltung sind wie 
früher der Generalsekretär und das Sekretariat 
der KPdSU das beherrschende Machtinstru-
ment. 

 
Politische Kontrolle der Justiz 

Die Herabstufung der Legislative zu relativer 
Bedeutungslosigkeit ist ein wesentliches Merk-
mal im Rahmen der Aushebelung des Prinzips 
der Gewaltenteilung im System Putin. Ein 
zweites ist die auch in der Sowjetära geltende 
Wiederherstellung politischer Kontrolle über die 
Judikative. Das Paradebeispiel dafür sind die 
Umstände der Verhaftung und Verurteilung des 
ehemaligen Vorstandsvorsitzenden des Jukos-
Ölkonzerns, Michail Chodorkowskij, der Zer-
schlagung seines Konzerns und die Übereignung 
der Filetstücke seiner Firma in undurchsichti-
gen Auktionsverfahren an russische Staatsun-
ternehmen um den Energiekonzern Rosneft. 
Vermuteter Initiator und Hauptnutznießer des 
Verfahrens war und ist ein Günstling Putins, 
ex-KGB Mitarbeiter Igor Setschin. Die Tatsa-
che, dass die Zerschlagung des Jukos-Konzerns 
politisch motiviert war und die Firma absicht-
lich in den Bankrott getrieben wurde, wurde in 
einem Urteil des internationalen Schiedsgerichts 
in Den Haag vom Juli 2014 bestätigt. Den ehe-
maligen Anteilseignern wurde eine Entschädi-
gung von 50 Milliarden USD zugesprochen. 
Russland erkennt das Urteil jedoch nicht an, 
weigert sich also, die Aktionäre zu entschädi-
gen. Was Rosneft anbetrifft, stieg der Konzern 
mittels der politischen Begünstigung und des 
Erwerbs von 100 Prozent der Aktien des Öl-
konzerns TNK-BP in Höhe von 34,5 Milliarden 
Euro im Jahre 2013 zum größten Ölproduzen-
ten der Welt auf. 

Die zwei Prozesse gegen Chodorkowskij, 
seine Verurteilung zu insgesamt 14 Jahren Haft,4 
die Zerschlagung des (privaten) Jukos-Konzerns 
und der Aufstieg der (staatlichen) Rosneft ist 
nicht nur ein Paradebeispiel für die politische 
Kontrolle des Justizwesens, sondern auch eines 
der vielen Indikatoren für die wachsende Macht 
und den Einfluss der siloviki – ehemalige oder 
aktive hochrangige Geheimdienstler, Militärs 
und Polizisten − im russländischen Regierungs-
system und das Vordringen des Staates in die 
Wirtschaft. 

SOWJETISCHE ZENTRALVERWALTUNGS-
WIRTSCHAFT UND RUSSLÄNDISCHER  
STAATSKAPITALISMUS 

Steigende Staatskontrolle und staatliche In-
tervention im System Putin kommen unter an-
derem im wachsenden Anteil des Staatssektors 
in der Wirtschaft zum Ausdruck. Nach Anga-
ben des Wirtschaftsministeriums entfallen auf 
den staatlichen Sektor derzeit rund 50 Prozent 
des russländischen Bruttoinlandsprodukts. Die-
ser Wert lag 2006 bei nur 38 Prozent, aber 2008 
schon bei 40 Prozent.5 Nach der Wirtschafts- 
und Finanzkrise 2009 stiegen die Ausgaben der 
öffentlichen Hand um 40 Prozent. Der öffentli-
che Sektor wurde zur hauptsächlichen Beschäf-
tigungsquelle. So wuchs die Anzahl der Staats-
angestellten im Zeitraum von 2008-2012 um 
1,1 Millionen auf rund 15 Millionen. Gleichzei-
tig fiel die Anzahl der im Rest der Wirtschaft 
Beschäftigten um 300.000.6 Eines der Probleme 
des Anwachsens der Beschäftigtenzahl im staat-
lichen Sektor bei gegenwärtig relativ hohen In-
flationsraten (15 Prozent im September 2015) 
und sinkendem Realeinkommen ist die Wieder-
kehr des Axioms der Sowjetära und eines der 
Ursachen für chronische Ineffizienz: „Die da 
oben tun so, als würden sie uns bezahlen, und 
wir tun so, als würden wir arbeiten“. Ein ande-
res ist die enorm gestiegene Korruption. 

 
Systemimmanente Korruption als  
integrales Systemelement 

In seiner Eigenschaft als Präsident geißelte 
Medwedew Russlands „Kultur des Rechtsnihi-
lismus“, die in ihrem Zynismus auf dem euro-
päischen Kontinent nicht Ihresgleichen habe. 
Wenn das Land das „halbsowjetische“ und 
„archaische Gesellschaftssystem“ überwinden 
wolle, müssten „rechtsstaatliche Verhältnisse“ 
eingeführt werden. Das praktisch unüberwind-
bare Hindernis, das sich allerdings derartigen 
Bemühungen entgegenstellt, besteht darin, dass 
Bestechlichkeit und Gesetzlosigkeit wesentliche 
Pfeiler des Sowjetsystems waren und heute des 
Systems Putin sind. Tatsächlich war und ist 
Korruption in beiden Regierungssystemen als 
„systemimmanent“ anzusehen – nicht als Aus-
nahme, gegen die der Staat ankämpft, sondern 
die Regel. Beamte und Politiker haben sich da-
ran gewöhnt, dass sie über dem Gesetz stehen 
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und tun können, was sie wollen – solange sie 
sich nach oben loyal verhalten. Kritiker spre-
chen angesichts solcher Zustände von einem 
„Neo-Feudalismus“ und „Kleptokratie“.7 Ver-
mutlich ist die Korruption im heutigen Russland 
noch tiefer ausgeprägt als in der Sowjetunion, 
denn die Korruptions-„Währung“ ist nicht wie 
früher lediglich staatliches Eigentum sowie 
Macht und Einfluss im eigenen Land, sondern 
konvertibles, weltweit verwendbares Geld und 
Privatbesitz im In- und Ausland. 

 
Abhängigkeit von Rohstoffen 

Eine weitere Parallele zwischen der Sowjet-
union Breschnjews und dem Russland Putins ist 
die − wie Medwedew in seiner Amtszeit als Prä-
sident beklagte − „jahrhundertelange, erniedri-
gende Abhängigkeit“ des Landes von Rohstoffen. 
Eine über die letzten zwei Jahrzehnte hinweg 
akzeptierte Daumenregel besagt, dass der Öl- 
und Gassektor rund zwei Drittel der Exportein-
nahmen, ungefähr die Hälfte des Staatsbudgets 
und annähernd ein Fünftel des Bruttoinlands-
produkts, erwirtschaftet.  

Trägt man beispielsweise auf der Zeitachse 
einer Grafik die Zuwachsraten des Bruttoin-
landsprodukts und die der Ölpreise im Zeit-
raum vom Zusammenbruch der Sowjetunion 
und dem Jahr 2010 ein, dann sind die beiden 
Entwicklungslinien nahezu identisch. Entspre-
chend gingen auch die hohen Zuwachsraten 
der russischen Wirtschaft in den ersten beiden 
Amtszeiten Putins als Präsident (2000-2008) 
von durchschnittlich 6,9 Prozent auf den ho-
hen Ölpreis zurück, der im Juli 2008 mit rund 
150 USD pro Barrel einen Höhepunkt erreich-
te. Aufgrund der weltweiten Wirtschafts- und 
Finanzkrise fiel der Ölpreis aber bis Ende 2008 
auf 35 USD pro Barrel. Als dann die Ölpreise 
wieder stiegen, blieb die sonst übliche Wirkung 
auf die Zuwachsraten des BIP aus. Die Wirt-
schaft rutschte in die Stagnation (Zuwachsrate 
2013: 1,3 Prozent, 2014: 0,6 Prozent) und dann 
in die Rezession (2015: -3,7 Prozent). Infolge 
ausgebliebener Strukturveränderungen trugen 
fallende Ölpreise mit einem Rückgang auf ledig-
lich 20 USD pro Barrel im Jahre 1991 wesent-
lich zum Zusammenbruch der Sowjetunion bei. 
Putins Russland droht zwar nicht der Unter-
gang, allerdings eine ernste Systemkrise, falls 

der gegenwärtige Ölpreis von rund 30 USD pro 
Barrel Bestand haben sollte. 

 
Mobilisierung statt Modernisierung 

Die von Medwedew angestrebte Beseitigung 
der Abhängigkeit russischer Wirtschaft von 
Rohstoffen war Teil einer umfassenden Kam-
pagne unter dem Schlagwort der „Modernisie-
rung“. In der Sowjetära hieß das, die Wirtschaft 
von „extensivem“ auf „intensives“ Wachs-
tum und die Jahrespläne „von der Quantität 
auf Qualität“ umzustellen. Die schon unter 
Chruschtschow entsprechend unternommenen 
Bemühungen endeten in der Stagnation der 
Breschnjew-Ära. Parteichef Andropow versuch-
te, den festgefahrenen Karren der Wirtschaft 
durch Disziplinierungs- und Antialkoholismus-
kampagnen wieder in Bewegung zu setzen, 
allerdings vergeblich. Ähnlich setzt Putin auf 
Mobilisierung mit national-patriotischer Aus-
richtung, um die Stagnation zu überwinden. 
Das betrifft, wie unten weiter erläutert wird, 
vor allem den gesellschaftlichen Bereich. In der 
Amtszeit Medwedews als Präsident waren mit 
Modernisierung nicht nur grundlegende Struk-
turreformen in der Wirtschaft, sondern auch in 
der Gesellschaft gemeint. Auch daraus ist nichts 
geworden. In der dritten Amtszeit Putins erfolgt 
auch in diesem Bereich eine „Demedwedewisie-
rung“ – die Rückkehr zu wesentlichen Bestand-
teilen des Systems Putin und damit des Sowjet-
systems. 

 
Rückkehr von hohen Staatsbeamten in die 
Aufsichtsräte der staatlichen Wirtschafts-
unternehmen 

In Anbetracht der Verfilzung von Staat und 
Wirtschaft verfügte Medwedew in seiner Eigen-
schaft als Präsident ein Programm zur Trennung 
der Posten hoher Staats- und Wirtschaftsma-
nager. Dadurch sollten Wettbewerbselemente 
in wirtschaftliche Abläufe eingebaut werden. 
Schon 2008 hatte er entsprechende Forderun-
gen erhoben, allerdings erfolglos. Im April 2011 
forderte er Ministerpräsident Putin ultimativ 
und öffentlichkeitswirksam auf, innerhalb kür-
zester Frist einen Rückzug seiner Stellvertreter 
und Minister aus den Verwaltungsräten staatli-
cher und staatlich kontrollierter Konzerne ein-
zuleiten. Betroffen waren die Vorstände von 
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Großbetrieben unter anderem im Energiebereich 
(Gasprom, Rosneft, Transneft und Rosgasifi-
kazija), im militärisch-industriellen Komplex 
(Vereinigter Flugzeug[bau] Konzern, Vereinigte 
Schiffswerften, „Energija“ Raketen- und Welt-
raumkonzern, Avionika, Maschinostroenija, 
Almas Antej und Taktischer Raketen[bau] Kon-
zern KTRW), im Transportwesen (Staatliche 
Eisenbahnen und Aeroflot), Rostech und Rosa-
tom sowie Banken (VEB und VTB). So musste 
beispielsweise Putin-Protégé und Vize-Minis-
terpräsident Igor Setschin seinen Posten als 
Verwaltungsratschef von Rosneft, des − nach 
der Zerschlagung von Jukos − größten russi-
schen Ölkonzerns aufgeben. 

Wie so viele Projekte und Programme ver-
lief auch dieses Reformvorhaben im Sande. Bis 
Ende 2013 verringerte sich zwar die Anzahl 
hoher Staatsbediensteter in den Chefetagen 
der Staatsbetriebe und staatlich kontrollierten 
Aktiengesellschaften, aber im darauffolgenden 
Jahr beendete Medwedew – nun in seiner Ei-
genschaft als Regierungschef – nicht nur dieses 
Programm, sondern er ging auf Gegenkurs. Of-
fensichtlich als Teil der national-patriotischen 
Mobilisierung im Zuge von Krim-Annexion, 
Krieg in der Ostukraine und westlichen Sanktio-
nen werden nun wieder hohe Regierungsbeamte 
und persönliche Vertraute des Präsidenten in 
leitende Positionen von staatlichen und staat-
lich kontrollierten Konzernen platziert. 

 
Ausgabenflut für innere und äußere Sicherheit 

Der Sowjetunion und dem Russland Putins 
gemeinsam ist auch die enorme Zuteilung von 
Ressourcen für innere und äußere Sicherheit. 
Einer der quantitativen Indikatoren dafür ist das 
derzeit laufende staatliche Rüstungsprogramm 
für den Zeitraum von 2011-2020 in Höhe von 
23 Billionen Rubel, umgerechnet 373 Mrd. USD.8 
Im Jahr 2015 sollen die Militärausgaben um 
812 Mrd. Rubel (13 Mrd. USD) auf ein Rekord-
hoch von 3,3 Billionen Rubel (54 Mrd. USD) 
steigen – eine Zunahme gegenüber dem Vor-
jahr um 32,8 Prozent. Der Anteil der Militär-
ausgaben am BIP beträgt 4,2 Prozent, also nicht 
gerade ein Prozentsatz, der auf eine Überbelas-
tung der russländischen Wirtschaft hindeuten 
würde. Wenn aber von „Verteidigungs-“ oder 
„Militärausgaben“ Russlands gesprochen wird, 

ist meist lediglich der Posten „nationale Vertei-
digung“ im Staatshaushalt gemeint. Dieser um-
fasst keineswegs alle Ausgaben für innere und 
äußere Sicherheit. So findet sich im Staatsbud-
get eine Zeile, die mit „nationale Sicherheit und 
Rechtsschutzsphäre“ bezeichnet wird. Die dort 
ausgewiesenen Ausgaben entsprechen einem 
Anteil von 1,9 Prozent des BIP. Rechnet man 
die Ausgaben für „nationale Verteidigung“ und 
„nationale Sicherheit“ und die „geheimen“ zu-
sammen, lässt sich der Gesamtanteil für innere 
und äußere Sicherheit am BIP mit 5,4 Prozent 
beziffern, ein im Vergleich zu westlichen In-
dustrieländern hoher Prozentsatz und zweifels-
ohne wie in der Sowjetära eine Belastung der 
russländischen Wirtschaft. 

 
Der militärisch-industrielle Komplex als  
„Lokomotive“ der Gesamtwirtschaft 

Putin selbst hat von „enormen Ressourcen“ 
gesprochen, „die in die Modernisierung unseres 
militärisch-industriellen Komplexes und Neu-
ausrüstung unserer Armee investiert werden“. 
Er betrachtet dies jedoch nicht als eine Belas-
tung, sondern als „Kraftstoff, um die Motoren 
für die Modernisierung unserer Wirtschaft an-
zutreiben und reales Wachstum zu schaffen“. 
Einige Leute argumentieren zwar, „dass der 
Wiederaufbau unseres militärisch-industriellen 
Komplexes die Wirtschaft mit einer schweren 
Last belegt“ und dass diese „die Sowjetunion in 
den Bankrott getrieben hat“. Putin ist sich aber 
„sicher, dass dies eine zutiefst wahnhafte Vor-
stellung ist“.9 Dass er dies ernst meint, wird 
durch seine Forderung im nationalen Sicher-
heitsrat Russlands unterstrichen, das Land müs-
se „bei der Modernisierung der Verteidigungs-
industrie denselben mächtigen, all-umfassen-
den Sprung vorwärts unternehmen, wie der, 
der in den 1930er-Jahren [also unter Stalin] 
gemacht wurde“.10 

 
Internationale Isolierung des  
Rüstungskomplexes 

Die Abwicklung des Rüstungsprogramms 
hing bisher auch von ausländischer Technolo-
gie ab. Das galt sowohl für Komponenten für 
Waffen und militärische Ausrüstung als auch 
für ganze Waffensysteme. Der von der russlän-
dischen Marine beabsichtigte Kauf des franzö-
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sischen Hubschrauberträgers Mistral war ein 
Beispiel dafür. Während die Rüstungsgeschäfte 
Russlands mit der EU nur einen sehr geringen 
Umfang hatten – lediglich 71 Millionen Euro 
im Zeitraum von 2011-2013 – verhielt sich dies 
mit dual use Technologien, also Industriepro-
dukte, die sowohl für zivile- als auch für militä-
rische Zwecke verwandt werden können, ganz 
anders. Dies betrifft vor allem elektronische 
Komponenten der Informationstechnologie für 
Führungs-, Leit- und Kontrollsysteme. Ihr Wert 
belief sich vor den Sanktionen auf rund 20 Mil-
liarden Euro jährlich. Wegen des – von Aus-
nahmeregelungen abgesehen – generellen Ver-
bots der Ausfuhr dieser Technologien nach 
Russland wird das Land aber in naher und 
mittlerer Zukunft von ausländischer Hoch-
technologie (USA, EU, Norwegen, Schweiz und 
Israel) entweder ganz abgeschnitten oder nur 
erheblich eingeschränkten Zugang haben. Für 
diejenigen Klüngel in Putins Umgebung, die 
schon lange auf Eigenständigkeit und Entwick-
lung des heimischen militärisch-industriellen 
Komplexes gedrängt haben, ist die Abkoppe-
lung von ausländischer Hochtechnologie eine 
gute Nachricht, verspricht diese doch neuen 
Geldsegen. Ob jedoch die russische Rüstungs-
industrie der neuen Herausforderung erfolgreich 
genügen kann, ist eine ganz andere Frage. Je-
denfalls ist auch die zum Teil von außen ver-
fügte, zum Teil selbst gewollte Isolierung der 
russländischen Rüstungsindustrie ein weiteres 
Teilstück der Rückkehr zu sowjetischen Ver-
hältnissen. 

 
DIE GESELLSCHAFT ALS  
STAATLICHE VERANSTALTUNG 

Ein herausragendes Merkmal des Sowjetsys-
tems war, wie der oben zitierte Artikel 6 der in 
der Breschnjew geltenden Verfassung zeigt, dass 
die Staatspartei KPdSU nicht nur die „führende 
und lenkende Kraft“ des Staates, sondern auch 
der „sowjetischen Gesellschaft“ und aller „ge-
sellschaftlichen Organisationen“ war. Eine der 
wesentlichen Folgen dieses in die Wirklichkeit 
umgesetzten Anspruchs war es, keine system-
unabhängigen Organisationen – Nicht-Regie-
rungsorganisationen, NGOs – zuzulassen. 
Verfassungsmäßig verankerter Ausschließlich-
keitsanspruch der Partei, also des Staates, und 

unabhängige Zivilgesellschaft schlossen sich aus. 
Das System Putin nähert sich diesem Modell 
der Gesellschaft als staatliche Veranstaltung. 
Autonome, staatlich nicht initiierte und propa-
gierte gesellschaftliche Entwicklungen werden 
erstickt. Für den Kreml im Sowjetsystem war es, 
und im System Putin ist es, von zentraler Bedeu-
tung, die Deutungshoheit über alle inneren und 
internationalen Entwicklungen zu erringen. 
Presse, Rundfunk und Fernsehen werden für 
dieses Ziel eingesetzt. Das landesweite Fernse-
hen spielt dabei eine zentrale Rolle, denn alle 
internationalen Untersuchungen zeigen, dass 
dieses Medium den stärksten Einfluss auf die 
Meinungsbildung des größten Teils der Bevölke-
rung hat. Wie in der Sowjetära ist das russlän-
dische Fernsehen heute Staatsfernsehen – eine 
Entwicklung, die bereits in der ersten Amtszeit 
Putins als Präsident einsetzte. Mittels staatsan-
waltschaftlicher Ermittlungen wurden der Chef 
des Ersten Kanals, Boris Beresowski, und Wla-
dimir Gussinski von NTV unter Druck gesetzt 
und gezwungen, die Sender staatlicher Regie zu 
überantworten. Es gibt noch einige wenige Ni-
schen unabhängigen Journalismus. Wie Morde 
an regimekritischen Journalisten (sowie Politi-
kern und Menschenrechtsaktivisten) zeigen, ist 
es gefährlich, sich mit dem Regime anzulegen. 

Die Unterdrückung unabhängiger Medien 
sowohl im Sowjetsystem als auch im System 
Putin ist ein weiterer Schlüssel zum Verständ-
nis der oben erwähnten chronischen Ineffizienz 
der Wirtschaft. Herausragendes Prinzip jegli-
cher Korruptionsbekämpfung ist Transparenz, 
die Herstellung von Öffentlichkeit und Über-
prüfbarkeit – Glasnost im Gorbatschowschen 
Sinne. Wenn Whistleblowers diskreditiert und 
verfolgt werden und keinen Schutz von unab-
hängigen Gerichten erwarten können, dann 
lässt sich Korruption auch nicht wirksam be-
kämpfen. 

 
National-Patriotismus 

Zu Recht hat Putin festgestellt, dass „wir die 
Sowjetideologie hinter uns gelassen haben“ und 
dass es zur marxistisch-leninistischen Ideologie 
„keine Rückkehr geben wird“.11 Das bedeutet 
allerdings nicht, dass es keinen Ideologieersatz 
gibt. Die Sowjetideologie stalinistischer Prägung 
hatte nicht nur im Zweiten Weltkrieg, dem 
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„Großen Vaterländischen Krieg“, eine deutlich 
nationalistische Komponente. In den 1930er-
Jahren verkündete Stalin axiomatisch, dass der 
„wahre Internationalist“ bereit sei, „die Sowjet-
union ohne Zögern bedingungslos zu unterstüt-
zen“. Nach der Annexion der Krim und als Teil 
der derzeitigen nationalpatriotischen Euphorie 
ist nicht die gegenwärtige Russländische Föde-
ration normativer Bezugspunkt, sondern das 
geschichtliche Russland. Putin will, dass es den 
Kern einer Russischen Welt (russkij mir) bildet, 
in der, wie er sagt, „die russische Sprache die 
Hauptform des Ausdrucks und Trägers der na-
tionalen Einheit ist“ und „durch die Russische 
Orthodoxe Kirche vereint wird“. Der Russischen 
Welt sollen nicht nur Ukrainer und Weißrus-
sen angehören, sondern auch weitere „Millionen 
von Menschen weit über die Grenzen unseres 
Landes hinaus“, die sich der russischen Ge-
schichte und Kultur verpflichtet fühlen.12 Mit 
Hilfe der Russisch-Orthodoxen Kirche wird das 
Christentum in einer „konservativen“ und „tradi-
tionellen“ Auslegung zu einer Art Staatsideologie 
umfunktioniert, die gleichzeitig anti-westlichen 
und anti-liberalen Charakter hat. Die russische 
national-patriotische Ausrichtung verbindet sich 
damit mit den Überzeugungen der europäischen 
Rechtsradikalen, die europäischer Integration 
und trans-atlantischer Kooperation ablehnend 
genüberstehen – und diese Haltung wiederum 
wird von den Linksradikalen geteilt. Diese in 
hohem Grade „unheilige Allianz“ aus Russisch-
Orthodoxer Kirche, russischen Nationalpatrio-
ten sowie europäischen Rechts- und Linksradi-
kalen dient Moskau zugleich als Instrument in 
seiner Außenpolitik. 

 
RÜCKKEHR ZUR „ANTI-IMPERIALISTISCHEN“ 
AUSSENPOLITIK 

Nach seiner Absage an wirtschaftliche Mo-
dernisierung mittels politischer und gesellschaft-
licher Reformen sowie enger Zusammenarbeit 
mit der EU und den USA ist der Kreml auf eine 
scharf anti-westliche Linie eingeschwenkt. Ein 
umfangreicher propagandistischer Apparat ist 
aufgebaut worden, der in seiner Bosheit und 
Lügenhaftigkeit sowjetische „Vorbilder“ weit 
übertrifft. Unaufhörlich wird der russischen 
Bevölkerung eingehämmert, der Westen – allen 
voran die USA – hätte zum Ziel, Russland zu 

schwächen, es in seine Einzelteile zu zerlegen, 
seine natürlichen Ressourcen in Besitz zu neh-
men, seinen Einfluss auf dem Gebiet der ehe-
maligen Sowjetunion und auf dem Balkan zu 
beseitigen und es aus wichtigen Fragen der 
Weltpolitik herauszuhalten. 

Die nahezu „klassische“ Formulierung der-
artiger Unterstellungen hat Putin bereits im Sep-
tember 2004 nach dem Terrorangriff im nord-
kaukasischen Beslan gegeben. „Einige [Staaten 
oder Kräfte]“, so der Kreml-Chef, „wollen ein 
‚saftiges Stück‘ aus unserem Fleisch herausrei-
ßen“. Sie gingen dabei davon aus, „dass Russ-
land als eine der größten Nuklearmächte der 
Welt noch immer eine Bedrohung darstellt und 
es gelte, diese Bedrohung zu beseitigen“. Den 
Terrorismus hielt er für ein Instrument dieser 
Staaten oder Kräfte, „um diese Ziele zu ver-
wirklichen“.13 

Die anti-westliche Ausrichtung der Propa-
ganda mit ihrer festen innenpolitischen Veran-
kerung zeigt sich besonders deutlich in der 
Haltung Moskaus zu den „Farbrevolutionen“. 
Gemeint sind damit der Sturz Miloševićs im 
Jahre 2000, die „Rosenrevolution“ in Georgien 
2003 sowie die „Orange“-Revolution 2004-2005 
und der Euro-Majdan 2013-2014 in der Ukrai-
ne. Der Stilisierung des Kremls zufolge sind die 
Ereignisse, die sich mit diesen Geschehnissen 
verbinden, überhaupt keine „Revolutionen“, 
sondern Staatsstreiche. Diese seien von den 
westlichen Geheimdiensten organisiert und fi-
nanziert worden. Dabei nutzten sie, wie Putin 
festgestellt hat, sogenannte Nicht-Regierungs-
organisationen, die allerdings keineswegs un-
abhängig seien, sondern „von ausländischen 
Regierungen finanziert“ werden, also ein „In-
strument sind, das ausländische Staaten anwen-
den, um ihre Russlandpolitik auszuführen.“14 
Von diesem Standpunkt betrachtet, ist es eine 
logische Folge, dass der russländischen Gesetz-
gebung zufolge ausländische Organisationen, 
die nach Ansicht der Behörden eine Bedrohung 
für die Verfassung oder die Sicherheit des Staa-
tes darstellen, für „unerwünscht“ erklärt wer-
den können. Gegen derartige Organisationen 
können Strafmaßnahmen wie das Einfrieren von 
Guthaben oder ein Verbot verhängt werden. 
Außerdem drohen Mitarbeitern der entsprechen-
den Organisationen bis zu sechs Jahren Haft 
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oder ein Verbot, nach Russland einzureisen. 
Zudem müssen sich russländische NGOs, die 
Geld aus dem Ausland erhalten, als „ausländi-
sche Agenten“ registrieren. Dadurch werden die-
se praktisch als Spione diskreditiert und von den 
Behörden scharf kontrolliert sowie schikaniert. 

Die Parallelen zur sowjetischen Außenpolitik 
sind dabei unverkennbar. Unablässig und mit 
großer Vehemenz wird von Moskau die Recht-
fertigung vorgetragen, seine Außen- und Sicher-
heitspolitik sei friedfertig. Da, wo es Gewalt 
einsetze und militärisch interveniere, geschehe 
dies nur, um eine akute äußere Bedrohung ab-
zuwehren. So wird heute in der russländischen 
Propaganda die Intervention des Warschauer 
Pakts in der Tschechoslowakei im August 1968 
wieder als präventive Maßnahme dargestellt, 
um einem Angriff der NATO zuvorzukommen. 
Die enormen Rüstungsanstrengungen werden 
als Reaktion auf das „unaufhörliche Vordrin-
gen der NATO an Russlands Grenzen“ darge-
stellt, und die Annexion der Krim sei unter an-
derem deswegen dringend geboten gewesen, 
um Sewastopol nicht in die Hände der westli-
chen Allianz fallen zu lassen. 

Die Anwendung von Gewalt in der Außen-
politik Moskaus damals wie heute ist jedoch 
nicht als Abwehr äußerer militärischer Gefah-
ren zu werten. Diese ist vielmehr eine Reaktion 
auf politische, wirtschaftliche und gesellschaftli-
che Emanzipationsbestrebungen in einem geo-
graphischen Bereich, den der Kreml als seine 
Einflusssphäre betrachtet. In der Sowjetära wie 
heute sind es die Bestrebungen der betreffenden 
Länder, einen demokratisch, pluralistischen, 
marktwirtschaftlichen und rechtsstaatlichen 
Entwicklungsweg zu beschreiten, die dem Kreml 
widerstreben. Er fasst diese als Untergrabung 
seiner Kontroll- und Einflussmöglichkeiten nach 
außen und seiner Herrschaft im Inneren auf. 
Infolgedessen ist offensichtlich, dass es nicht die 
NATO-Osterweiterung ist, die die Moskauer 
Machtelite in Bedrängnis bringt, sondern die 
Erweiterung der EU. 

 
FAZIT 

Russland ist natürlich nicht eine territorial 
geschrumpfte Sowjetunion, nur unter einem 
anderen Namen. Der Marxismus-Leninismus 
als Ideologie ist und bleibt tot, und die UdSSR 

mit seinen fünfzehn Republiken staatsrechtlich 
wiederherzustellen, ist praktisch unmöglich. 
Dies ist auch nicht erklärtes oder unerklärtes 
Ziel Moskaus. Dennoch sind wichtige Struk-
turelemente des Sowjetsystems in das „System 
Putin“ wieder eingeführt worden. Dies betrifft 
alle Dimensionen der Entwicklung Russlands 
seit dem Amtsantritt Putins als Präsident im 
Jahre 2000 und verstärkt nach dem Beginn sei-
ner dritten Amtszeit 2012. Der Machtstellung 
des Generalsekretärs der KPdSU entspricht die 
Putins – dies eher in einer stalinistischen Varian-
te als Alleinherrscher, denn in der begrenzten 
Form der Chruschtschow- oder Breschnjew-Ära 
mit formalisierter, kollektiver Entscheidungs-
findung. Personenkult um den Chef im Kreml 
ist allerdings beiden Systemen gemeinsam. 

Zwar ist das in der Verfassung der UdSSR 
verankerte Machtmonopol der KPdSU Geschich-
te, aber die Partei Einiges Russland ist de facto 
Einheitspartei. Da diese Partei wie Gerechtes 
Russland regierungskonform agiert, ist auch – 
wie in der Sowjetunion − die für demokratische 
Systeme typische Gewaltenteilung aus den An-
geln gehoben. Die Exekutive schaltet und waltet 
wie es ihr passt und lässt ihr Vorgehen durch die 
Legislative absegnen. Die Judikative unterliegt 
ebenfalls der Kontrolle durch die Regierung. 
Die Rechtsorgane wie Gericht, Staatsanwalt-
schaft und Polizei werden politisch instrumen-
talisiert. 

Die in der Jelzin-Ära entstandene Marktwirt-
schaft wird immer stärker seines „fairen“ Attri-
buts beraubt und durch korrupte Verbindun-
gen mit den Behörden deformiert. Freunde und 
Weggefährten des Präsidenten werden zu hoch-
rangigen Behördenchefs, nehmen Filetstücke der 
Wirtschaft in Besitz und häufen Reichtümer 
an, von denen Sowjetfunktionäre nur träumen 
konnten. Der Staat greift immer weiter auf und 
tiefer in wirtschaftliche Abläufe ein und setzt auf 
zentrale Kontrolle. Sein Anteil an der Gesamt-
wirtschaft wächst. Der militärisch-industrielle 
Komplex soll als Motor gesamtwirtschaftlicher 
Modernisierung dienen. 

Die Gesellschaft wird mit dem künstlichen 
Aufbau äußerer Bedrohungen, national-patrio-
tischen Appellen und anti-westlichen Ressenti-
ments auf Vordermann gebracht. Die russische 
Geschichte, nicht zuletzt der Große Vaterländi-
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sche Krieg, wird heroisiert, Stalin als Staatsmann 
und großer Heerführer aufgewertet und der 
Molotow-Ribbentrop-Pakt als politisch notwen-
dig und moralisch unproblematisch hingestellt. 
Die Vierte Gewalt in Form von einflussreichen 
unabhängigen Medien ist wieder praktisch aus-
geschaltet. Das zentrale Fernsehen und die 
staatlichen Informationsapparate formen und 
verwalten die öffentliche Meinung. Nicht-Re-
gierungsorganisationen, soweit diese auch im 
Entferntesten politisch aktiv sind oder aus dem 
Ausland Geld erhalten, werden diskreditiert 
und unter Druck gesetzt. Dadurch und durch 
das Fehlen einer unabhängigen Justiz wird ver-
hindert, dass eine aktive Zivilgesellschaft ent-
steht. 

Diesen fatalen Entwicklungen entgegen steht 
immer noch das Internet, das sich, wie das chi-
nesische Beispiel zeigt, nur schwer kontrollieren 
lässt. Einer völligen Rückkehr zu einem System 
sowjetischer Prägung mit Abschottung von der 
Weltwirtschaft steht auch die Realität der Glo-
balisierung entgegen. Letzten Endes führt jedoch 
das entstandene System Putin wie das Sowjet-
system Breschnjews mit seinen steigenden Kos-
ten und der sich immer weiter öffnenden Schere 
zwischen neoimperialen Ambitionen und ver-
fügbaren Ressourcen in die Stagnation und den 
Niedergang. Die Frage ist nur, ob das bereits 
verfestigte System noch veränderbar ist. 
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